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AG Verteilungsgerechtigkeit und soziale Integration  der SPD-Bundestagsfraktion

Programm der Konferenz „Reichtum in Deutschland“

Montag, den 23.10. 2006, 12.00 – 18.00 Uhr
Fraktionssaal der SPD, Reichstag

Eröffnung Rolf Stöckel, Sprecher der 12.00 – 12.15 Uhr
AG Verteilungsgerechtigkeit

Begrüßung Nicolette Kressl,
stv. SPD-Fraktionsvorsitzende

Input zu 12.15 – 14.00 Uhr

Bestandsaufnahme: Der Reichtum und seine Verteilung

Prof. Dr. Ernst-Ulrich Huster,
Ev. Fachhochschule Bochum

Eliteforschung als Voraussetzung der
Reichtumsforschung

Prof. Dr. Michael Hartmann,
TU Darmstadt

Reichtum: Zur Methode und Datenlage

Markus Zwick,
Leiter des Forschungsdatenzentrums
des Statistischen Bundesamtes

Prof. Dr. Joachim Merz,
Universität Lüneburg

Reichtum und Steuerpolitik
Prof. Dr. Dieter Eißel,
Universität Gießen
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Diskussion

Moderation: Hilde Mattheis,
stv. Sprecherin der AG Verteilungsgerechtigkeit 14.00 – 15.45 Uhr

Kaffeepause 15.45 – 16.15 Uhr

Zukünftige politische Handlungsfelder 16.15 – 18.00 Uhr

Podiumsdiskussion

Moderation:
Wolfgang Spanier, MdB,
stv. Sprecher der AG Verteilungsgerechtigkeit

Teilnehmer: Dr. Ralf Stegner;
Innenminister Schleswig-Holstein

Dr. Dierk Hirschel,
Chefökonom DGB

Joachim Poß, MdB
Stv. Fraktionsvorsitzender der
SPD-Bundestagsfraktion

Franz Thönnes, MdB
Parl. Staatssekretär im
Bundesministerium für Arbeit
und Soziales

Schlusswort Hilde Mattheis, MdB 18.00 Uhr
stv. Sprecherin der
AG Verteilungsgerechtigkeit
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Vorwort

Reichtum in Deutschland - Eigentum verpflichtet

Hilde Mattheis, MdB,
stv. Sprecherin der AG Verteilungsgerechtigkeit

„Denn die einen sind im Dunklen und die anderen sind im Licht. Und man siehet die im
Lichte, die im Dunkeln sieht man nicht." (Bert Brecht)

… und auch die ganz weit oben nicht?

Der 2. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung
(2005) stellt fest, dass die Datenlage und die Erfassung
dessen, was als „Reichtum“ definiert wird, unzureichend sind.

Trotz dieses Defizits des 2. Armuts- und Reichtumsberich-
tes wird u. a. vom Statistischen Bundesamt bestätigt, dass
die Schere der Einkommens- und Vermögensverteilung in
den letzten Jahren deutlich weiter auseinander gegangen
ist. Gleichzeitig vergrößert sich die Kluft zwischen privatem
Reichtum und öffentlicher Armut.

Mit dieser Entwicklung wird die Zielvorstellung einer gerecht gestalteten Gesellschaft ins
Gegenteil verkehrt. Oder wie es die EKD gerade in ihrer Denkschrift zur Armut in
Deutschland formuliert: „Die zentrale, immer wieder neu zu thematisierende Frage lautet
daher: Welche Spreizung zwischen Armut und Reichtum ist in einer Gesellschaft noch
angemessen, die sich am Maßstab der gerechten Teilhabe ausrichten möchte?“

In diesem Zusammenhang ist auch der Auftrag des Grundgesetzes Art. 14 Absatz 2
„Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen“
neu zu diskutieren.

Hilfreich ist es deshalb, sich den Wortlaut des gesamten Artikel 14 des Grundgesetzes zu
vergegenwärtigen:

 „Artikel 14 [Eigentum – Erbrecht – Enteignung]
(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken werden

durch Gesetze bestimmt.
(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit

dienen.
(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durch

Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Entschä-
digung regelt. Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der Interessen der
Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschädigung
steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen.“
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Der Auftrag des Grundgesetzes an die Politik ist deutlich formuliert. Sie, die Politik, hat,
genauer wir, die Politikerinnen und Politiker, haben dafür zu sorgen, dass die Verpflichtung
des Eigentums, „zugleich zum Wohle der Allgemeinheit“ zu dienen, eingehalten wird.

Die Reichtumsberichterstattung ist demnach ein Instrument zur Kontrolle dieses grundge-
setzlichen Auftrags. Sie hat zu klären, welcher neuen rechtlichen Regelungen es bedarf,
um die Kluft zwischen arm und reich und zwischen privaten und öffentlichen Gütern zu
verringern.

Im Koalitionsvertrag wurde vereinbart: „Abzubauen sind Forschungsdefizite im Rahmen
der Armuts- und Reichtumsberichterstattung, insbesondere in Bezug auf Reichtum und
der künftigen Einkommens- und Vermögenssituation im Alter.“

Damit ist das Ziel für den 3. Armuts- und Reichtumsbericht benannt: Aussagen über den
„Reichtum“ sollen präziser sein und die Zielgenauigkeit politischer Antworten erhöht
werden. Diese Veranstaltung „Reichtum in Deutschland“ soll einen Beitrag dazu leisten.

Zur Einführung und zum besseren Verständnis dieser Dokumentation sollen die nachfol-
genden Informationen über den 2. Armuts- und Reichtumsbericht dienen:

Ziel der Armuts- und Reichtumsberichterstattung im Sinne einer sozial gerechten Politik
ist es, die sozialen und ökonomischen Teilhabe- und Verwirklichungschancen für alle
Mitglieder der Gesellschaft sicherzustellen.

Bisher gelang es nur unzureichend, die tatsächlichen Teilhabe- und Verwirklichungs-
chancen wirksam zu messen. Geeignete Instrumente und Indikatoren müssen erst ent-
wickelt und bisherige Messmethoden verbessert werden.

Jede Betrachtung der Einkommensverteilung basiert in erster Linie auf Markteinkommen,
die im Wirtschaftsprozess erzielt werden. Löhne und Gehälter werden im Rahmen von
Verhandlungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern bzw. Arbeitgeberverbänden
und Gewerkschaften auf der Basis der gesetzlich garantierten Tarifautonomie verhandelt.

In einem zweiten Schritt haben Bund und Länder die Möglichkeit, durch eine entspre-
chende Finanz-, Steuer-, Vermögensbildungs- und Sozialpolitik die Einkommen je nach
sozialer Belastbarkeit und zum Wohle der Allgemeinheit umzuverteilen.

Die Vermögenssituation privater Haushalte hängt unmittelbar mit der Einkommensver-
teilung zusammen. Viele private Haushalte in Deutschland verfügen über hohe Ver-
mögen. Diese sind in der Vergangenheit stetig gewachsen und haben 2003 nach Ergeb-
nissen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS), die alle fünf Jahre erhoben
wird, eine Summe von 5 Billionen Euro erreicht. Das entspricht im Durchschnitt aller
Haushalte einem Vermögen von 133.000 Euro. Von 1998 bis 2003 stieg das Netto-
vermögen nominal um rund 17 %.

Dominiert wird die Vermögenshöhe und -verteilung durch das Immobilienvermögen, das
rund 75 Prozent ausmacht. Dagegen ist die Bedeutung von Aktien für das gesamte Ver-
mögen privater Haushalte trotz des Aktienbooms der 1990er Jahre eher gering. Nur etwa
3 bis 4 % ihres Bruttovermögens haben Privathaushalte in Aktien oder Aktienfonds an-
gelegt.
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Insgesamt sind die Privatvermögen in Deutschland sehr ungleichmäßig verteilt. Die
unteren 50 % der Haushalte verfügen nur über etwas weniger als 4% des gesamten Net-
tovermögens (ohne Betriebsvermögen). Dagegen besitzen aber allein die reichsten 10 %
der Haushalte rund 47 % des gesamten Privatmögens und deren Anteil ist von 1998 bis
2003 um gut 2 Prozentpunkte gestiegen.

Diese Entwicklung ist zum größten Teil auf eine Steigerung der von den Haushalten
selbst eingeschätzten Höhe ihrer Immobilienvermögen zurückzuführen. Betroffen von
Wertsteigerungen sind vor allem die Vermögen der reicheren Haushalte, da sie sehr viel
häufiger als die übrigen Haushalte über Immobilien verfügen: Im obersten Zehntel der
Vermögenspyramide besitzt praktisch jeder Haushalt Grundvermögen, im untersten
Zehntel nur rund 6 %. Gleichzeitig sind die geschätzten Immobilienwerte bei den Haus-
halten im obersten Zehntel durchschnittlich über zehnmal so hoch wie bei denen im un-
tersten Zehntel.

Wir wissen, dass in einem demokratisch verfassten Rechtsstaat, in dem das Marktge-
schehen eine entscheidende Rolle spielt, die Möglichkeiten des Staates, unmittelbar auf
die Vermögensverteilung Einfluss zu nehmen, begrenzt sind. Anders verhält es sich mit
den Möglichkeiten des Staates, die Höhe des verfügbaren Einkommens, zu dem neben
Erwerbseinkommen auch Einkommen aus Kapital- und Sachvermögen gehört, über die
Besteuerung zu beeinflussen.

Die rotgrüne Bundesregierung hat seit 1998 in der Steuerpolitik entscheidende Weichen-
stellungen vorgenommen. Steuervergünstigungen und Ausnahmeregelungen wurden ab-
gebaut. Vor allem schwächere Haushalte wurden steuerlich entlastet.

Die statistische Auswertung von Vermögen beschränkt sich heute auf sehr pauschale
Prozentangaben zur Vermögensverteilung der Haushalte. Es macht jedoch durchaus
Sinn, sich die Verteilung des Reichtums auch kleinteiliger anzusehen. Denn: „Je feiner
die Datensätze sind, desto mehr kann man wirklich Veränderungen wahrnehmen, was
Macht und ähnliches angeht, das sieht man, wenn man - wie in den USA - in den Pro-
millebereich geht“ (Prof. Hartmann). Nur durch eine detaillierte Betrachtungsweise kann
es gelingen, klarer den Erfolg oder Misserfolg von Politik hinsichtlich der sichergestellten
Verteilungsgerechtigkeit zu ermessen.

Betrachtet man zum Beispiel das Vermögen der – nach dem „manager magazin“ – reich-
sten 300 Deutschen von insgesamt 400 Milliarden Euro, so bedeutet allein in diesen Ver-
mögenskategorien der Verzicht auf nur 1 Prozent der Vermögenssteuer im Ergebnis
staatliche Mindereinnahmen von 4 Milliarden Euro.

Daran ändert auch die immer wieder ins Feld geführte Stiftungs- bzw. Spendebereitschaft
der reichsten Deutschen nichts, weil sie insgesamt sehr marginal bleibt: Auf gerade mal
141 Mio. Euro summieren sich die Spenden der „spendabelsten 10 Unternehmer“ im Jahr
2005 („manager magazin“), zudem kamen 69 Mio. Euro - also fast die Hälfte - vom Konto
der beiden Spitzenreiter in dieser Kategorie.
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Zur Konferenz und Ausblick

Unsere Konferenz „Reichtum in Deutschland“ konzentriert sich im ersten Teil zunächst
auf eine Bestandsaufnahme, die den „Reichtum und seine Verteilung“ durch Prof. Dr.
Ernst-Ulrich Huster thematisiert.

Daran anschließend referiert Prof. Dr. Michael Hartmann über „Eliteforschung als Voraus-
setzung der Reichtumsforschung“. Die Eliteforschung ist eine wichtige Forschungs-
richtung, die allerdings bisher für die Reichtumsforschung kaum genutzt wurde, obwohl
sie für die Hintergründe und Kontinuität des Reichtums der Reichen sehr wichtige Er-
kenntnisse liefern kann.

Über „Reichtum: Zur Methode und Datenlage“ referieren Prof. Dr. Joachim Merz und
Markus Zwick vom Statistischen Bundesamt.

Prof. Dr. Dieter Eißel trägt seine Analyse zu „Reichtum und Steuerpolitik“ vor. Er widmet
sich den Fragen, welche Steuerungsmöglichkeiten im Sinne von Verteilungsgerechtigkeit
bestehende und mögliche Steuerpolitik bietet.

Wie Sie in dieser Dokumentation nachlesen können, gaben die Beiträge und die sich
anschließende Diskussion mit dem breiten und fachkundigen Teilnehmerkreis der Kon-
ferenz eine umfassende Gesamtschau auf die Reichtumsberichterstattung.

Es kommt nun darauf an, die dabei vorgetragenen Anregungen für die Beseitigung von
Forschungsdefiziten aufzugreifen und für die künftige politische Arbeit unter der Zielvor-
stellung „Verteilungsgerechtigkeit und soziale Integration“ zu nutzen.

Dabei können wir auch auf die weiterführenden Beiträge des zweiten Teils der Konferenz
über „Zukünftige politische Handlungsfelder“ zurückgreifen. In der von meinem Kollegen
und stv. Sprecher der AG Verteilungsgerechtigkeit Wolfgang Spanier geleiteten Podiums-
diskussion diskutierten Dr. Dierk Hirschel (Chefökonom DGB), Joachim Poß (stv. Frak-
tionsvorsitzender der SPD), Dr. Ralf Stegner (Innenminister Schleswig-Holstein) und
Franz Thönnes (parl. Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und Soziales) vor
allem über Perspektiven der Steuerpolitik als Instrument für mehr Gerechtigkeit in der
Gesellschaft.

Eine Dokumentation der Ergebnisse dieser Diskussion wird zusammen mit den aus-
stehenden Schlussfolgerungen der gesamten Konferenz „Reichtum in Deutschland“ der
Öffentlichkeit in absehbarer Zeit zugänglich gemacht1.

Dabei wird auch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Reform der Erbschaft-
steuer eine Rolle spielen und hoffentlich die Möglichkeit bieten, gesetzliche Grundlagen
dafür zu schaffen,  dass Erben und Besitzer großer Vermögen sich stärker an der Finan-
zierung des Gemeinwohls beteiligen.

                                                     
1 Verwiesen sei in diesem Zusammenhang auch auf den Band 1 der Schriftenreihe des Forum Demokratische

Linke 21 e.V. „Unterschichten? Prekariat? Klassen? Moderne Politik gegen soziale Ausgrenzung, hg. von
Björn Böhning, Klaus Dörre und Andrea Nahles, spw Verlag 2006
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Abschließend danke ich den Referenten und den Podiumsteilnehmern der Konferenz für
die umstandlose Zusage, uns die Ergebnisse Ihrer Arbeit zu präsentieren, dem Teil-
nehmerkreis für die aufmerksame Beteiligung und den hilfreichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Fraktion und der eingebundenen Abgeordnetenbüros für ihre sorgfältige
und präzise Zusammenarbeit bei der Vor- und Nachbereitung der Konferenz.
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Eröffnung

Rolf Stöckel, MdB,
Sprecher der AG Verteilungsgerechtigkeit und sozial e Integration

Sehr geehrte Damen und Herren,

als Sprecher der Arbeitsgruppe Verteilungsgerechtigkeit und soziale Integration in der
SPD-Bundestagsfraktion darf ich Sie herzlich begrüßen.

Ich freue ich mich über die zahlreiche Teilnahme bei unserer Veranstaltung „Reichtum in
Deutschland“.

Meine Damen und Herren,

unser Grundgesetz verpflichtet uns nicht nur zu einem demokratischen und sozialen Bun-
desstaat. Nach Artikel 14 unseres Grundgesetzes ist das Eigentum und das Erbrecht ge-
währleistet, aber es heißt dort gleichzeitig: Eigentum verpflichtet. Der Gebrauch dieses
Artikels soll dem Wohl der Allgemeinheit dienen. Und dieser unveränderbare Verfas-

sungsgrundsatz und Auftrag klingt vor dem Hinter-
grund der aktuellen, globalen finanzkapitalistischen
Entwicklung fast nostalgisch. Für viele, die nicht mehr,
nicht viel mehr als zum Überleben haben, muss sie
eigentlich wie ein Hohn klingen.

Weder der Vorwurf der Neiddebatte, noch die War-
nung vor Kapitalflucht enthebt uns unserer Amtspflicht
als Parlament, als Regierung, diesen Grundsatz poli-
tisch umzusetzen und zu gestalten.

Nicht zuletzt in der Debatte über benachteiligte, ausge-
grenzte Bevölkerungsgruppen und über Armutsrisiken
in der letzten Woche, in den letzten Tagen,  zeigt sich,
dass wir Sozialdemokraten richtig lagen, als wir zu
Beginn der rot-grünen Wahlperiode die Armuts- und

Reichtumsberichterstattung durch die Bundesregierung und die Debatte darüber im
Bundestag etabliert haben. Allerdings hätten wir uns in der Vergangenheit eine so enga-
gierte Debatte über die Armuts- und Reichtumsberichterstattung gewünscht, wie sie der-
zeit in den Medien geführt wird.

Es liegen seit dem parlamentarischen Beschluss zwei Berichte der Regierung vor. Der je-
weilige Bericht muss zur Mitte der Legislaturperiode vorgelegt werden. Es war uns von
vornherein wichtig, dass der Bericht sich nicht nur mit Armut, sondern auch mit der
Entwicklung des Reichtums befasst. Die Behandlung des Begriffspaares Armut und
Reichtum wurde von der konservativ liberalen Opposition zu rot-grünen Zeiten heftigst
bekämpft. Daher war die Erstellung des dritten Armuts- und Reichtumsberichtes als
Bestandteil des Koalitionsvertrages der großen Koalition keineswegs selbstverständlich.
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Wir erwarten die Vorlage dieses dritten Berichtes 2008.

Wir waren uns seinerzeit mit den Gewerkschaften, den Kirchen und den Wohlfahrtsver-
bänden einig, dass nicht nur Armut, sondern auch Reichtum ein Thema der politischen
Debatte sein muss. Während es über Armut zahlreiche Untersuchungen, Daten und In-
formationen gibt, die auf nationaler und europäischer Ebene zusammengetragen werden,
ist über den Reichtum und die Reichtumsentwicklung in unserer Gesellschaft bislang we-
nig bekannt und keine solide Datenlage vorhanden.

Geld und Reichtum sind ein scheues Wild. Damit wird gemeinhin der Umstand umschrie-
ben, dass Reichtum und vor allen Dingen seine Ursachen unbekannte Größen sind.
Deshalb haben wir uns in den bisher vorliegenden Berichten bemüht, verlässliche Daten
über die Vermögensverteilung und Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland zu
bekommen. Diese Bemühungen werden sich im 3. Armuts- und Reichtumsbericht fort-
setzen.

Was bezüglich einer verbesserten Datenlage notwendig ist, dazu wollen wir heute hier
diskutieren. Die Informationen der Beiträge und die Diskussion der Konferenz fließen in
die Debatte unserer Fraktion und der Arbeitsgruppe Verteilungsgerechtigkeit und soziale
Integration ein - damit gelangen die Fakten auch in die Politikfelder, die sich mit der Fra-
ge von Verteilungsgerechtigkeit und sozialer Integration beschäftigen. Ich möchte Sie
gerne einladen, an den zwei geplanten Gesprächsrunden rege teilzunehmen.

Im ersten Teil beginnen wir mit einer wissenschaftlich gestützten Bestandsaufnahme. Ich
freue mich, dass wir namhafte Experten der Republik als Referenten für diese Veran-
staltung gewinnen konnten und Sie sich hoffentlich in der Diskussion rege beteiligen wollen.

Wir fangen mit Professor Ernst Ulrich Huster von der Evangelischen Fachhochschule in
Bochum an, der zum Thema - Der Reichtum und seine Verteilung – referieren wird. An-
schließend hält Professor Michael Hartmann von der TU Darmstadt einen Vortrag zum
Thema „Eliteforschung“ Voraussetzung der Reichtumsforschung. Ihm folgt Markus Zwick,
Leiter des Forschungsdatenzentrums des Statistischen Bundesamtes zu Fragen zur
Methodik und Datenlage. Last but not least Professor Dr. Dieter Eißel von der Universität
Gießen, der zum Thema Reichtum und Steuerpolitik referieren wird.

Die anschließende Diskussion wird von meiner Kollegin Hilde Mattheis moderiert. Wir
möchten Sie bitten, Ihre Verständnisfragen erst nach den Beiträgen zu stellen. Für die
Diskussionen bleibt uns genügend Zeit. Zwischen den beiden Blöcken der Veranstaltung
wollen wir uns eine Kaffeepause gönnen, für Getränke und Kuchen haben wir draußen im
Foyer gesorgt.

Den zweiten Teil der Veranstaltung beginnen wir mit der Podiumsdiskussion über zukünf-
tige politische Handlungsfelder. Als Gäste begrüßen wir Dr. Ralf Stegner, Innenminister
des Landes Schleswig-Holstein (ehemaliger Finanzminister), Dr. Dierk Hirschel, den
Chefökonom des DGB, Joachim Poß, den stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden der
SPD-Bundestagsfraktion zuständig für die Finanzen und Franz Thönnes, den Parla-
mentarischen Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und Soziales. Die Podi-
umsdiskussion wird geleitet von meinem Kollegen Wolfgang Spanier. Leider müssen wir
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auf Dr. Christiane Hohmann-Dennhardt vom Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe ver-
zichten, die unserer Einladung gerne gefolgt wäre, aber kurzfristig aufgrund einer Urteils-
erstellung absagen musste. Leider müssen wir auch unseren Fraktionsvorsitzenden
Peter Struck entschuldigen, der zeitgleich zu unserer Veranstaltung wichtige Gespräche
im Parteivorstand der SPD zu führen hat. Ich freue mich, dass Nicolette Kressl als seine
Stellvertreterin zu uns gekommen ist und für die Fraktion zu uns sprechen wird.

Ich möchte mich zum Schluss bei den beiden Kollegen Hilde Mattheis und Wolfgang
Spanier für die Zusammenarbeit bedanken, ebenso geht mein Dank an die Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen, die diese Veranstaltung vorbereitet haben.

Ich hoffe auf eine rege Diskussion und auf eine gute Veranstaltung.

Herzlichen Dank .

Ich darf Nicolette Kressl zum Grußwort bitten.
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Begrüßung

Nicolette Kressl, MdB,
stv. Fraktionsvorsitzende der SPD-Bundestagsfraktio n

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich darf Sie herzlich von Dr. Peter Struck grüßen, Rolf Stöckel hat es schon gesagt, er
hat es heute nicht geschafft, zu Ihnen zu kommen, lässt Ihnen aber ganz herzliche Grüße
ausrichten. Wir hätten ja keinen besseren Zeitpunkt für diesen Kongress finden können,
nachdem zufälligerweise die Debatte um die Ergebnisse der Friedrich-Ebert-Stiftung in
den letzten Tagen entbrannt ist.

Eine Debatte die sich lohnt; der wir immer einen wichtigen
Raum gegeben haben. Und wo wir uns natürlich fragen
müssen, ob wir denn alle gemeinsam immer auf dem
richtigen Weg sind, wenn eine eigentlich noch im Detail
gar nicht veröffentlichte Studie der Friedrich-Ebert-Stif-
tung uns erst dazu führt, öffentlich intensiv und medien-
wirksam über diese Themen zu debattieren.

Auf diesem Kongress, zu dem wir Sie im Vorfeld des Er-
scheinens des dritten Armuts- und Reichtumsberichts ein-
geladen haben, sollen ja zum einen im ersten Teil sehr
wichtige Analyse- und Datenerhebungsfragen erörtert
werden: Wie werden Armut und Reichtum überhaupt defi-
niert? Wie kann Armut, wie kann Reichtum erfasst werden?  Die Armuts- und Reich-
tumsberichterstattung basiert auf dem Leitgedanken, dass wir eine detaillierte Analyse
der sozialen Lage brauchen, um eine notwendige Basis für die politischen Entscheidungen
tatsächlich zu haben.

Ausgangspunkt dieser Analysedebatte ist, dass sich bereits auf dem Weltsozialgipfel von
Kopenhagen 1995 die damalige Bundesregierung verpflichtet hatte, einen nationalen Ar-
muts- und Reichtumsbericht vorzulegen.

Ich will noch einmal wiederholen, worauf Rolf Stöckel auch schon hingewiesen hat: dass
dann erst die rot-grüne Bundesregierung dieser Verpflichtung nachgekommen ist und
dass zur Zeit an dem dritten Bericht gearbeitet wird.

Inzwischen ist auch unser Koalitionspartner offensichtlich zu der Einsicht gekommen,
dass wir so eine Berichterstattung brauchen. Auch das hat Rolf Stöckel schon erwähnt:
das war nicht immer so und wir begrüßen diesen Wechsel in der Positionierung
ausdrücklich.

Wir haben deshalb im Koalitionsvertrag vereinbart, die bisherige Armuts- und Reichtums-
berichterstattung der Bundesregierung weiterzuführen und auch - so es sie gibt – For-
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schungsdefizite entsprechend abzubauen. Ich glaube, es macht überhaupt keinen Sinn,
jetzt in der kurzen Einführung zu den methodischen Problemen Stellung zu nehmen.
Dazu werden Sie ja auch ausführlich Gelegenheit haben. Es geht uns nur darum, das
Ziel zu unterstützen, weitere Forschungsdefizite abzubauen, weil es falsch wäre, nur
nach Gefühlslagen Entscheidungen zu treffen, sondern weil es eben immer gut ist, wenn
wir tatsächlich auch wissen, von welchen Ausgangsvoraussetzungen wir ausgehen. Ich
will einige Punkte ansprechen, die heute Nachmittag bei der Frage „Was können wir
denn für Folgerungen ziehen?“ wichtig sein können.

Dieser Kongress hat einen anderen Schwerpunkt heute, aber vielleicht passt es dann
gerade angesichts der Debatte in den letzten Wochen durchaus, dass ich noch einige
Anmerkungen  für den Bereich der Bildung  mache.

Zum einen müssen wir wissen, dass - so unvollständig und ohne ausführlichen Text die
Friedrich-Ebert-Studie ja ist - es wirklich überraschend nicht sein kann, was bisher daraus
bekannt geworden ist. Nämlich, dass sich Sozialhilfe- und Arbeitslosenkarrieren auch
über viele Generationen verfestigen können. Dazu ergänzend will ich darauf hinweisen,
dass auch  dabei  die Verbindung deutlich zu erkennen ist, die Pisa und die Nach-
folgestudien uns sehr deutlich gemacht haben, dass in Deutschland - mehr als in jedem
anderen europäischen Land - die soziale Herkunft über Bildung und Lebenschancen  ent-
scheidet.

Wir wollen uns mit dieser Realität nicht abfinden und die Lebenssituation von Menschen
verbessern. Ich darf Sie daran erinnern, dass in den letzten Jahren - auch was die rein
materiellen Bedingungen angeht - einiges auf den Weg gebracht worden ist. Der Kinder-
zuschlag, den ich ausdrücklich erwähnen will, war eine dieser Maßnahmen und ich glau-
be es macht viel Sinn, hier heute Nachmittag sehr genau zu überlegen, was sich dabei
bisher bewährt hat, was sich beim Kinderzuschlag auch tatsächlich positiv ausgewirkt hat
und wie er weiterentwickelt werden muss. Ich will Sie darauf hinweisen, dass wir uns in
der Koalitionsvereinbarung festgelegt haben, über eine Weiterentwicklung des Kinderzu-
schlages auch tatsächlich zu sprechen, weil wir glauben, dass wir mit diesem Instrument
an der richtigen Gruppe ansetzen können.

Ich glaube aber auch, und das ist ja auch in der Debatte in den letzten Wochen vorge-
kommen, dass die zentrale Frage, die sich aus der Studie zum Beispiel der Friedrich-
Ebert-Stiftung ergibt, keine ausschließliche und keine primär materielle ist. Wer sich Er-
gebnisse verschiedener Studien ansieht, wird feststellen, dass die Hälfte der Menschen,
die dort soziologisch korrekt als „abgehängtes Prekariat“ beschrieben werden, schon aus
der unteren Schicht kommen. Das heißt, sie gehören dieser Gruppe schon in der zweiten
oder  dritten Generation an.

Es handelt sich also nicht um ein neues Problem. Die Älteren im Raum hier werden sich
daran erinnern, dass über die neue soziale Frage schon in den 70er Jahren debattiert
und geschrieben wurde. Wer Armut also als Folge der Arbeitsmarktreform begreift, ist,
glaube ich, oft auf dem falschen Weg.

Insbesondere die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe, die ja immer wie-
der diskutiert wurde, hat sehr häufig Menschen, die jahrelang in der „Sozialhilfeecke“  ze-
mentiert  waren, eher aus dieser Sackgasse herausgeholt.
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Die Hans-Böckler-Studie, ich habe es vorhin schon angesprochen, kommt bei der Frage,
wie durchlässig sind unsere verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen, auch zu einem
entsprechenden negativen Ergebnis. Bei der Integration in den Arbeitsmarkt sowie Bil-
dung und Ausbildung landet Deutschland innerhalb der EU nur auf Platz 18. In Sachen
Gleichstellung und Generationengerechtigkeit sogar nur auf dem Platz 23 von 24 Natio-
nen. Und ich glaube, hier ist ein ganz entscheidender Punkt, auch in Zukunft anzusetzen.

Da gibt es auf der einen Seite die Situation, dass wir, angestoßen von Franz Müntefering,
über die Frage „Zukunft der Generation Praktikum“ miteinander sprechen. Ich halte es für
einen ganz entscheidenden Punkt deutlich zu machen: wer Bildungschancen ergreift,
kann und darf nicht in der Situation bleiben, dass nach einer abgeschlossen Ausbildung
auch tatsächlich eine nicht geschützte Praktikumsphase an die andere gesetzt wird, und
es geht natürlich vorher auch entsprechend darum, Kindern Bildungschancen zu er-
öffnen.

Wenn jährlich rund 80 000 junge Menschen die Schule ohne Abschluss verlassen, dann
ist eben für viele dieser Jugendlichen der Weg in die Sackgasse vorgezeichnet. Und ich
will gern noch ergänzen: wenn junge Menschen die Hauptschule mit einem Abschluss
verlassen und sie zur Zeit in der Situation sind, dass so gut wie keine Hauptschüler den
Weg direkt in eine Ausbildung auf dem „ersten Ausbildungsmarkt“ finden,  sondern wir sie
immer stärker auch in Warteschleifen bringen, dann gehört das natürlich auch zu der Auf-
gabe, die uns in den nächsten Jahren noch näher beschäftigen muss. Wir haben uns als
SPD-Fraktion ausdrücklich vorgenommen, noch einmal zu überlegen, wie wir mit der so
genannten  „Bugwelle“ - das heißt die jungen Menschen, die sich völlig zurecht nach
mehreren Warteschleifen wieder um den Ausbildungsplatz bemühen - umgehen können.
Und welche Maßnahmen wir - weil wir wissen, dass der Ausbildungspakt alleine dafür
nicht ausreicht -  für das nächste Jahr entsprechend auf den Weg bringen können.

Und ich will noch eine Anmerkung machen zur Frage der Bildungschancen. Wir haben
diese Debatte angestoßen - auch auf der bundespolitischen Ebene. Für uns Bundespoliti-
ker ist es oft eine extrem schwierige Situation, wenn wir in manchen Bereichen immer
wieder sagen müssen „dafür sind wir aber nicht zuständig“. Ob wir hier auf allen staatli-
chen Ebenen tatsächlich zu bildungspolitischen Verbesserungen kommen, ist eine der
ganz großen föderalen Herausforderungen, vor denen wir stehen.

Wir haben uns vorgenommen, im Bereich Infrastruktur für Bildung und Erziehung und
Betreuung noch mehr auf den Weg zu bringen, als wir das bisher schon getan haben.
Dabei muss geklärt werden, wie die Kommunen und die Länder so unterstützt werden
können, dass Geld wirklich da ankommt, wo es ankommen soll. Und es wird natürlich
sehr spannend sein, miteinander dann nicht nur darüber zu diskutieren, ob uns beitrags-
freie Kindergärten und Kitas weiter helfen, sondern auch, ob dies nicht sinnvoller Weise
mit einem verpflichtenden Besuch von Kitas und Kindergärten verbunden werden muss.

Peter Struck hatte mich ausdrücklich darum gebeten, auch noch einige wenige Worte
zum Thema Reichtum zu sagen, weil Sie das ja als Schwerpunkt heute haben. Und ich
will nicht noch einmal Beispiele einzeln beschreiben, aber doch darauf hinweisen, dass
wir da natürlich auch von Vertretern der Wirtschaft immer wieder schlechte Beispiele vor
Augen haben. Die Erhöhung der Vorstandsgehälter von Siemens sei nur als ein Beispiel
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dabei genannt. Und deshalb ist für uns eben auch die Betrachtung von steuerlichen Maß-
nahmen wichtig. Dazu werden Sie heute Nachmittag ja auch mit Herrn Poß diskutieren
können.

Sie wissen, dass wir mit den Koalitionsverhandlungen beim Thema Reichensteuer einen
Gesetzentwurf auf den Weg gebracht haben und dass noch in diesem Jahr wichtigen
Entscheidungen zur Modifizierung der Erbschaftssteuer anstehen. Da muss es unser Ziel
sein, hohe Vermögen bei der Vererbung angemessen zu besteuern und auch eine ande-
re Bewertung von privaten Immobilien zu erreichen - um nur zwei Beispiele zu nennen.

Sie sehen, wir haben eine große Palette von Aufgaben vor uns. Ich wünsche Ihnen bei
der Analyse der Situation und auch bei der Debatte darum, welche Wege können gegan-
gen werden, heute Nachmittag einen spannenden Tag, gute Erkenntnisse und eine er-
folgreiche Tagung für Sie alle.

Vielen Dank.
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Diskussion

Moderation: Hilde Mattheis, MdB,
Stv. Sprecherin der AG Verteilungsgerechtigkeit

Herzlichen Dank, Nicolette Kressl.

Meine Damen und Herren,

seien Sie auch von meiner Seite hier herzlich willkommen geheißen. Natürlich hat Frau
Kressl richtigerweise auch die andere Seite dieser Medaille angesprochen. Zu Reichtum
gehört Armut. Wir wollen uns heute allerdings ganz konzentriert der einen Seite, nämlich

der Reichtumsseite, zuwenden.

Wenn Sie zufällig in diesem Monat das „Manager
Magazin“ gelesen haben, haben Sie sofort die Liste
der 300 reichsten Menschen in Deutschland vor Au-
gen und wissen auch, was die Vorstände der 30 no-
tierten DAX-Unternehmen pro Jahr erhalten. Das
sind im Durchschnitt ungefähr 1,7 Mio. Euro. Das
sind riesige Summen. Wir wollen heute, was die Ver-
teilungsfrage anbelangt, aber auch was die Verant-
wortlichkeit dieser Menschen für unsere Gesellschaft
anbelangt, die richtigen Fragen stellen.

Wir haben durch den zweiten Armuts- und Reich-
tumsbericht festgestellt, dass wir bezüglich der Daten-
lage ein Defizit haben. Dieses Defizit wollen wird

heute mit dieser Fachkonferenz ein Stück weit aufarbeiten. Ich sage ganz vorsichtig ein
Stück weit, weil eine Fachkonferenz natürlich nur ein Auftakt sein kann.

Ich begrüße hier auf dem Podium die Fachwelt zu diesem Thema. Sie wurden einzeln
schon vorgestellt. Herzlichen Dank auch von meiner Seite, dass Sie sich heute die Zeit
nehmen. Wir wollen nicht nur Reichtum und seine Verteilung genauer angucken, sondern
uns auch der Elitenforschung zuwenden. Das ist ein wichtiger Punkt, wenn wir Reichtum
und Vermögen betrachten wollen.

Ich darf an alle Podiumsteilnehmer noch einmal die herzliche Bitte richten, die wir im Vor-
feld schon abgeklärt haben, dass wir nacheinander konzentriert einen zehnminütigen
Beitrag hören und dann sofort in die Diskussion eintreten, und dabei auch die Möglichkeit
bieten, Nachfragen zu stellen.

Also noch einmal herzlichen Dank. Ich begrüße Herrn Professor Merz - er wurde in der
Eingangsrunde nicht genannt -, schön dass Sie da sind.

Herr Professor Huster, der unter anderem in der jüngsten Ausgabe der „Zeit“ publiziert hat,
wird zunächst referieren. Ich weise darauf hin, dass ihre Beiträge für die schriftliche
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Dokumentation der Veranstaltung umfangreicher sein können, als es die hier vorgetra-
genen zehnminütigen Eingangsreferate sind. Herr Huster, bitte.

Prof. Dr. Ernst-Ulrich Huster
Bestandsaufnahme: Der Reichtum und seine Verteilung

Das Jackpot-Fieber hatte fast alle erfasst, selbst aus dem Ausland reisten Mann und
Frau zu Lotto-Annahmestellen in Deutschland. Millionen Menschen hofften auf das große
Glück. Sich leisten können, was man will, genug haben, auch für das Alter, Privilegien
eingeräumt bekommen, die andere nicht besitzen, Gutes tun zu können, damit man die
Dankbarkeit anderer erfährt: Dies ist der diskrete Charme, den „Reichtum“ ausmacht.
„Reichtum“ ist ein Leitbild, das letztlich für soziale Differenzierung steht: Leistung und
Wettbewerb werden verlangt, mit ihnen sind positive Gratifikationen verbunden, mate-
rielle und immaterielle. Leistung und Konkurrenz sind die vorherrschenden Verhaltens-
anforderungen, wo „Reichtum“ als Gratifikation geboten wird. Reichtum kennzeichnet
eine herausgehobene Position in der Gesellschaft, auch wenn sich diese Position derzeit
angesichts millionenfacher Besetzung gleichzeitig ein Stück weit selbst wieder entwertet.
Früher waren Besitz und Reichtum ein Kriterium für die Zugehörigkeit zur Elite einer
Gesellschaft. Legte man dieses heute kritisch zu Grunde, dann wäre die Mafia die Elite
der Nation! Doch – was meint „Reichtum“?

„Reichtum“ - Begriffsbestimmung und Quellen

Reichtum ist zunächst und vor allem - wie auch Armut - relativ. Wenn ein Leben unter-
halb der Hälfte dessen, was - im gewichteten Durchschnitt - einem Haushalt zur Verfü-
gung steht, die Grenze zur Armut markiert, so bedeutet das Überschreiten des doppelten
durchschnittlichen gewichteten Haushaltseinkommens ebenfalls einen besonderen Ein-
schnitt, der als eine mögliche Reichtumsgrenze gefasst werden soll. Dabei kann über die-
ses quantitative Kriterium hinaus auch der Nachweis einer besonderen Qualität beim Ver-
brauch in diesen Haushalten geführt werden, getreu der Devise aus Brechts Dreigro-
schenoper: „Nur wer im Wohlstand lebt, lebt angenehm.“ Dabei stellt Einkommen eine
Fließgröße dar, die ihrerseits starken Schwankungen unterworfen ist. Im Gegensatz dazu
hat das Vermögen eine größere Beharrungstendenz und kann seinerseits erneut Quelle
von Einkommen sein.

Wichtig ist dabei, wie auch in der Armutsdiskussion, eine Differenzierung innerhalb der
Gruppe der Reichen. Ob man sich dabei der Kategorien „reich“ und „superreich“ bedient,
ist weniger erheblich als vielmehr die Tatsache, dass innerhalb der Gruppe der Reichen
eine Personengruppe existiert, bei der Einkommen und Vermögen insoweit eine neue
Qualität gewinnen, als sie immer wieder zur Quelle von neuem Einkommen und Ver-
mögen werden.

Das eigentliche Problem aber liegt bei den empirischen Quellen zum Reichtum. Es gibt in
der bundesdeutschen Literatur nur wenige Ansätze, die Entwicklung des Reichtums zu
beschreiben und zu analysieren. Beschäftigt man sich mit dem Reichtum, erkennt man
sehr schnell, dass es im Grunde keine Quellen gibt, die geeignet sind, aus sich heraus
das Bild des Reichtums und dessen Entwicklung zu illustrieren. Es drängt sich der
Verdacht auf, dass Unkenntnis über hohe Einkommen vielleicht sogar eine ihrer
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Voraussetzungen darstellt. Hohe Einkommensbezieher lieben das Diskrete, vor allem,
wenn es um die Offenlegung ihrer Einkünfte geht. Man stelle sich in Deutschland eine
vergleichbare Offenlegung der Steuerlisten wie in Schweden vor! Durchgängig basieren
Quellen zum Reichtum auf Selbstauskünften (EVS, Panel) bzw. auf der Steuerehrlichkeit.

Es sind aber nicht nur die Quellen, sondern die Daten selbst, die Probleme bereiten. Man
denke etwa an die Altersversorgung: Selbständigenhaushalte regeln dieses im Regelfall
auf privatrechtlicher Basis, abhängig Beschäftigte dagegen vorrangig öffentlich-sozial-
rechtlich. Folglich sagt die absolute Höhe der Nettoeinkommen (Einkommen nach Steu-
ern und Sozialabgaben) wenig über das verfügbare Einkommen aus, hat doch der ab-
hängig Beschäftigte im Regelfall dann schon seinen Beitrag zur Altersvorsorge weitest-
gehend geleistet, während der Selbständige dieses dann erst selbst tun wird. Dieses hat
Konsequenzen bis hin zum Besitz von Immobilien oder sonstigen Werten als Beitrag zur
Altersvorsorge. Umgekehrt muss gefragt werden, welcher Grad der Altersabsicherung
öffentlich und welcher privatrechtlich erreichbar ist, sowie: Was geschieht mit den An-
wartschaften im Todesfalle, was ist vererbbar, was nicht? Des weiteren sind Vermögens-
werte dann nur schwer erfassbar, wenn sie im Grenzbereich zwischen privat und ge-
schäftlich anzusiedeln sind.

Und schließlich ist einzubeziehen, dass die Le-
bensqualität aller Menschen in unserer Gesell-
schaft ganz wesentlich von öffentlichen Gütern
und Dienstleistungen bestimmt wird, die nicht dem
Einkommen des einzelnen zuzurechnen sind,
ohne die allerdings der Gebrauch des je individu-
ellen Einkommens weit weniger Ressourcen mo-
bilisieren würde. Doch um diese in Anspruch neh-
men zu können, bedarf es komplementärer priva-
ter Investitionen. Dieses gilt für Bildung, Kultur,
Sport, Verkehrsinfrastruktur u. a. m. Aktuell zeigt
sich im Bereich Bildung dieses ganz besonders
stark.

Dabei sind die Quellen, Daten und deren
Würdigung mehr als andere Fakten und Zusam-
menhänge in einem außerordentlichen Maße wertbesetzt und folglich in der sozialen
Kontroverse: Ist etwas ein Unternehmensertrag oder ein Profit? Ist etwas eine
angemessene Kapitalverzinsung oder eine moralisch unrechtmäßige Bereicherung?
Handelt es sich um eine legitime Verteilungsdiskussion oder um eine Neidhammel-
Debatte? Folglich ist schon die wissenschaftliche, geschweige denn die politische
Kontroverse über Verteilungsfragen außerordentlich schwierig.
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Armut und soziale Polarisierung – eine Bestandsaufn ahme

Vergleicht man auf der Grundlage des im Frühjahr 2005 veröffentlichten 2. Nationalen Ar-
muts- und Reichtumsberichtes die Nettoäquivalenzeinkommen von 1998 in Deutschland
mit denen von 2003, so nimmt der relative Anteil der Haushalte, die unterhalb der Ar-
mutsgrenze leben - das meint neuerdings nicht mehr die 50 Prozent-Grenze des arithme-
tischen Mittels, sondern die 60 Prozentgrenze des Medianeinkommens2 - in Deutschland
um 1,4 Prozent zu; er steigt von 12,1 auf 13,5 Prozent.

Auf der anderen Seite vergrößert sich der Anteil der Haushalte mit einem Nettoäquiva-
lenzeinkommen von über 200 Prozent von 1992-1998 von 5,2 Prozent auf 5,9 Prozent.
Dieses waren im Jahr 1998 3,6 Millionen Personen. Reichtum ist ein Massenphänomen,
wenn man so will! Bezieht man Reichtum nicht nur auf das Einkommen, sondern auch
auf das Vermögen, so konnten 1998 1,1 Millionen Haushalte mit 1,8 Personen sowohl ein
Einkommen aufweisen, dass diese 200-Prozentgrenze überschreitet, als auch ein Ver-
mögen von – damals - mindestens 1 Millionen DM, damit in etwa das Doppelte dessen,
was nach einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts erbschaftssteuerfrei
bleiben solle, nämlich ein eigengenutztes durchschnittliches Einfamilienhaus. Aktuelle
Zahlen vom sozio-ökonomischen Panel weisen für die Zeit nach 1998 einen leichten
Anstieg beim Anteil der Haushalte mit mehr als 200 Prozent des durchschnittlichen Me-
dianeinkommens auf. Auf der Grundlage dieser von der EVS abweichenden Berech-
nungsgrundlage waren demnach im Jahr 2005 4,2 Prozent der Haushalte reich gegen-
über 3,4 Prozent im Jahr 1997. Allerdings oszilliert auch hier der Wert im Vergleich der
letzten 15 Jahre um die Marke 4 Prozent und weist keinen linearen Anstieg aus.

Spannend ist die Verteilung der höheren Nettoeinkommen nach sozioökonomischen
Gruppen. Innerhalb der Gruppe der Freiberufler und Unternehmen gehören 22,9 bzw.
17,9 Prozent zu den Haushalten mit mehr als 200 Prozent des äquivalenzgewichteten
Medianeinkommens, auf sie konzentrieren sich 79,5 bzw. 67,5 Prozent der Einkommen
in dieser sozialen Gruppe.

In der Gruppe der Arbeiter und Angestellten dagegen gibt es nur 5,9 Prozent reiche
Haushalte und auf sie konzentrieren sich auch nur 17,9 Prozent der Einkommen dieser
Gruppe. Bei den Haushaltstypen haben allein Veranlagte mit einem Kind eine außer-
ordentlich niedrige Reichtumsquote und eine geringe Einkommenskonzentration, wäh-
rend in der Gruppe der zusammen Veranlagten ohne Kinder diese Reichtumsquote 12,7
Prozent und der Anteil dieser Haushalte am Einkommenskuchen dieser Gruppe 35 Pro-
zent beträgt.

Eine hohe Einkommenskonzentration findet man interessanterweise in den gemeinsam
veranlagten Haushalten mit mehr als zwei Kindern: Hier sind 13,2 als reich einzustufen,

                                                     
2 Das Medianeinkommen (siehe auch Seite 58)ist ein Parameter für die Einkommensverteilung innerhalb der
Bevölkerung. Es gibt Auskunft über den Median (Zentralwert) der Grundgesamtheit aller Einkommen. Laut
Definition sind 50 Prozent aller Einkommen geringer und 50 Prozent aller Einkommen höher als das
Medianeinkommen.

Im Gegensatz zum Durchschnittseinkommen, welches das arithmetische Mittel aller Einkommen beschreibt und
für nicht normalverteilte Grundgesamtheiten irreführende Werte liefert, gibt das Medianeinkommen, das
"robuster" gegenüber Ausreißern ist, besser darüber Auskunft, wie viel Menschen "im Normalfall" verdienen.
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innerhalb dieses Haushaltstyps konzentrieren sie 34 Prozent aller Einkommen auf sich.
Kinder stellen ganz offensichtlich nicht durchgängig ein erhöhtes Armutsrisiko dar!

Und schließlich: Die Reichtumskonzentration in Westdeutschland ist im Einkommensbe-
reich doppelt so hoch wie in Ostdeutschland.

Vergleicht man die Verteilung der Einkommen in Deutschland mit denen der anderen EU-
Mitgliedstaaten, so nimmt Deutschland insgesamt eine mittlere Position ein. Sowohl beim
Gini-Koeffizienten3 als auch beim Anteil des jeweiligen obersten Quintils am gesamten
Einkommen fällt die Ungleichheit bei der Verteilung insbesondere in Dänemark deutlich
niedriger, in Großbritannien dagegen deutlich höher aus.

Die Vermögenskonzentration in Deutschland hat sich 2003 gegenüber 1993 verstärkt:
Besaßen 1993 die obersten 10 Prozent der Haushalte 44,7 Prozent, so hat sich deren
Anteil bis 2003 auf 46,8 Prozent erhöht und liegt nun fast bei der Hälfte aller Vermö-
genswerte.

Musste sich 1993 die untere Hälfte aller Einkommensbezieher mit weniger als 4,1 Pro-
zent aller Vermögenswerte zufrieden geben, ist dieser Anteil bis 2003 noch weiter gesun-
ken, und zwar auf 3,8 Prozent.

Insgesamt ist das Vermögen doppelt so stark konzentriert wie die Einkommen. Dieses
trifft folglich auch auf die Erträge aus Vermögen zu. Es gibt – relativ betrachtet - nicht
mehr Reiche, aber die Reichen werden über diesen Mechanismus immer reicher.

Dabei verkennt das Gerede von der zu erwartenden Erbschaftswelle, dass die Erb-
schaften in gleicher Weise ungleich verteilt sein werden, wie es das Vermögen jetzt
schon ist. Bedenkt man, dass die Kinder der wohlhabenden Familien eher innerhalb der
Gruppe der Wohlhabenden heiraten, so zeichnet sich hier eine weitere Konzentration der
Vermögen in der Zukunft ab.

Dabei erfasst die diesen Berechnungen zugrunde liegende Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe das Vermögen nur unzureichend.

Nach sozialen Gruppen geschichtet weisen die Selbständigenhaushalte mit durchschnitt-
lich fast 300.000 Euro je Haushalt den höchsten absoluten Wert aus, gefolgt interes-
santerweise von den Pensionären mit 252.000 Euro. Arbeitnehmer hingegen können im
Schnitt nur 120.000 Euro ausweisen, Arbeitslose nur 48.000 Euro. Diese Durchschnitts-
zahlen müssen besonders vorsichtig interpretiert werden, umfasst doch das zu Grunde
liegende Vermögen verzinsliches Geldvermögen als auch die Verkehrswerte der Immo-
bilien. Folglich geht hier eigengenutztes Wohnvermögen ebenso ein wie der Besitz ver-
schiedener Immobilien zum Zwecke der Alterssicherung.

                                                     
3 Der Gini-Koeffizient oder auch Gini-Index ist ein statistisches Maß, das vom italienischen Statistiker Corrado
Gini zur Darstellung von Ungleichverteilungen entwickelt wurde. Der Koeffizient kann beispielsweise als
Kennzahl für die Ungleichverteilung von Einkommen und Vermögen eingesetzt werden. Er wird besonders in
der Wohlfahrtsökonomie verwendet.
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Nur 6,2 Prozent der Haushalte in Deutschland verfügen über Betriebsvermögen. Eine Er-
hebung des SOEP4 zeigt, dass das Durchschnittsvermögen der Frauen über alle Alters-
gruppen hinweg relativ gleichmäßig etwa 70 Prozent des Vermögens der Männer beträgt.
Die Grammatik hat eben - wie Andrea Weinert formuliert hat - doch recht: Denn es heißt
richtigerweise die Armut und der Reichtum!

Zusammenfassend verweist der 2. Armuts- und Reichtumsbericht auf eine beachtliche
Dynamik in der Einkommensverteilung: „Während sich in der Mitte der Einkommens-
verteilung Auf- und Abstiege mit jeweils etwa einem Drittel die Waage halten, zeigt sich
am oberen Ende eine ebenso dynamische Entwicklung wie am unteren Ende: Die Hälfte
derjenigen mit relativen Einkommenspositionen ab dem Doppelten des Medians der
Nettoäquivalenzeinkommen ist fünf Jahre später in eine niedere Klasse abgestiegen.“
Allerdings steht dem eine gegenläufige Tendenz beim Vermögen gegenüber: Vermögen
hat eine deutlich höhere Beharrungstendenz und sichert die entsprechende soziale
Position ab.

Verteilungsdiskussion versus Neidhammeldebatte

Die Beschäftigung mit „Reichtum“ dient zunächst dessen Schutz, fragt sie doch nach
dem legitimen Besitz und unterscheidet ihn wertend vom illegitim und illegal erworbenen.
Reichtumsforschung geht von der Legitimität sozialer Distanz aus, sie fragt nach deren
Bedeutung in der Gesellschaft. Reichtum soll und darf nicht dämonisiert werden. Auch
steht er nicht für beliebige Umverteilungsüberlegungen zur Verfügung: Reichtum hat
wichtige Funktionen in unserer Gesellschaft, im ökonomischen, sozialen und kulturellen
Bereich. Aber Reichtum steht auch nicht außerhalb des gesellschaftlichen Diskurses da-
rüber, welcher Grad an sozialer Ungleichheit in einer Gesellschaft konstruktiv, förderlich
wirkt und welcher Grad sozialer Ungleichheit destruktiv ist. Insofern bedarf es eines aus-
gewogenen gesellschaftlichen Diskurses darüber, wozu Reichtum dient bzw. was
Sozialbindung von Eigentum konkret heißen soll.

Der „dynamische Unternehmer“ als „Innovationsfigur“

Mit Namen wie Alfred Krupp, Werner von Siemens, Henry Ford, den Rockefellers
u. v. a. m. verbindet sich das Bild vom tüchtigen, kreativen, wagemutigen, aber wirt-
schaftlich-rational handelnden und letztlich erfolgreichen Unternehmer. Seine Aufgabe ist
es, in der privatwirtschaftlich strukturierten Gesellschaft die Produktionsstruktur zu refor-
mieren oder gar zu revolutionieren: durch neue Erfindungen, neue, bislang nicht erprobte
technische Möglichkeiten zur Produktion. Lebensbiographien solcher Personen sind nun
häufig alles andere als Belege für ein Leben auf der gesicherten Grundlage von Wohl-
stand: Viele, die diese innovatorischen Leistungen erbringen wollten, erlitten Schiffbruch.
In Deutschland hat es nach dem Zweiten Weltkrieg noch einmal eine derartige Grün-
derwelle gegeben.
                                                     
4 Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) stellt für die sozial- und wirtschaftswissenschaftliche Grundla-
genforschung Mikrodaten bereit (ähnlich wie Teleskope Daten über das Weltall zur Verfügung stellen, die von
vielen unterschiedlichen Forschern genutzt werden). Diese Daten werden auch für die Sozialberichterstattung
benutzt.

Das SOEP ist eine repräsentative Wiederholungsbefragung privater Haushalte in Deutschland, die im jährlichen
Rhythmus seit 1984 bei denselben Personen und Familien in der Bundesrepublik durchgeführt wird.
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Insofern der marktwirtschaftliche, auf der Grundlage privaten Kapitals basierende Wirt-
schaftsprozess sich letztlich über Angebot und Nachfrage steuert, ist deren materielle
Weiterentwicklung strukturell vom Wirksamwerden des innovatorischen unternehmeri-
schen Handelns abhängig. Gewinne dienen - zumindest in einem gewissen Umfange -
folglich der Innovation über Investition. Umgekehrt zeigt sich, dass dort, wo ein inno-
vatorischer Prozess unterbleibt, oftmals das Ende einer Firmengeschichte, damit aber
auch das Ende der dort vorhandenen Beschäftigungsmöglichkeiten, eingeleitet oder gar
besiegelt wird. Die Aussicht auf Gewinn aus dem eingesetzten Vermögen stellt folglich
eine Vorbedingung für unternehmerische Risikobereitschaft dar, versehen mit der Chance
auf weitere positive Erträge, aber auch mit der Gefahr, das bislang Geschaffene oder
Ererbte ganz oder teilweise zu riskieren. In der Bundesrepublik Deutschland ist eine
Diskussion darüber entbrannt, ob und inwieweit insbesondere die Großunternehmen in
Gestalt von Kapitalgesellschaften und deren Management dieser innovatorischen Auf-
gabe derzeit noch gerecht werden und ob nicht die notwendige Risikobereitschaft und
Dynamik eher bei kleineren Unternehmen bzw. bei den Personengesellschaften zu finden
ist.

Sozialer Genuss: das Mäzenatentum

Reichtum ermöglicht, Gutes zu tun. Natürlich könnte dies auch im Verschenken von ein-
zelnen Geldscheinen an beliebige Bedürftige bestehen. Reiche wollen aber, dass im Re-
gelfall ihr soziales und/oder kulturelles Engagement schon zu ihren Lebzeiten mit ihrem
Namen verbunden wird, zumindest soll nach ihrem Ableben diese Schenkung ihren Na-
men tragen, auf immer mit ihrem Namen verbunden werden. Unzählig sind solche Stif-
tungen, in jedem deutschen Museum verweisen kleinere und größere Schilder auf Leih-
gaben, Schenkungen, ja ganze Sammlungen, die vordem in Privatbesitz gewesen sind.
Die Namen großer Wirtschaftsunternehmen sind inzwischen mit Stiftungen für wissen-
schaftliche, kulturelle und soziale Zwecke verbunden. Ihr Sponsoring ist für weite Teile
des kulturellen Lebens unverzichtbar, gehen doch von hier Innovationen etwa im Hoch-
schulbereich, der Forschungsförderung, der Förderung von wissenschaftlichem und kul-
turellem Nachwuchs aus.

Es sagt etwas über die Wertigkeit von sozialem Engagement in unserer Gesellschaft aus,
wenn sich solches Mäzenatentum nur in Randbereichen auf soziale Belange bezieht.
Dabei gibt es auch hier durchaus historisch leuchtende Vorbilder, erste Siechenhäuser in
den europäischen Städten, die Franckeschen Stiftungen in Halle, das Rauhe Haus in
Hamburg, Krankenhäuser u. a. m. Gleichwohl verbindet sich Reichtum eher mit dem
Schönen als mit dem Mangel. Dies schließt nicht aus, dass auch hier gespendet wird.
Doch die Spende unterscheidet vom Mäzenatentum im Regelfall nicht nur die – geldli-
che - Größe, sondern vor allem der persönliche Einsatz.

Trendsetter im Konsum

Und schließlich kann nicht übersehen werden, dass es häufig Reiche gewesen sind, die
neuen Produkten und Dienstleistungen zum Durchbruch verschafft haben. Zu erinnern ist
an viele größere Erfindungen von der Post, über die Bahn bis hin zum Automobil, Fern-
sehen und aktuell dem PC sowie neue Formen der Datenübermittlung. Im Regelfall sind
die anfänglich sehr teuren Waren und Dienstleistungen zunächst von einer kleinen



>>>dokumente  Nr. 02/07
Reichtum in Deutschland

28

Schicht Privilegierter in Anspruch genommen worden, bis dann neue Fertigungsmetho-
den, Einkommensverhältnisse und soziale Verhaltensmuster deren Übernahme durch
breite Bevölkerungskreise ermöglichten.

Dabei wird hier allerdings zugleich auch die Kehrseite deutlich: Das jeweilige individuelle
Bedürfnis nach Luxus, Bequemlichkeit, Genuss etc. bestimmt die Entwicklungsrichtung
von Innovationen. Gefördert wird die Auto-Mobilität, nicht der kollektive Verkehr. Fragen
der Umweltverträglichkeit werden individuellen Bedürfnissen nachgeordnet. Interessen
der Herkunftsländer von Rohstoffen und Produkten geraten in Vergessenheit gegenüber
dem Begehr auf unverwechselbaren Konsum. Der Lebens- und Genussstil, von kleinen
Konsumeliten in Gang gesetzt, kann mitunter zu einer ökologischen Stampede werden,
wenn dieser verallgemeinert wird.

Reichtum - ein Leidbild

Es darf nicht übersehen werden, dass auch in Deutschland die Folgen zunehmender so-
zialer Polarisierung sichtbar werden. Denn Reichtum ist nicht nur ein soziales Leitbild,
sondern auch ein Leidbild. Die Abkoppelung bzw. das Abgekoppelt-Werden von den
Möglichkeiten und Zwängen dieser Leistungs- und Konkurrenzethik stellen im Regelfall
den Einstieg in Verarmungskarrieren dar bzw. verfestigen dieselben. Dabei geht es nicht
um eine undifferenzierte Verteufelung von Leistung und Wettbewerb. Jedes für sich hat
durchaus wichtige soziale Funktionen in einer Gesellschaft, die aus sich heraus den
Wohlstand ihrer Bürger sichern und ggf. mehren will. Die Leistung des einzelnen aber
wird nicht daran gemessen, was jemand tatsächlich leisten kann, ob er das ihm Mögliche
für sich selbst und die Gesellschaft leistet, sondern seine Leistung wird an der anderer
gemessen: Der intellektuell Schwächere wird am geistig Fitten gemessen, der gesund-
heitlich Beeinträchtigte am Gesunden, der mit ungünstigeren Startchancen an dem, dem
qua Begabung und/oder sozialem Milieu alle Steine aus dem Weg geräumt worden sind
bzw. werden.

Insbesondere bei nicht wenigen jungen Menschen wächst der Frust, aus ihrer No-
Winner-Situation heraus keine Chance zu haben, ihren Anteil am Reichtum dieser
Gesellschaft zumindest auf legalem Wege erhalten zu können. Sie neiden anderen das,
was diese bekommen, sie verteufeln sozial noch Schwächere, ja, sie werden tätlich, mit
zum Teil tödlichem Ausgang! Immer wieder werden wir auf das rapide wachsende Ge-
waltpotential in unserer Gesellschaft aufmerksam gemacht. Dagegen soll, so fordern kon-
servative Innenpolitiker, der Staat aufrüsten. Natürlich muss Gewalt, zumal der Anschlag
auf Leib und Leben, abgewendet werden. Doch zielt die zunehmende öffentliche und pri-
vate Aufrüstung insgesamt in die falsche Richtung: Nicht der soziale Diskurs über Vertei-
lungsfragen wird in dieser Gesellschaft gesucht, sondern die Wagenburg der Reichen
wird noch fester geschlossen. Untersuchungen zeigen die auch zunehmend sozialräum-
liche schroffe Trennung von Armut und Reichtum in den Städten. Private Sicherungs-
dienste haben Hochkonjunktur!

Der ehemalige, langjährige Vorsitzende des Jugendgerichtstages, Christian Pfeiffer, hat
in überzeugender Weise den Zusammenhang von Verarmung und dem Entstehen be-
stimmter Formen von Kriminalität bei Jugendlichen herausgearbeitet. Die Politik wäre gut
beraten, sich die Ergebnisse dieser Studien als Basis einer ernstzunehmenden Krimina-
litätsvermeidung zu eigen zu machen. Und überdies bleibt nach wie vor wahr, was der
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berühmte Kriminologe von Liszt schon vor Jahren ausgeführt hat, dass nämlich eine gute
Sozialpolitik die beste Kriminalprävention darstellt!

Sozialpolitik und soziale Gerechtigkeit sind folglich nicht überflüssiges Beiwerk einer
Gesellschaft, das man nach Gutdünken beiseite legen kann, sie sind vielmehr konstitutiv
für eine Gesellschaft, in der der Mensch dem Menschen eben nicht Wolf ist, sondern
unter dem Gewaltmonopol des Staates stehend sozialen Ausgleich und Teilhabe
organisiert bzw. ermöglicht.

Hilde Mattheis:

Herzlichen Dank, Prof. Huster.

Das Thema „Elitenforschung“ gehört selbstverständlich zur Reichtumsforschung und die
schon genannte Studie besagt, dass die Befragten zu 61 % angegeben haben, dass sie
nach ihrem Empfinden nur ein Oben und ein Unten kennenlernen und wahrnehmen kön-
nen. Und es gibt, was Ihre Studien und Ihre Veröffentlichungen anbelangt, auch von
Ihnen die These, dass es eine Durchlässigkeit von unten nach oben kaum gibt.

Bitte, Prof. Hartmann, Sie haben das Wort.

Prof. Dr. Michael Hartmann:
Eliteforschung als Voraussetzung der Reichtumsforsc hung

Der Titel „Eliteforschung als Voraussetzung der Reich-
tumsforschung“ ist nicht von mir gewählt. Ich werde
trotzdem versuchen, ihm gerecht zu werden, weil er in-
haltlich stimmt.

Eine kurze Vorbemerkung: „Elite“ und „Reichtum“ sind
nicht deckungsgleich. Das heißt es gibt eine erhebliche
Anzahl von Reichen, die meines Erachtens nicht zur Elite
zählen. Und das gilt nicht nur für Spitzensportler, Schau-
spieler und ähnliches, sondern auch für andere Perso-
nen. Umgekehrt gibt es einen Teil der Elite dieses Lan-
des, die nach meinem Verständnis nicht als reich zu
bezeichnen sind, statistisch zwar das doppelte Durch-
schnittseinkommen haben, aber Reichtum würde ich woanders definieren. Es gibt ja
immer den Spruch: „Reich ist der, der nicht über Geld redet“, weil er es nicht mehr nötig
hat. Das ist eine andere Definition. Ich sage mal, auch mancher Minister würde nach
dieser Definition alles andere als reich sein. Das nur kurz vorweg. Ich will zwei Punkte
behandeln.

Der erste in ein methodischer, der zweite ein inhaltlicher. Der methodische bezieht sich
auf den Titel.

Es stellt sich die Frage, inwieweit Eliteforschung zwingende Voraussetzung ist, um bei
der Reichtumsforschung Leerstellen, die es zweifellos gibt, zu erfassen. Ich finde,
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Reichtumsforschung - soweit sie überhaupt betrieben wird, das muss man sagen, dass
es ja nicht sehr viele Leute sind, die das machen - leidet unter einem strukturellen
Manko.

Die handelnden Personen geraten weitgehend aus dem Blick. Das hat etwas mit den
Aggregatgrößen zu tun, wenn man statistisch arbeitet. Das werden wir ja alle noch hören.
Trotzdem bin in der Meinung, man muss, und das gilt für linke wie für rechte Erklärungen,
im Blick behalten, dass Reichtum ein Produkt von Handlungen und Personen ist, und in
diesem Fall spezifisch von Handlungen, die von Eliten ausgehen, weil Eliten natürlich
ganz andere Möglichkeiten haben, reale Entwicklungen in einer Gesellschaft zu beein-
flussen als der normale Durchschnittsbürger. Ich belasse es bei einem Beispiel, woran
das deutlich wird. Also es hat auch mit Siemens zu tun. Aber es ist diese lange Dis-
kussion, warum wir so hohe Managementgehälter haben und das Standardargument, der
Siemens-Manager von Pierer hat es vor kurzem wiederholt, ist immer dasselbe: Es gibt
einen internationalen Markt, wie bei Sportlern oder bei Investmentbankern und wer nicht
hohe Gehälter zahlt, bekommt die wirklich guten Leute nicht.

Empirisch ist dieses Argument unhaltbar. Ich habe es x-mal untersucht und wir haben
jetzt die Untersuchungen für 2005 gemacht: Es gibt diesen internationalen Markt de facto
nicht. Also in Frankreich, in Japan, in den USA gibt es praktisch überhaupt keine Aus-
länder an der Spitze von großen Unternehmen. Das bewegt sich unterhalb von 5 %. In
Deutschland sind es inzwischen 10 % aller Vorstandsmitglieder der hundert größten Un-
ternehmen. Von denen kommt ein erheblicher Teil aber eben aus einem Ausland, das da
heißt Österreich und Schweiz oder Holland. Also kann man darüber streiten, wieweit das
mit dem Ausland zutrifft.

Das Entscheidende ist, und das meine ich mit den Handlungsmöglichkeiten von Eliten,
unabhängig davon, ob dieses Argument zutrifft oder nicht, und es ist eindeutig, dass es
nicht zutrifft: Es wird genutzt. Das heißt, die Eliten in der Wirtschaft nutzen Spielräume,
die sich ihnen bieten. Und es sind nicht nur strukturelle Prozesse, wie die Globalisierung,
die dazu beitragen. Das ist natürlich die Basis. Es ist klar, dass die Globalisierung an sich
schon in diese Richtung treibt und zur Konzentration von Macht. Aber es gibt daneben
erhebliche Spielräume, die von Eliten auch bewusst und gezielt genutzt werden. Das ist
der erste Punkt. Ich will es kurz und knapp machen.

Der zweite Punkt: Elitenforschung sollte, wenn sie vernünftig gemacht wird, immer Aus-
kunft geben über die soziale Durchlässigkeit einer Gesellschaft. Also es gibt so Sprüche
oder Sätze aus den 50er oder 60er Jahren von Altvorderen unserer Disziplin, die immer
gesagt haben, die Durchlässigkeit der Elite ist ein sicheres Indiz für die Durchlässigkeit
einer Gesellschaft.

In allen entwickelten westlichen Industrieländern hat es zwei Pole an Durchlässigkeit
gegeben. Da ist völlig egal, ob Sie sich Japan angucken, die USA, Frankreich, Großbri-
tannien, Deutschland. Es gibt einen sehr undurchlässigen Pol. Das ist die Wirtschaft und
es gab auf der anderen Seite traditionell den durchlässigsten Pol, das war die Politik. Die
Wissenschaft war relativ nah an der Politik, während die hohe Verwaltung und die hohe
Justiz näher an der Wirtschaft waren. Es gab erhebliche Unterschiede und gibt immer
noch erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern. Ich nenne jetzt nur ein
aktuelles Beispiel: Japan.
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Der letzte Premier Koizumi, dessen Vater und Großvater waren bereits Minister. Der jet-
zige Premier Shinz�  Abe toppt das noch. Sein Großvater war Ministerpräsident, sein
Großonkel war Ministerpräsident und sein Vater war auch Minister. Das heißt, da gibt es
inzwischen so etwas wie Politikerdynastien. Trotzdem ist auch in Japan die Politik sozial
durchlässiger als die Wirtschaft.

Im internationalen Vergleich war Deutschland in der Politik das sozial durchlässigste
Land unter den großen. Das hatte etwas mit den zwei großen Volksparteien zu tun, die
ein vergleichsweise getreues Abbild einer Gesellschaft bildeten, die Helmuth Schelsky
mal als „nivellierte Mittelstandsgesellschaft“ bezeichnet hat, was nicht völlig falsch war.
Also theoretisch kann man da viel daran kritisieren, aber als oberflächliche Beschreibung
hatte das was für sich.

Diese Sonderstellung Deutschlands hat sich in den letzten 10 Jahren deutlich verändert.
Das heißt, die politische Elite hat in ihrer Rekrutierung Anschluss gefunden an die ande-
ren Eliten, nähert sich ihnen massiv an. Ich habe das in meinem Artikel am Verhältnis der
beiden großen Koalitionen klar gemacht. Wenn man sich die Besetzung der Ministeräm-
ter anguckt und wo die Minister und Ministerinnen herkommen, so fällt sofort in das Auge,
dass sich die Verhältnisse umgekehrt haben. Damals konnte man sagen, also jetzt mal
grob plakativ, drei Viertel kleinbürgerlich, ein Viertel bürgerlich. Heute ist es umgekehrt.

Das sind Entwicklungen, die meines Erachtens zusammenhängen mit veränderten Struk-
turen der großen Volksparteien. Mitgliederverluste, dass werden Sie ja nun auch in Ihrer
Partei feststellen, veränderte Karrierewege, die damit zusammenhängen: Der Bedeu-
tungsverlust des Ortsvereins und was danach kommt, das heißt, der langsame Bedeu-
tungsverlust der berühmten Ochsentour. Das haben sie in anderen Ländern schon lange.
Das wird auf Dauer, wenn dieser Prozess so weiter geht, zu einer noch stärkeren An-
näherung der Eliten führen.

Noch einen Satz zum Abschluss. Das beinhaltet ein erhebliches Risiko. Je näher Eliten
sozialstrukturell aneinander liegen, da ist Japan oder ist vor allem Frankreich ein gutes
Beispiel, je näher sie aneinander liegen, um so größer ist die Gefahr, dass die Wirk-
lichkeit der breiten Bevölkerung nur noch sehr selektiv wahrgenommen wird, weil man
sich in einem Umfeld bewegt, was außerordentlich homogen ist. Und das ist ein Prozess,
den ich zur Zeit in der Bundesrepublik beobachte. Vielen Dank!
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Hilde Mattheis:

Sehr herzlichen Dank. Natürlich eine sehr spannende Aussage, die wir nachher sicher
auch noch aufgreifen werden.

Herr Merz, Herr Zwick, ich leite über zu Ihnen und zwar zitiere ich dazu aus dem 2. Ar-
muts- und Reichtumsbericht. Da steht geschrieben bzw. es wird gefordert: „Gegenwärtig
kann eine vollständige Operationalisierung des sehr komplexen Ansatzes der Teilhabe
und Verwirklichungschancen noch nicht gelingen. Geeignete Messinstrumente müssen
erst noch entwickelt werden. Insbesondere Indikatoren, die ergänzend über Teilhabe und
Verwirklichungschancen informieren.“ Wir sind auf Ihre Ausführungen gespannt.

Markus Zwick, Leiter des Forschungsdatenzentrums de s
Statistischen Bundesamtes

Reichtum: Zur Methode und Datenlage

Hohe Einkommen sind mit den traditionellen Haushaltsstichproben sehr schwer zu be-
schreiben, da es sich bei der Gruppe der Haushalte mit hohen Einkommen um einen so-
genannten Rand einer Stichprobe handelt, also um eine kleine Population, die sehr
schwierig über repräsentative Befragungen adäquat abgebildet werden kann. Ich habe
Ihnen einmal hier mit dem Mikrozensus, der Einkommens- und Verbrauchstichprobe,
dem SOEP und der Einkommensteuerstatistik die wichtigsten Statistiken über Haushalts-
einkommen aufgelistet. Es sind noch einige mehr zu nennen, auf die ich hier nicht näher
eingehe. Kleinere Haushaltsstichproben, wie auch der ALLBUS5  oder auch zukünftig EU-
SILC6. EU-SILC ermöglicht es, Einkommen europaweit zu vergleichen. Aber für Deutsch-
land sind das hier die größten Datenbestände, die die Möglichkeit schaffen, Einkommen
und auch Vermögen detaillierter zu untersuchen.

Beginnend mit dem Mikrozensus als jährlich durchgeführte Haushaltsstichprobe mit
Auskunftspflicht. Von daher auch ein sehr hoher Responsanteil. Rund 320.000 Haushalte
bzw. 820 000 Personen machen es schon möglich, Einkommen und auch sozioökonomi-
sche Umstände miteinander zu vergleichen und zu analysieren. Allerdings nicht in den

                                                     
5 Mit der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) werden aktuelle Daten über
Einstellungen, Verhaltensweisen und Sozialstruktur der Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland er-
hoben. Seit 1980 wird alle zwei Jahre ein repräsentativer Querschnitt der Bevölkerung mit einem teils stetigen,
teils variablen Fragenprogramm befragt.
6 LEBEN IN EUROPA ist die Bezeichnung der deutschen Befragung im Rahmen einer euro-paweit durch-
geführten Gemeinschaftsstatistik über Einkommen und Lebensbedingungen (EU-SILC). Themen der Befragung
sind neben den verschiedenen Bestandteilen des Einkommens, die sehr differenziert erfasst werden, weitere
wichtige Lebensbereiche wie etwa die Wohnsituation oder die Gesundheit.
EU-SILC ist die neue Standardquelle für die Messung von Armut und Lebensbedingungen in den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union.
LEBEN IN EUROPA wird seit 2005 in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie in Norwegen und
Island durchgeführt. Um die Vergleichbarkeit der Ergebnisse zu gewährleisten, werden EU-weit die gleichen
Merkmale erhoben. Für die Erhebungs-methoden gelten verbindliche Mindeststandards.
Die Befragung wurde insbesondere auf die Berechnung vergleichbarer Indikatoren für die soziale Eingliederung
(sogenannte Laeken-Indikatoren) zugeschnitten und ist damit eine wichtige Basis für die Europäische
Sozialpolitik.
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oberen Einkommensklassen. Der Mikrozensus hat eine nach oben offene Klasse der Ein-
kommen. Der Haushalt trägt sich selber mit seinem Haushaltsnettoeinkommen ein, mit
der obersten Klasse 18.000 Euro Haushaltsnettoeinkommen und mehr.

Die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe ist der relevanteste Datenbestand, um Ein-
kommen und Vermögen bei gleichzeitiger Betrachtung der Ausgaben zu analysieren.
Eine alle 5 Jahre als Quotenstichprobe durchgeführte Haushaltsbefragung. Die aktuellen
Ergebnisse aus 2003 wurden in der letzten Woche noch sehr intensiv auf dem 1. EVS-
Workshop, den das Statistische Bundesamt gemeinsam mit ZUMA7 durchführte, disku-
tiert. Der Stichprobensollumfang lag 2003 bei 75.000 Haushalten. Die EVS hat eine
Abschneidegrenze bei den Einkommen in Höhe von 18.000 Euro Haushaltsnettoein-
kommen pro Monat.

Es ist sehr schwierig, Haushalte in den oberen Einkommensbereichen zu gewinnen, dies
aus vielerlei Gründen. Zum einen wird mit steigendem Einkommen ein anderes Gut knapp
und das ist die Zeit und dann Haushalte zu finden, die ein viertel Jahr Haushaltsbücher
führen, ist sehr, sehr schwierig. Es kommt noch ein anderer Aspekt hinzu, der auch für
den Mikrozensus gilt. Hohe Einkommen werden an vielen Stellen von Gewerbetrei-
benden und Freiberuflern realisiert, die oftmals in der Periode ihr laufendes Einkommen
gar nicht kennen.

Die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe ist die einzige Datenquelle in Deutschland,
die auch breiter über Vermögensbestandteile Auskunft gibt. Also hier ist dann schon die
Möglichkeit gegeben, eben bis zur Abschneidegrenze Einkommensentstehung und Ver-
mögen gleichzeitig zu analysieren.

Das Sozioökonomische Panel (SOEP) ist ein weiterer
gewichtiger Datenbestand für die Einkommensanalyse.
Das SOEP wird seit 1984 als jährliche Haushaltsbefra-
gung erhoben und ist für die einzelnen Haushalte über
die Zeit verknüpft. Hier ist die Möglichkeit gegeben,
dynamische Entwicklungen zu analysieren, die bisher
mit den Datenbeständen der amtlichen Statistik nur
schwieriger zu untersuchen waren.

Mittlerweile steht auch ein erster Datenbestand des
Mikrozensus (MZ) als Panel zur Verfügung. Das MZ-
Panel beruht zwar auf einem höheren Bestand an
Haushalten, liegt aber bisher nur für die Jahre 1996 bis
1999 vor. Daher ist das SOEP zurzeit der einzige Daten-

bestand, der die Möglichkeit schafft, Haushalte bis an den aktuellen Rand über die Zeit
zu betrachten.

Die Einkommensteuerstatistik, die Datengrundlage zu den Gutachten über hohe
Einkommen im 1. wie im 2. Armuts- und Reichtumsbericht, ist eine Veranlagungsstatistik,
die knapp 30 Mio. Steuerpflichtige als Totalerhebung erfasst und somit eben auch alle

                                                     
7
 Das Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen (ZUMA) in Mannheim berät die Sozialforschung bei der

Anlage, Durchführung und Auswertung sozialwissenschaftlicher Untersuchungen.
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steuerlich erklärten hohen Einkommen. Auch unter der Einschränkung, dass hier Einkom-
men steuerlich definiert und daher teilweise gestaltbar sind, verbleiben sehr viele Steuer-
pflichtige im Bereich der hohen Einkommen für eine differenzierte Analyse. In der Ein-
kommensteuerstatistik sind alle Einkommen, die in einem bestimmten Jahr entstehen,
erfasst und abgebildet. Dies für rund 29 Mio. Steuerpflichtige und das mit einem Merk-
malsbündel von fast 800 Variablen.

Natürlich sind die Merkmale steuerlich abgegrenzt, aber es gibt, wie gezeigt, Möglichkei-
ten hohe Einkommen auch unter sozioökonomischen Rahmenbedingungen zu untersu-
chen. Wir können approximativ Haushaltszusammenhänge abbilden. Wir können die so-
zialen Stellungen, Geschlecht, Alter und die Kombination dieser Merkmale unterscheiden
und eben in Kombination mit hohen Einkommen analysieren.

Vermögensteuerstatistik

Da es die Vermögensteuer nicht mehr gibt, gibt es da auch nicht mehr viel an Statistik,
aber es gibt noch die Vermögensteuerstatistik 1995. Sie liegt als Einzeldatenmaterial vor,
ließe sich potentiell auch mit der Einkommensteuerstatistik 1995 gemeinsam analysieren,
aber diese Datenbestände sind bisher noch nie zusammengebracht worden. Mit einem
gewissen Aufwand in der Datenerstellung wäre ein zusammengeführtes Datenmaterial
durchaus für weitere Analysen nutzbar.

Abschließend soll ein kurzer Ausblick aufzeigen, was künftig möglich ist und was wir im
Rahmen des 3. Armuts- und Reichtumsberichtes angeboten haben. Bisher war aufgrund
des dreijährlichen Erhebungsrhythmus der Einkommensteuerstatik ein Taxpayer-Panel,
also eine über die Zeit verknüpfte Steuerstatistik, nicht machbar. Ausgelöst durch den
1. Armuts- und Reichtumsbericht und der doch eigentlich schmalen Datenlage zur Ana-
lyse hoher Einkommen, ist eine Dynamik entstanden, die dann das Bundesministerium
der Finanzen dazu angeregt hat, die jährlichen Geschäftsstatistiken zur Einkommen-
steuer für weitergehende Analysen zur Verfügung zu stellen.

Damit steht die Einkommensteuerstatistik nun jährlich zur Verfügung. Die Einkommen-
steuerstatistik ist über die Steuernummer über die Zeit verknüpfbar und für zwei Wellen
ist dies auch schon durchgeführt worden. Für 2001 sowie 2002 und es ist gelungen, von
den 29 Mio. Steuerpflichtigen 25 Mio. zusammenzuführen.

Wir haben angeboten, für den 3. Armuts- und Reichtumsbericht drei Wellen zu matchen
und dürften dann rund 24 Mio. über drei Jahre verknüpfte Steuerpflichtige haben, um ins-
besondere einen Aspekt zu untersuchen, den wir bisher nicht betrachten konnten, näm-
lich die Dynamik hoher Einkommen. Verbleiben Steuerpflichtige mit hohen Einkommen in
den hohen Einkommen oder gibt es Zyklen? Das ist eine deutliche Weiterentwicklung
über das bisher mögliche hinaus.

Etwas anderes, um die Datenbestände noch ein wenig weiter zu erschließen, wäre die
Verknüpfung der verschiedenen Haushaltsstichproben mit der Einkommensteuerstatistik,
sogenannte integrierte Mikrodatenfiles. Dies ist methodisch zwar aufgrund fehlender di-
rekter Identifikatoren aufwendig, aber über ein Statistical Matching ist eine Möglichkeit
gegeben, synthetische Haushalte zu generieren und mit einem größeren Bündel an
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sozioökonomischen Merkmalen zu untersuchen, wenn man die Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe, den Mikrozensus und die Einkommensteuerstatistik zusammenbringt.

Dies in aller Kürze. Wenn Sie etwas über die Daten nachlesen möchten oder auch über
die Zugangswege oder zu den Daten, die ich Ihnen vorgestellt habe, finden Sie dies unter
www.forschungsdatenzentrum.de. Wenn Sie etwas mehr über das sozioökonomische
Panel erfahren möchten, bei den Kollegen beim DIW. Vielen Dank.

Prof. Dr. Joachim Merz, Universität Lüneburg
Reichtum in Deutschland – Ergebnisse, Methode und D atenlage

Ich möchte über Ergebnisse in Verbindung mit den Methoden und den Daten sprechen
und zwar hinsichtlich dreier Bereiche: Was ist „Reichtum“, als Abgrenzung mit alterna-
tiven Reichtumsgrenzen? Wer ist reich, die Frage nach Strukturmerkmalen. Um dann zur
zeitlichen Entwicklung von Reichtum von 1992 bis 2002/3 zu kommen, also etwas Licht in
das empirische Dunkel dieser Dekade zu bringen.

Plato (427-347 v. Chr.) hat geschrieben: “… so empfiehlt
es sich aus verschiedenen Gründen, da ja auch die Gele-
genheit zum Emporkommen bei der geschilderten Ortung
der Dinge für alle gleich ist, vier verschiedene Vermö-
gensklassen zu bilden als Grundlage für abgestufte
Pflichten und Rechte. Die Grenze des Reichtums für die
oberste Klasse, welche nicht überschritten werden darf,
soll der vierfache Wert des Landanteiles eines Bürgers
sein; die Grenze der Armut nach unten bildet eben
dessen Wert selbst, der ja nicht verringert werden darf.“

Und so ein Landanteil umfasst sehr viel mehr, als man
sich so denkt, ich zitiere wieder: „Der Landanteil jedes
Bürgers muss so groß sein, dass es einem bescheidenen Haushalt eben genügt, und die
Gesamtzahl der Teile muss so groß sein, dass deren Besitzer miteinander ein genügend
starkes Heer bilden können, um jeden Angriff abzuweisen und auch ungerecht angegrif-
fene Nachbarn mit Erfolg helfen zu können.“

Sie ahnen, wie schwierig es wird, einen solchen Begriff operabel zu machen und zu
füllen.

„Reichtum“ hat also viele Facetten. Ich beschränke mich auf Einkommensreichtum, also
auf eine materielle Seite, die aber durchaus wichtig ist. Die Mikrodaten der Einkommen-
steuerstatistik haben wir gerade für den 2. Armuts- und Reichtumsbericht nutzen können.
Wir haben die Mikrodaten von 1998 mit der Methode der Mikrosimulation mit Berück-
sichtigung der Steuerreform und demografischer Anpassung auf das Jahr 2003 fortge-
schrieben. Schon vorab: Erhebungseinheiten sind allein und zusammen veranlagte Steu-
erpflichtige, also keine Haushalte, wie aus anderen Statistiken (z. B. EVS) bekannt.
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Beginnen wir mit alternativen Reichtumsgrenzen , die zwar mittlerweile breiter diskutiert
werden, ohne aber die Reichtumsgrenze gefunden zu haben. Betrachten Sie mit mir für
2003 einmal die 200er-Grenze, also 200 % des Mittelwertes (siehe die Powerpoint Prä-
sentation). Das führt zu einer Reichtumsgrenze von 4.700 Euro netto im Monat. Wenn
Sie die reichsten 10 % betrachten, ist es sogar noch weniger mit etwa 4.300 Euro. Man
sieht daran, dass die 200er-Grenze so etwa bei 8 % aller Steuerpflichtigen liegt. Dem
folgen die reichsten 10 %, dann die reichsten 5 % bei 5.000 Euro; die reichsten 1 % be-
ginnen bei ca. 10.000 Euro im Monat. Wenn Sie sich die Millionäre betrachten, dann sind
die umgerechnet etwa 83.000 Euro monatlich doch noch recht weit davon entfernt.

Wenn Sie sich die zweite Balkenreihe anschauen, dann sind dies die Einkommensanteile
dieser so abgegrenzten Reichtumspopulationen. Sie sehen, die reichsten 10 % haben ein
Drittel des gesamten Einkommenskuchens auf sich vereint, bei den reichsten 5 % sind es
noch über 20 % und bei den reichsten 1 % über 10 %, also ein Vielfaches ihres Bevölke-
rungsanteils.

Kommen wir zur Einkommensverteilung . Ich betrachte erst einmal eine Unterteilung
nach dem Geschlecht und dann nach selbständiger und abhängiger Beschäftigung.

Wenn Sie sich die Lorenzkurven anschauen, die die Ungleichheit als „Bauch“ unter der
Gleichverteilungsgeraden illustriert, dann sehen Sie insgesamt erstaunlicherweise eine
ziemliche gleiche Verteilung der Einkommen; aber Achtung: auf unterschiedlichem Ni-
veau. Betrachten wir nun im weiteren die beiden Grenzen 200 % des Mittelwertes sowie
die 1 %-Grenze, die als Spektrum auch die anderen Reichtumsabgrenzungen umfassen:
Damit soll zugleich die Abhängigkeit und Brisanz der Ergebnisse von der Methodenwahl
verdeutlicht werden.

Gemessen an der Lorenzkurve und dem Ginikoeffizienten, der die Stärke des Ungleich-
heits“bauches“ angibt, wird die zunehmende Konzentration und Ungleichheit bei den
höheren Einkommen deutlich. Nach beiden Reichtumsgrenzen ist die Konzentration auf
die höchsten Einkommen bei den Männern ausgeprägter als bei den Frauen (200 %-Gren-
ze); nicht mehr in dem Maße allerdings bei den reichsten 1 % der Bevölkerung: hier ist
die Einkommensverteilung der reichen Männer ähnlich der der Frauen. Mit den Mittel-
werten sehen Sie allerdings auch zugleich ein deutlich anderes Einkommensniveau: das
mittlere Einkommen der reichsten 1 % Männer liegt mit 41.921 Euro deutlich höher als
das der Frauen mit 32.679 Euro umgerechnet im Monat.

Betrachten wir uns eine weitere Untergliederung nach zwei zentralen Gruppen des Ar-
beitsmarktes, den Selbständigen und abhängig Beschäftigten. Da ist der „Bauch“ ins-
gesamt vor allem bei den Selbständigen sehr viel größer als bei den abhängig Be-
schäftigten: Die Selbständigen haben eine Ungleichheit von 67 % (Gini), die abhängig
Beschäftigten von 40 % (Gini). Und Sie sehen, dass die reichsten 1 % in ihren Lorenzkur-
ven wieder ein bisschen näher zusammen liegen; dennoch ist die Einkommensverteilung
der Selbständigen - egal bei welcher Reichtumsabgrenzung - viel ungleicher als die der
abhängig Beschäftigten.

Nach diesen ersten eher globalen Informationen vertiefen wir die Ergebnisse nun nach
verschiedenen sozioökonomischen Gruppen im Hinblick auf die Bevölkerungs- und
Einkommensanteile  der Reichen je nach Abgrenzung.
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Geschlecht:  Von den Männern sind 2,3 % reich nach der 200er-Grenze, nach der
1 %-Grenze sind aber nur noch 0,4 % der Männer reich. Ein ähnliches Bild ergibt sich bei
den Frauen und der 200er-Grenze (2,5 % der Frauen sind reich). Allerdings gehören nur
0,24 % der Frauen zu den reichsten Frauen nach der 1 % Grenze.

Deutlich höher als die Bevölkerungsanteile sind die Einkommensanteile der Reichen:

Hier wird mit zunehmendem Reichtum der Unterschied zwischen Männern und Frauen
größer. 200er-Grenze: Einkommensanteil der Männer 18,8 %, der der Frauen 14,6 %:
1 %-Grenze: Einkommensanteil der so gemessenen reichsten Männer 11,2 %. Der der
Frauen 5,2 %.

Alter:  Über die Altersjahrgänge betrachtet, sehen wir ein Auseinanderklaffen der Schere
zwischen Bevölkerungs- und Einkommensanteil: je älter desto größer wird der Abstand
zwischen Männern und Frauen. Das heisst, gerade bei den älteren Frauen ist sowohl der
Bevölkerungsanteil als auch der Einkommensanteil deutlich geringer (200er-Grenze und
1 %-Grenze).

Berufliche Stellung:  Wenn wir die Selbständigen einmal weiter untergliedern, da sehen
Sie, dass im Verhältnis zwischen Freiberuflern und Unternehmern (Gewerbetreibende)
doch deutliche Unterschiede bestehen: wenn wir nur einmal den Einkommensanteil be-
trachten, dann ist dieser bei der 200 %-Grenze bei den Freiberuflern mit 69 % zu 81 %
geringer, aber bei der 1% Grenze bei den Freiberuflern mit 47% zu 38 % größer.

Haushaltstypen:  Was hier auffällt, sind die Unterschiede zwischen den Alleinveranlag-
ten und den Zusammenveranlagten: Die Bevölkerungsanteile der reichen Alleinveranlag-
ten liegen im unteren einstelligen Bereich (200er-Grenze), die der Zusammenveranlagten
(ZV) dagegen zwischen 12 % (ZV mit einem Kind) und 16 % (ZV mit mehr als zwei Kin-
dern, zugleich größter Bevölkerungsanteil).

Auch bei der 1 % Grenze gehen die Unterschiede in die gleiche Richtung. Festzuhalten
ist, dass die Zusammenveranlagten auch mit ihren Einkommensanteilen (200er-Grenze:
40 %; 1 %-Grenze: 16 %) eine besondere Konzentration hoher und höchster Einkommen
aufweisen.

Region Westdeutschland/Ostdeutschland:  Ein regionaler Unterschied wird deutlich.
Bevölkerungsanteile und Einkommensanteile der Reichen und Reichsten 1 % liegen in
den alten Bundesländern etwa doppelt so hoch wie in den neuen Bundesländern.

Zur zeitlichen Entwicklung der Einkommensverteilung  in Deutschland

Abschließend möchte ich noch etwas zur zeitlichen Entwicklung der Einkommen und von
Reichtum in Deutschland sagen. Die Informationen dazu aus dem letzten Armuts- und
Reichtumsbericht sind nämlich gänzlich neu. Wir haben nämlich erstmals von 1992 an
über 1995 und 1998 die jeweiligen Mikrodaten auswerten können. Das waren jeweils
10 % Stichproben mit jeweils über 3 Mio. Steuerpflichtigen; also eine sehr trächtige
Datenbasis.
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Der Ginikoeffizient nimmt insgesamt von 1992 bis 1995 etwas ab (die Verteilung wird so-
wohl bei den Selbständigen als auch bei den abhängig Beschäftigten gleicher), steigt
dann aber bis 2003 um knapp 8 % (Selbständige) bzw. etwas mehr als 6 % (abhängig
Beschäftigte) an; die Einkommen werden also insgesamt ungleicher verteilt.

Die 90:10 Relation, die das Verhältnis des Einkommenskuchenanteils der reichsten 10 %
zu dem der ärmsten 10 % angibt, ist ein gutes Maß für die Spreizung der Einkommen
zwischen arm und reich. Sichtbar wird, dass gerade bei den Selbständigen diese Rela-
tion und Spreizung besonders zugenommen hat. 2003 ist der Einkommensanteil der
reichsten 10 % um mehr als 100 mal so groß wie der der ärmsten 10 % Selbständigen.

Vertiefen wir die zeitliche Entwicklung nun hinsichtlich der Reic hen. Über alles hat
der Anteil der 200er-Grenze um 21 % etwa zugenommen. Aber achten Sie darauf: wir
beginnen bei 6,5 % Bevölkerungsanteil und enden bei 7,9 % (die geringe Basis produ-
ziert schnell einen hohen prozentualen Zuwachs).

Interessant ist diese Entwicklung der Einkommensanteile nach unterschiedlicher Reich-
tumsdefinition: der Einkommensanteil der reichsten 10 % hat innerhalb von 10 Jahren
von 30 % auf 33 % zugenommen, also eine Steigerung um etwa 12 %; der der reichsten
5 % hat um 14 % zugenommen (von 20 % auf 23 %) und der der reichsten 1 % sogar um
21 %. Das bedeutet, dass insbesondere die Konzentration der ganz hohen Einkommen
über diese Dekade zugenommen hat.

Damit habe ich mit unterschiedlicher Methodik Ausmaß und Entwicklung von Einkom-
mensreichtum aufgezeigt. Diese Informationen machen die Situation transparent(er) und
liefern die empirische Basis und Fundierung für die politische Diskussion.

Ich danke Ihnen.

Hilde Mattheis

Herzlichen Dank. Jetzt haben wir in dieser Runde eine Fülle von Zahlen gehört, die wer-
den Ihnen selbstverständlich alle in der Dokumentation auch mitgeliefert. Eine Botschaft,
die ich mitnehme: Reich kommt zu Reich!

Jetzt zur Steuerpolitik. Wir haben eindeutige Parteibeschlüsse zum Thema Vermögen-
steuer, Erbschaftsteuer, wir hatten eine eindeutige Positionierung zur Mehrwertsteuer,
alles Punkte, die uns in einer innerparteilichen Diskussion selbstverständlich immer wie-
der intensiv beschäftigen. Nicht zuletzt hat mich deshalb auch diese Darstellung von Pla-
tos Leitsätzen zur Beteiligung von Reichen sehr interessiert. Jetzt bin ich gespannt, Herr
Professor Eißel, was Sie uns unter diesen Vorzeichen für eine gerechte Steuerpolitik mit
auf den Weg geben.
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Prof. Dr. Dieter Eißel
Reichtum und Steuerpolitik

Zielsetzungen

Das Steuersystem muss im Kern drei wesentlichen Anforderungen genügen: Es muss die
Finanzierung der öffentlichen Aufgaben sicherstellen, Wachstumskräfte stärken und die
damit unvermeidlich verbundenen Belastungen gerecht auf die Steuerzahlenden
verteilen. Bei dieser Verteilung ist aus Gründen der sozialen Gerechtigkeit darauf zu ach-
ten, dass alle entsprechend ihrer ökonomischen Leistungsfähigkeit zum Steueraufkom-
men beitragen.

Die gegenwärtige Besteuerung der Unternehmen und
Wohlhabenden in Deutschland ist jedoch stärker am
Wachstumsziel ausgerichtet, wobei im Konflikt zwischen
der Angebots- oder Nachfrageorientierung sich die Mehr-
heit in Politik, Medien und Wissenschaft für die Ange-
botsseite entschieden hat. D. h. der Ausweg aus der öko-
nomischen Krise und Massenarbeitslosigkeit wird in ers-
ter Linie in einer Kostenreduktion bzw. Gewinnstärkung
gesehen. Diese Position wird durch eine einseitige Be-
wertung der Globalisierung und negative Darstellung des
Standorts Deutschland unterstützt.

Der folgende Beitrag versucht zu zeigen, dass durch die-
se vorherrschende marktorthodoxe Verteilungspolitik die Schere zwischen Kapital und
Arbeit und zwischen Arm und Reich gewachsen ist, ohne jedoch – wie versprochen –
konjunkturpolitisch erfolgreich zu sein.

Umverteilung zugunsten des Kapitals und der Wohlhab enden

Die Irritationen über die Verteilungspolitik im wiedervereinigten Deutschland fangen mit
der Behauptung an, dass es keinen Verteilungsspielraum mehr gäbe. Sicherlich ist der
Verteilungsspielraum enger geworden, aber - bis auf die Jahre 1993 und 2003 - ist das
Sozialprodukt in den neunziger Jahren permanent gewachsen.

Inflationsbereinigt standen daher im Jahr 2005 rund 300 Mrd. Euro mehr zur Verfügung
als 1992. Weder die öffentlichen Haushalte noch die Arbeitnehmer haben allerdings von
dieser realen Erhöhung des verteilbaren Produkts profitieren können. Der größere Ver-
teilungsspielraum ist stattdessen zugunsten der Gewinne genutzt worden. Sowohl in der
ersten Verteilungsrunde des Markteinkommens, das zwischen den Arbeitsmarktparteien
(Kapital und Arbeit) ausgehandelt wird, als auch in der Umverteilung durch die staatliche
Steuer- und Abgabenpolitik konnten die Unternehmen und Wohlhabenden ihren Anteil an
der volkswirtschaftlichen Wertschöpfung wesentlich erhöhen.

Die Schieflage ist bereits an der sinkenden Lohnquote, also dem Anteil der Arbeitsent-
gelte am Volkseinkommen, zu erkennen. Bei konstant gehaltener Quote von Arbeitneh-
mern an den Erwerbstätigen (bereinigte Lohnquote), ergab sich für Westdeutschland ein
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Abwärtstrend, der 1982 noch einen Höchststand von 77,8 %-Anteil umfasste und 1990
nur noch 69,6 % aufwies. Im vereinigten Deutschland stieg die Quote von 1991 mit
71,4 % bis 1993 zunächst an und sank - insbesondere seit 2001 - stark auf zuletzt
66,5 % ab.

Offensichtlich ist es den Arbeitnehmern nicht gelungen, am Produktivitätsfortschritt
teilzuhaben. Eine Forderung, die nach Ludwig Erhard, dem politischen „Vater“ der
sozialen Marktwirtschaft, unbedingt zu erfüllen ist, wenn das System der Marktwirtschaft
nicht gefährdet werden soll. So forderte er in seinem Buch „Wohlstand für Alle“ eine
produktivitätsorientierte Lohnpolitik und wies auf den Zusammenhang zwischen
entsprechenden Lohnsteigerungen und Stärkung der Binnennachfrage hin: "Wer meine
Auffassung kennt, weiß, dass zu dieser Konzeption als wesentliches Element eine freizü-
gige Lohnentwicklung gehört. Zum wiederholten Male habe ich darum erklärt, dass der
oft geübte Widerstand der Arbeitgeber gegenüber Lohnerhöhungen (...) nicht in das Sys-
tem der Marktwirtschaft passt. Ein solcher Widerstand missachtet die Zielsetzung der
Marktwirtschaft (...) sogar gröblich.“8  Auch wenn nicht übersehen werden soll, dass zur
Zeit dieser Äußerungen die Gewerkschaften versuchten, die bereits in der Nachkriegszeit
eingetretene Schieflage in der Verteilung des Wohlstands durch eine entsprechende
Lohnpolitik zu korrigieren, und daher die Erhardschen Forderungen auch gegen eine
derartige nachholende Korrektur gerichtet war, so ist nicht zu übersehen, dass gegenwär-
tig die Schwächung der Binnennachfrage nur von einer Minderheit kritisiert wird - auch
wenn zuletzt sich derartige Stimmen mehren -, während die Mehrheit sich der Angebots-
theorie verpflichtet hat.

Ergebnisse der Steuerpolitik

Im Kern ist die Steuerpolitik seit den achtziger Jahren des 20. Jahrhunderts den neolibe-
ralen Behauptungen gefolgt und hat die Gewinne entlastet, weil angeblich nur auf diese
Weise das Kapital in Deutschland gehalten werden könne und nur so Investitionen zur
Sicherung von Arbeitsplätzen stattfänden. Diese Behauptung lässt sich nach Sichtung
der Fakten nicht aufrechterhalten.

Ein Problem bei der Annäherung an die Realität stellt jedoch die unzureichende
Datenlage dar. So basieren z. B. Daten des Zweiten Armuts- und Reichtumsberichts im
Wesentlichen auf den Informationen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS),
die alle fünf Jahre erhoben wird. Erstens beruhen diese Statistiken auf Selbstdeklaration
der beteiligten Haushalte und sind von daher problematisch und zweitens erfassen sie
wegen der oberen Einkommensgrenze von 18.000 Euro pro Monat die sehr Reichen
überhaupt nicht. Auch der Mikrozensus und das sozialökonomische Panel hat das Manko
der Selbstdeklaration. Es bleibt im Kern die amtliche Vermögens- und Einkommensteuer-
statistik. Die Vermögensstatistik wurde nach Ausfall der Vermögensteuer aber letztmalig
vor über zehn Jahren erhoben und die umfassende Einkommensteuerstatistik liegt zu
weit hinter aktuellen Daten zurück; z. Z. ist sie für das Jahr 2001 zu erhalten. Wir verfü-
gen daher kaum über aktuelle und zuverlässige Daten, insbesondere, was den Reichtum
in Deutschland betrifft.

                                                     
8 Ludwig Erhard: Wohlstand für alle, Düsseldorf, Wien 1964, S. 211
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Wenn man jedoch die jährlichen Veröffentlichungen der (privaten) Finanzierungsgesell-
schaften Capgemini und Merrill-Lynch9 über Millionäre und auch die Forbes-Liste  über
die Milliardäre hinzuzieht, entsteht generell der Eindruck, dass die Ungleichheit in
Deutschland noch ausgeprägter ist als amtliche Statistiken andeuten. Diese privat ge-
sammelten Informationen zeigen ein hohes Maß an Konzentration des Reichtums in
Deutschland. So beträgt die Zahl derjenigen, die in Deutschland über ein Geldvermögen
(netto) von 1 bis 30 Millionen Dollar im Jahr 2004 verfügten  - nach Angaben der Finan-
zierungsgesellschaft im Wealth Report 2005: 760.000 so genannte HNWI (High Net
Wealth Income).

Die letzte Forbes-Liste vom 9.3.2006 zählt für Deutschland 55 Milliardäre, die, angeführt
von den Gebrüdern Albrecht, mit insgesamt 32,2 Mrd. Dollar bis zu den von Holtzbrincks
mit jeweils 1 Mrd. Dollar reicht. Immerhin 14 Deutsche mit einem Gesamtvermögen von
122,8 Mrd. Dollar gehören dabei zu den 100 weltreichsten Personen. Insgesamt ver-
fügten die 55 deutschen Milliardäre über 220,2 Mrd. Dollar.10 Die Mehrheit dieser Milliar-
däre hat übrigens den Wohnsitz in Deutschland, nur sechs residieren in der Schweiz und
zwei in den USA.

Forbes Liste: Milliardäre in Deutschland - 2006 –

Rang Name
Netto-Vermögen

in Mrd. Dollar Wohnsitz

13 Karl Albrecht 17,0 Deutschland
22 Theo Albrecht 15,2 Deutschland
36 Adolf Merckle 11,5 Schweiz
42 Michael Otto & Familie 10,4 Schweiz

60 Susanne Klatten 8,1 Deutschland
61 Rudolf August Oetker & Familie 8,0 Deutschland
65 Reinhold Würth 7,5 Schweiz
74 August von Finck 7,0 Deutschland
79 Maria-Elisabeth & Georg Schäffler 6,8 Deutschland
82 Stefan Quandt 6,6 Deutschland

89 Hasso Plattner 6,4 Deutschland
94 Curt Engelhorn 6,1 Deutschland
94 Johanna Quandt 6,1 Deutschland
94 Friedrich Flick Jr. 6,1 Schweiz

Quelle: The World's Billionaires, edited by Luisa Kroll and Allison Fass 03.09.06,
http://www.forbes.com/lists/2006/10/Citizenship

Durch Absenkung des Spitzensteuersatzes auf Einkommen erhielten diese Milliardäre
erhebliche Steuergeschenke und wurden durch die im internationalen Vergleich weit
unterdurchschnittliche Vermögensbesteuerung in Deutschland zusätzlich geschont.

                                                     
9 wealth-report 2005 www.ml.com
10

The World's Billionaires, edited by Luisa Kroll and Allison Fass 03.09.06,
http://www.forbes.com/lists/2006/10/Citizenship
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Im Kontrast zu der Konzentration und den hohen Zuwachsraten bei den Kapitaleinkommen
haben die Arbeitnehmer ihre Einkommensposition nicht verbessern können. Im Gegenteil:

Seit 2000 sind die Arbeitseinkommen stark zurückgegangen und lagen zuletzt im Minus-
bereich, während die Steigerungsraten bei den Gewinneinkommen besonders in den
letzten beiden Jahren mit einem Zuwachs von 11,7 % und 6,1 % erheblich waren.
Betrachtet man die Nettoentwicklung, d. h. nach der staatlichen Umverteilung der Markt-
einkommen, dann zeigt sich, dass die Löhne und Gehälter in realer Kaufkraft zuletzt
geringer waren als noch 1991. Damit wurde nicht nur die reale Einkommenslage der
Arbeitnehmer und ihrer Familien im Durchschnitt verschlechtert und von der Entwicklung
des Sozialprodukts abgehängt, sondern auch die Massenkaufkraft geschwächt.

Eine alternative, sozial- und auch nachfrageorientierte Steuer- und Transferpolitik hätte
diese Gerechtigkeitslücke schließen können. Dies war jedoch nicht der Fall. Im Gegenteil
hat die Steuerpolitik mit dazu beigetragen, die Lücke zwischen Kapital und Arbeit zu
vergrößern, wie die folgende Tabelle und Grafik verdeutlichen können.

Steuerentwicklung 1990 bis 2005 in Mrd. Euro

1991 2000 2004 2005
 Veränd.

in %
1991-2005

Lohnsteuer* 109,5 166,7 158,3 153,6 +44,1

Veranlagte
Einkommen-
steuer**

21,2 12,2 5,4 9,8 -11,3

Körperschaft-
steuer**

16,2 23,6 12,0 16,3 +0,1

Kapitalertrag-
steuern***

5,8 20,8 16,8 19,1 +13,3

Gewerbe-
steuer

21,1 27,0 28,4 32,1 +11,0

Vermögen-
steuer

3,4 0,4 - - -3,4

Erbschaft-
steuer

1,3 3,0 4,3 4,1 +2,8

Umsatz-
steuern

91,9 140,9 137,4 139,7 +47,8

Mineralöl-
steuer

24,2 37,8 41,8 40,1 +15,9

INSGESAMT 338,4 467,3 479,5 489,2 +150,8

*vor Abzug von Kindergeld (ab 1996)
** vor Abzug von Erstattungen des Bundesamtes der Finanzen
*** ab 1993 inkl. Zinsabschlag
Quelle: Statistisches Bundesamt 2006 (www.destatis.de/basis/d/fist/fisttxt1.php)

Von den 150,8 Mrd. Euro Mehreinnahmen an Steuern, die im Jahr 2005 gegenüber 1991
eingenommen wurden, betrug das Lohnsteuermehraufkommen allein 44,1 Mrd. Euro und
die Zuwächse bei den Umsatzsteuern 47,8 Mrd. Euro. Zusammen trugen daher allein
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diese beiden Steuerarten rund zwei Drittel des Mehraufkommens. Selbst der Steuerver-
zicht seit 2000 ging an den Lohnsteuerzahlern nahezu vorbei.
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Der Unternehmenssektor konnte dagegen durch die Steuerpolitik ordentlich profitieren: In
den Jahren 2001 bis 2005 belief sich die Gesamtsumme der Entlastungen im Vergleich
zu den entsprechenden Einnahmen im Jahr 2000 auf stattliche 105,3 Mrd. Euro.

Trotz aller positiven Seiten der Steuerreformen, wie die Erhöhung des Grundfreibetrags
und Erhöhung des Kindergeldes, entwickelte sich die Abgabenbelastung der Arbeitneh-
merhaushalte weiterhin einseitig, während sich die Wohlhabenden und Unternehmen,
insbesondere die Kapitalgesellschaften, aus der Finanzierung staatlicher Aufgaben im-
mer mehr verabschieden konnten. Der Marsch in den Lohnsteuerstaat wurde damit auch
unter rot-grüner Regierung fortgesetzt.

Steuerausfälle durch rückläufige Besteuerung
von Unternehmern und Konzernen in Mrd. Euro

Steuerausfall gegenüber 2000

2000 2001 2002 2003 2004 2005
Körperschaftsteuer 23,6 -0,4 2,9 8,3 12,0 16,3
Kapitalertragsteuer 20,8 29,8 22,5 16,6 16,8 19,1
Gewerbesteuer 27,0 24,5 23,5 24,1 28,4 32,1

Veranlagte
Einkommensteuer

12,2 8,9 7,5 4,5 5,4 9,8

Ausfälle insgesamt (83,6) -20,9 -27,2 -30 -21 -6,2
Quelle: Statistisches Bundesamt 2006 (www.destatis.de/basis/d/fist/fisttxt1.php)

Vergleicht man die seit 1998 praktizierte Steuerentlastung nach Einkommensklassen, muss
man feststellen, dass ein Einkommensmillionär (verheiratet ohne Kinder) von 1998 bis
2005 um 102.500 Euro entlastet wurde, während bei einem Durchschnittseinkommen von
30.000 Euro pro Jahr nur 1.563 Euro als Steuernachlass wirksam wurde. Allerdings muss
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man festhalten, dass bei Verwirklichung des CDU/CSU-Sofortprogramms zur Steuer-
politik die Geschenke für die hohen Einkommensbezieher noch üppiger ausgefallen
wären. So wäre z.B. bei einer Million Einkommen die Entlastung mit 162.000 Euro noch
um nahezu 60% höher ausgefallen als bei Rot-Grün. Dies kann jedoch keine Recht-
fertigung für die rot-grüne Steuerpolitik bedeuten. Allein die letzte Entlastungsrunde von
2005 hat einem ledigen Millionär ein Steuergeschenk von 30.891 Euro gebracht; für den
Durchschnittsverdiener mit 30.000 Euro Jahreseinkommen lag die Reduktion dagegen
nur bei -147 Euro11.

Steuerentlastung nach Einkommensklassen 1998 bis 20 05
am Beispiel: Verheiratet ohne Kinder (Steuerklasse III/0)

Jahreseinkommen in
Euro

20.000 30.000 50.000 100.000 1 Million

Steuerentlastung 590 1.563 2.305 4.178 102.500
Quelle: Bundesministerium der Finanzen 2004

In der Öffentlichkeit werden diese Sachverhalte von interessierten Kreisen jedoch wei-
terhin geleugnet. Wie bei Phantomschmerzen wird über die angeblich immer noch zu
hohen Kapitalsteuern in Deutschland geklagt. Ein realistischer internationaler Vergleich
sieht jedoch anders aus.

Steuerlast auf Gewinne im internationalen Vergleich

Realistische internationale Vergleiche zeigen ein Bild, das der in Deutschland verbreite-
ten Sichtweise von der hohen Steuerlast auf Gewinne widerspricht.

So verdeutlichen Untersuchungen der EU-Kommission, dass die tatsächliche Steuerbe-
lastung von Gewinnen in Deutschland wesentlich niedriger ausfällt, als offiziell mit Hin-
weis auf den nominalen Steuersatz behauptet wird. Im Ergebnis bleiben die tatsächlichen
Steuerbelastungen weit hinter den vom Tarif her gewollten und in der Öffentlichkeit im
Mittelpunkt stehenden Körperschaftsteuern zurück, bei deren Abbau Deutschland aller-
dings innerhalb der EU mit Irland an der Spitze liegt.

In der Zeit von 1995 bis 2005 hat nur Irland die nominalen Körperschaftssteuersätze mit
-27,5 Prozentpunkten stärker reduziert als Deutschland, das mit einer Reduktion von
-18,2 % ebenfalls weit über dem Abbau im EU-Durchschnitt von -7,9 % der alten 15 EU-
Staaten als auch über dem Durchschnitt der 25 EU-Staaten mit einer Reduktion von -8,8
Prozentpunkten liegt12.  Betrachtet man die Gesamtsteuerlast auf Gewinne, dann ergibt
sich nach Berechnungen der EU-Kommission folgendes Bild:

                                                     
11 Bundesministerium der Finanzen (2004): Steuerentlastung - Deutschland bewegt sich! Berlin 2004.
12 EU-Kommission: Structures of the taxation systems in the EU, Lux. 2005, S.88
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Quelle: EU-Kommission: Structures of the taxation systems in the EU- main results,

Luxemburg 2006, S. 8

http://ec.europa.eu/taxation_customs/taxation/gen_info/economic_analysis/tax_structures/

index_en.htm:

Die zuletzt 2006 veröffentlichten Daten zeigen, dass in Deutschland die Gewinne insge-
samt mit einem Steuersatz in Höhe von 21,7 % (2004) im Vergleich zu anderen EU-Mit-
gliedsländern eher gering besteuert werden. Die so genannte Implicit Tax Rate (ITR) wird
nachträglich erhoben und misst die durchschnittliche effektive Steuerlast auf der Basis
der Schätzung der potentiellen Steuerbasis, beziehungsweise der Bemessungsgrundlage
in den Mitgliedstaaten. Die ITR auf Kapital fasst dabei das Ergebnis von Unternehmen
und privaten Haushalten zusammen. In der Regel handelt es sich dabei um Zinseinkom-
men, Dividenden, Unternehmertätigkeit, Körperschaftsgewinne und Profite aller Art. Es ist
schwierig, offizielle Berechnungen für die Belastung nur der Gewinneinkommen der Un-
ternehmen zu erhalten. Ein Diskussionspapier der EU-Kommission kommt jedoch zu dem
Ergebnis, dass die deutschen Unternehmen seit 1995 bis 2002 im EU-Vergleich über-
durchschnittlich entlastet worden sind13.

Die OECD kommt in ihrem jüngsten Bericht „OECD-Revenue Statistics 2006“ zu einem
ähnlichen Ergebnis wie die EU-Kommission: „Deutschland verbuchte wie die meisten
OECD-Staaten im Jahr 2005 vor allem dank gestiegener Unternehmensgewinne stei-
gende Einnahmen aus Einkommen- und Unternehmensteuern. Zum ersten Mal seit An-
fang der 80er Jahre stieg der Anteil dieser Steuerart wieder, sowohl bezogen auf das BIP
als auch im Verhältnis zum Gesamtsteueraufkommen.

                                                     
13 Claudius Schmidt-Faber 2004: An implicit tax rate for non-financial corporations: definitions and comparison

with other tax indicators: www.//europa.eu.int/comm/taxation_customs/taxation/taxation.htm
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Mit 9,8 Prozent am BIP lagen die Einnahmen aus dieser Steuerart in Deutschland 2005
allerdings weiterhin deutlich unter dem OECD-Mittel von rund 13 Prozent. Gleichzeitig
sind in Deutschland die Sätze für die Besteuerung von Unternehmensgewinnen und
Arbeitseinkommen vergleichsweise hoch und das trotz der Steuersenkungen in der
Vergangenheit. „Deutschland könnte die Steuersätze weiter senken und gleichzeitig die
Einnahmen aus Einkommen- und Unternehmensteuern erhöhen, wenn es weiter Aus-
nahmetatbestände abschafft, die Steuerbasis vergrößert und die Effizienz der Steuer-
eintreibung erhöht“, so Christopher Heady, Leiter der Abteilung Steuerpolitik und Statistik
der OECD14.

Angesichts dieser offiziellen Daten zeigt sich folglich auch, dass die effektive Steuerbe-
lastung der Wohlhabenden und Unternehmen in Deutschland nicht so schlecht sein kann,
wie behauptet. Der DGB fordert daher zu Recht: „Angesichts der rückläufigen Beiträge
vieler deutscher Unternehmen bei der Finanzierung öffentlicher Leistungen muss von der
Politik daher dafür gesorgt werden, dass diese Unternehmen wieder stärker zur Finan-
zierung der staatlichen Aufgaben, die sie ja ebenfalls für sich einfordern, herangezogen
werden (...)"15 Gerade der realistische internationale Vergleich verdeutlicht, dass dafür
erhebliche Spielräume bestehen, die vor allen Dingen für wichtige öffentliche Zukunftsin-
vestitionen in die Infrastruktur und für den Bildungsbereich genutzt werden könnten.
Deutschland hat im internationalen Vergleich gemessen hierbei einen erheblichen Nach-
holbedarf.

Konjunkturpolitische Bewertung

Hinzu kommt, dass die neoliberale Behauptung, dass nur über eine Gewinnstärkung
Investitionen in Arbeitsplätze zustande kämen, empirisch nicht haltbar ist.

Konjunkturpolitisch ist die unsoziale Umverteilung erfolglos geblieben, insbesondere weil
sie die Binnennachfrage schwächte.  Wie die Entwicklung der letzten Jahre zeigt, hat ins-
gesamt die Senkung des Spitzensatzes bei der Einkommensteuer auf 42 %, die Herab-
setzung der Körperschaftsteuer auf 25 %, die Halbierung der Dividendenbesteuerung
(„Halbeinkünfteverfahren“) nicht zu mehr Investitionen in Arbeitsplätze geführt, sondern
lediglich die Verteilungsposition der abhängig Beschäftigten und deren Kaufkraft ver-
schlechtert.

                                                     
14 Pressemitteilung Berlin 11.10.2006 zu OECD-Revenue-Statistics 2006
15 DGB: Abteilung Wirtschaftspolitik Schnelldienst 03/05
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Während der Gewinnanteil (Betriebsüberschuss und Selbständigeneinkommen) am
Volkseinkommen von 1992 mit 26,6 % auf 32,7 %  im Jahr 2005 gestiegen ist, sank die
volkswirtschaftliche Investitionsquote (Anteil am BIP) im gleichen Zeitraum von 23,6 %
auf zuletzt 17,1 %16.

Notwendige Maßnahmen

Die SPD hat diese von ihr mitverantwortete Steuerpolitik mit einem empfindlichen Verlust
an Glaubwürdigkeit und Akzeptanz bezahlt. Es wird also Zeit, die Wohlhabenden wieder
stärker an der Finanzierung der öffentlichen Angelegenheiten zu beteiligen und zugleich die
Handlungsfähigkeit von Bund, Länder und Gemeinden wieder nachhaltig herzustellen.

Um die Finanzkraft der öffentlichen Hand zu stärken und dringend erforderliche Ausga-
ben zu tätigen, ist folglich eine Umkehr der Steuerpolitik in Deutschland überfällig. Hierzu
zählen vor allem eine nachhaltige Besteuerung von großen Vermögen und Erbschaften,
ein höherer Spitzensteuersatz bei der Einkommensteuer, eine Besteuerung von
Börsenumsätzen und Finanztransfers, eine angemessene Wiederherstellung der Körper-
schaftsteuer und eine nachhaltige Bekämpfung der Steuerflucht. Gerade im Hinblick auf
den letzten Punkt ist nach den Erfahrungen in den USA in den 1980er Jahren die Ein-
führung einer Mindestbesteuerung (in den USA: 20 % bei Unternehmen; 25 % bei Privat-
personen) durchaus hilfreich. Sie hat dazu geführt, dass Unternehmen, die zuvor alle
legalen und illegalen Tricks genutzt haben, Steuerflucht zu betreiben, plötzlich wieder
Steuern in den USA zahlten. Die EU und die G7-Staaten hätten zusätzlich die Möglich-
keit, durch ein abgestimmtes resoluteres Vorgehen viele der Steueroasen trocken zu legen.

Wer eine solche Umkehr in der Steuerpolitik will, muss jedoch mit erheblichem ideolo-
gischen Gegenwind rechnen. Legitimationsversuche zur steuerlichen Be- oder Entlastung
der Wohlhabenden sind dabei ebenso alt wie die Geschichte des Steuerstaates selbst.
Die Theorien spalten sich dabei in zwei große Lager: Die einen wollen durch eine stär-
kere Steuerlast auf die hohen Vermögen und Einkommen vor allem soziale Ungleichhei-

                                                     
16 Bundesministerium für Arbeit und  Soziales: Statistisches Taschenbuch Bonn 2006, Ziff 1.9, 1.5
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ten abbauen, andere halten die Besteuerung der Wohlhabenden für eine Bestrafung der
Tüchtigen.

Die progressive Einkommensteuer, die ursprünglich dafür konzipiert war, Ungleichheiten
abzubauen und den Wohlstand umzuverteilen, ist nach herrschender neoliberaler Sicht
ein Wachstumshemmnis. Z. T. findet man auch die Behauptung, dass ab bestimmten
Progressionssätzen Steuerflucht eintrete und der Fiskus daher am Ende leer ausgehe.
Diese These ist empirisch nicht haltbar. Steuerflucht ist nicht eine automatische Folge
hoher Progressionssätze, sonst hätte sie ja in der Bundesrepublik abnehmen müssen
oder wäre in anderen Ländern mit einem höheren Progressionstarif (etwa Skandinavien)
stärker als in solchen mit niedrigeren Tarifen.

Die Abschaffung oder radikale Senkung des Progressionstarifs, der in (West-) Deutsch-
land meistens zwischen 53 % und 56 % lag, entlässt dagegen die ohnehin bereits durch
die Steuerpolitik der letzten Jahrzehnte privilegierten Wohlhabenden unverhältnismäßig
stark aus der Verantwortung für ein Gemeinwesen, an dem auch sie - z.B. durch Schulen
und Universitäten für ihre Kinder oder polizeilicher Schutz ihres Eigentums - partizipieren.

„In der aktuellen Debatte zur grundlegenden Modernisierung der Einkommensteuer gerät
in Vergessenheit, dass auch die Erbschaftsteuer seit langem auf der Reformagenda
steht. Die heutige Unterbewertung von Immobilien- und Betriebsvermögen verletzt die
Gleichmäßigkeit der Besteuerung. Mit dem gegenwärtigen Volumen von rund 3 Mrd. Eu-
ro hat die Erbschaftsteuer zwar nur einen Anteil von weniger als 1 % an allen Steuerein-
nahmen in Deutschland, jedoch ist die Tendenz steigend.“17

                                                     
17 Jürgen Schupp / Marc Szydlik (2004): Erbschaften und Schenkungen in Deutschland, in: DIW-

Wochenbericht 5/2004, S.59.

Einkommens-Spitzensteuersätze in Europa
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Nach Schätzungen des Sozio-ökonomischen Panels (SOEP) haben derzeit rund 1,5 %
aller Privathaushalte in Deutschland einen jährlichen Vermögenszugang aufgrund von
Erbschaften in Höhe von durchschnittlich 65.000 Euro. Knapp ein weiteres Prozent aller
Haushalte erhält jährlich Schenkungen von durchschnittlich 30.000 Euro. Aus diesen
Transfers errechnen sich insgesamt Einkommen von Privathaushalten in Höhe von jähr-
lich etwa 50 Mrd. Euro, dies entspricht mehr als 2 % des Bruttoinlandsprodukts18. Die Er-
ben (insbesondere in der Klasse I) können im internationalen Vergleich mit moderaten
Steuern rechnen.

Besonders begünstigt ist die Übertragung von steuerlichem Betriebsvermögen. Dies liegt
zum einen daran, dass das Betriebsvermögen nicht mit seinem Verkehrswert, sondern
mit einem deutlich niedrigeren Steuerwert bewertet und selbst dieser geringere Wert nur
in Höhe von 65 % als Bemessungsgrundlage herangezogen wird. Der Gesetzgeber hat
jüngst noch eine weitergehende Begünstigung geschaffen, welche die Erben von bis zu
100 Mill. Betriebsvermögen von jeglicher Steuer befreit, wenn der Betrieb 10 Jahre
weitergeführt wird.19

Dies kann als Erfolg der nachhaltigen Lobbyarbeit der Unternehmerverbände begriffen
werden. So hatten im Oktober 2004 acht Verbände der deutschen Industrie, der Banken,
der Versicherungen, des Einzel- und Außenhandels und des Handwerks „Grundsatzan-
forderungen an eine Reform der Unternehmensbesteuerung“20 an die Politik adressiert.
Ausgangspunkt ihrer Forderungen war die Behauptung, dass Deutschland in Europa und
weltweit mit die höchste Unternehmensteuerbelastung habe. Deshalb gäbe es - im In-
teresse von Wachstum und Beschäftigung sowie der internationalen Wettbewerbsfähig-
keit - neben einer Senkung der hohen Belastung der Arbeitskosten den dringenden Be-
darf nach einer grundlegenden Reform der Unternehmensbesteuerung.

Auf dem so genannten Job-Gipfel am 17.3.2005 sind die Bundesregierung und die
CDU/CSU-Opposition diesen Wünschen weitgehend gefolgt. Sie einigten sich auf drei
steuerpolitische Vorhaben, die sehr schnell umgesetzt werden sollen:

1. Die Absenkung des Körperschaftsteuersatzes für Kapitalgesellschaften von
25 % auf 19 %.

2. Die verbesserte Anrechnung der Gewerbesteuer bei der Einkommensteuer für
Personengesellschaften.

3. Die o. a. genannte Erbschaftsregelung bei Betriebsvermögen.

Insgesamt würden diese Maßnahmen nach Berechnungen des Bundesfinanzministeri-
ums weitere Steuereinbußen von rund 6,2 Milliarden Euro verursachen. Die Wirtschafts-
abteilung der Gewerkschaft ver.di geht jedoch davon aus, dass noch größere Steuer-
ausfälle anfallen werden, falls die Wohlhabenden ihr Vermögen in Betriebsvermögen um-
wandeln. Generell ist Zweifel über die Notwendigkeit dieses weiteren Steuergeschenks

                                                     
18 Vgl. ebenda.
19 Vgl. BDO Deutsche Warentreuhand AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (2004): Sonderdruck: Vererben

und Verschenken, Sonderdruck 19/2004, S. 1 www.bdo.de.
20 Vgl. www.bdi-online.de
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angebracht, denn bisher ist kein Fall bekannt, dass die existierende Erbschaftssteuer
dazu beigetragen haben könnte, einen Betrieb in den Ruin zu treiben21.

„Die Einnahmen aus Substanzsteuern (Grund-, Vermögen-, Schenkung- und Erbschaft-
steuer) liegen in Deutschland stabil bei 0,9 Prozent des BIP und damit bei weniger als
der Hälfte des OECD-Schnitts von 1,9 Prozent. Nur Mexiko, Tschechien und die Slowa-
kei, also Staaten mit einem deutlich geringen Vermögensbestand als Deutschland, sowie
Österreich erzielen weniger Einnahmen aus dieser Steuerart.“22 Es gibt also genügend
Anlass, das deutsche Steuersystem in Richtung des Durchschnitts der Industrieländer zu
reformieren.

Eine solche Kehrtwende in der Steuerpolitik fände dabei sicherlich eine breite Unterstüt-
zung, denn eine kürzlich publizierte Auswertung der SOEP-Daten zeigt,  dass das Em-
pfinden über Steuergerechtigkeit nachhaltig gestört ist. Eine große Mehrheit – bei einigen
Unterschieden in Ost- und Westdeutschland – war der Meinung, dass Manager zu wenig
und ungelernte Arbeiter zu viel Steuern zahlen.

Bewertung der Steuerzahlungen

zuviel zu
wenig

ange-
messen

zuviel zu wenig ange-
messen

Manager im
Vorstand großer
Konzerne

4 81 16 6 73 21

Ungelernte
Arbeiter

69 1 30 62 1 37

Quelle: Schupp, Jürgen/Wagner, Gert G. (2005): Gerechtigkeit der Einkommensbesteuerung aus
Sicht der Bürger, in: DIW-Wochenbericht 29/2005 S. 452

Es bleibt zu hoffen, dass die politisch Verantwortlichen diese Kritik und Unzufriedenheit
mit der Verteilungspolitik ernst nehmen und nicht länger nur eine sehr einseitige Politik
zugunsten der Kapitalseite und Wohlhabenden betreiben. Die Kompensation der Steuer-
ausfälle sollte dabei nicht, wie beabsichtigt, durch Erhöhung von Verbrauchssteuern bzw.
der Mehrwertsteuer geschehen. Die indirekten Steuern stimmen nämlich nicht mit den
sozialen Grundsätzen der Steuerpolitik, d. h. der stärkeren Belastung der Wohlhabende-
ren, überein und sie schwächen überdies durch ihre Verteuerungen die Binnennachfrage.
Eine Übersicht kann die degressive Wirkung verdeutlichen:

                                                     
21

ver.di Bundesvorstand Berlin - Bereich Wirtschaftspolitik (2005):  Wirtschaftspolitische Informationen 4/2005
22 OECD-Revenue Statistics 2006, Pressemitteilung, Berlin 11.10.2006
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Belastung durch Konsumausgaben und Mehrwertsteuer
Angaben in Euro pro Monat nach der EVS² - 2003 -

1 jedes Dezil umfasst ein Zehntel der Haushalte (1 = untersten Einkommensgruppe)
²die Einkommens- und Verbrauchstichprobe (EVS) erfasst nur die Haushaltseinkommen bis 18.000 €
Monatseinkommen
Quelle: DIW-Wochenbericht 47 vom 23.11.2005, S. 709

61,775,62836ALLE

47,758,2568910

57,469,845229

61,574,636548

65,579,530797

68,782,926166

69,785,922015

71,188,518174

74,492,514753

76,896,811642

87,1110,88951

Mehrwertsteuerpflichtige 
Konsumausgaben in %

Private Konsum-
ausgaben in%

Haushalts-
nettoeinkommen

Dezile 1

Der entsprechend den Maastricht-Kriterien erforderliche Abbau der öffentlichen Ver-
schuldung kann und sollte daher über eine Erhöhung der direkten Steuern im o.a. Sinne,
d.h. nicht zu Lasten der Masseneinkommen, sondern der „stärkeren Schultern“, erfolgen.
Dies ist nicht nur der sozial-, sondern auch konjunkturpolitisch der verträglichere Weg.
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Frage- und Diskussionsrunde

Hilde Mattheis

Auch Ihnen herzlichen Dank. Ich danke allen hier auf dem Podium für ihre kurze
Einführung und jetzt haben Sie das Wort. Wenn Sie sich jeweils kurz vorstellen und am
Mikrofon platzieren, damit wir sie alle hören können. Danke.

- Guten Tag, meine Name ist Mohammed
Dekalife . Ich bin von der SPD in Spandau.
Ich habe nur eine kurze Bemerkung über
die Steuer und eine Frage. Zur Steuer, so
wie ich sie sehe. Der Mitarbeiter, der Arbei-
ter, zahlt mehr als der Reiche. Der Reiche
verdient 10.000 Euro, dann bringt er für
2.000 Euro Rechnungen: für sein Früh-
stück, für eine Tagung etc. und er hat nur
über die Rechnungen Geld in seine Tasche
gesteckt.

Der Mitarbeiter dagegen ist leider arm, hat es nie geschafft für 2.000 Euro Rech-
nungen vorzulegen und zahlt die ganze Steuer. Ich weiß nicht, aus welchem Grund
wir den Bürger teilen. Arm und sehr reich und wir stehen hier und schreiben nur Be-
richte und quatschen. Vielen Dank.

Hilde Mattheis

Ich nehme an, dass ist eine Frage an Professor Eißel. Dann habe ich hier eine Nachfrage
und hier und dann hier vorne gleich. Und dann würde ich gerne die Antwortrunde auf
dem Podium öffnen.

- Mein Name ist Günther Salz . Ich bin Geschäftsführer der Liga der Wohlfahrts-
verbände in Rheinland-Pfalz. Erste Frage an Herrn Professor Hartmann: Sie haben
gesagt, Elite und Reichtum ist nicht deckungsgleich. Aber für mich haben Sie noch
nicht griffig definiert, was denn Elite eigentlich ist. Ich würde Sie bitten, das noch
nachzuholen.

Mir scheint, es gibt auch kaum Literatur, wie die Elite lebt. Wenn man jetzt einmal
absieht von der Yellow Press. Also wo kann man mehr nachlesen darüber, wie Elite
lebt und vor allen Dingen, wie sich Reiche oder Elite sozial absichern. Die Arbeit-
nehmer müssen es über die klassischen Lohnversicherungen tun. Wie machen das
eigentlich die Reichen?

Das war die eine Frage und die andere Frage zu den Angaben über Vertei-
lungspolitik. Mir scheint, dass einiges bekannt ist über die Ungleichheit innerhalb von
Gesellschaftsklassen. Also innerhalb der Selbständigen, der Unternehmer, innerhalb
der Arbeitnehmerschaft. Aber wenig gesagt wird zu der Ungleichheit zwischen Kapi-
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tal und Arbeit. Ich weiß nicht, haben Sie im 2. Armuts- und Reichtumsbericht die
Lohnquote gefunden und die Entwicklung dieser Lohnquote in den letzten 30
Jahren? Ich weiß nicht, ob ich es übersehen habe. Aber ich habe keine gefunden.
Also es deutet doch einiges darauf hin, dass sich der Reichtum bei Selbständigen
und Unternehmern sammelt. Und es deutet einiges darauf hin, dass das mit der
Eigentumsfrage zu tun hat. Mit dem Privateigentum an Produktionsmitteln. Umso
verwunderlicher ist es, dass ich in den Armuts- und Reichtumsberichten kaum etwas
über die Verteilung von Produktionsmitteln lese und welche Macht damit verbunden
ist. Und ich hoffe sehr, dass im 3. Armuts- und Reichtumsbericht endlich diese Frage
aufgegriffen wird. Diese Frage richtet sich an Herrn Hartmann.

- Mein Name ist Dirk Glombner, Sozialwissenschaftler . Ich kann von der Hauptver-
sammlung der Credit Suisse, die ich besuchte, bestätigen, dass das Argument der
Unternehmensspitze bezüglich der Managergehälter genau in dieser Weise verwen-
det wurde, dass Managergehälter hoch zu sein hätten, so wie Sie es darlegten.
Ansonsten würden Headhunter und dergleichen die Spitzenmanager abwerben. Und
deswegen müssen hohe Gehälter gezahlt werden. Ich bin Ihnen insofern dankbar,
dass Sie das betonten.

Ich hätte jedoch gerne gewusst, wo das steht? Inwieweit lässt sich so etwas bei Ak-
tionärsversammlungen entsprechend auch als Argument verwenden. Mein Eindruck
war nämlich der, dass die Aktionärsversammlung zwar aufgebracht war durch die im
Frühjahr durchgängige Diskussion bezüglich der Gehälter, die gezahlt wurden, wenn
vom Vorstand allerdings ein solches Argument vorgetragen wird, dann trifft das bei
den Aktionären auf ein Verständnis, dem sie sich nicht entziehen können, wenn da
nicht argumentativ dagegen gehalten wird.

Eine andere Frage richtet sich an Herrn Huster, aber auch an die anderen Kollegen:
Sie haben in Ihren Darstellungen insbesondere Datenmaterial vorgelegt, aber offen
gesagt, mein Lebenshorizont bezüglich dessen, was Vermögen über 18.000 Euro im
Monat bedeuten, hilft mir nicht weiter. Was Vermögen in der Gegenwart bedeuten
kann, das kann ich vielleicht allenfalls in besseren Hollywood-Filmen oder im Fern-
sehen ahnen. Sprich, Ihre Darlegungen sind sehr fundamental, wirklich. Aber es
fehlt mir da etwas an Bildhaftem. Vielleicht können Sie mir auch dazu Tipps geben.

- Wolfgang Glatzer, Universität Frankfurt/Main:  Die Veranstaltung heißt „Reichtum
in Deutschland“. Wo ist der öffentliche Reichtum? Ich komme mir vor, wie in einer
neoliberalen Veranstaltung, weil er überhaupt nicht auftaucht bei Ihnen. Es gibt doch
Schulen, Krankenhäuser, Flüsse, Wälder, Luft, Autobahnen, alles, was man auch
braucht und zum Reichtum dieser Gesellschaft gehört, was außerordentlich wichtig
ist. Und ohne das wären die Reichen viel, viel schlechter dran, befürchte ich. Also,
man braucht auch eine Reichtumsberichterstattung für den Reichtum der
Gesellschaft, nicht nur für die Privaten, finde ich, um das besser zu beachten und da
ist ja durch Privatisierung und dergleichen sehr viel verschwendet worden.

Zu den Übersichten, die es gab, will ich noch anmerken, dass - mit wenigen Aus-
nahmen - Einstellungen der Bevölkerung gefehlt haben. Wenn die Bevölkerung das
Erben so will, und die setzen sich mit großer Vehemenz dafür ein, dass sie ihre im
Lebenslauf erworbenen Mittel weiter vererben können an ihre Kinder, dann muss ich
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das in einer Demokratie akzeptieren. Das fällt mir ganz, ganz schwer dagegen zu
sein. Diese Bevölkerungsmeinung kennen wir allerdings in der Regel gar nicht. Wir
wissen, dass in den USA von der Bevölkerung viel größere Ungleichheiten akzep-
tiert werden als bei uns. Da gibt es ein paar Untersuchungen dazu. Aber das meiste
wissen wir nicht. Und das ist eigentlich fundamental, dass wir das kennen sollten.

Prof. Michael Hartmann:

Also zunächst zur Definition von „Elite“. Wenn ich als Reichtumsgrenze diese 200 % neh-
me, dass habe ich schon angedeutet, sind alle Eliteangehörigen reich. Das ist nicht die
Frage. Ich habe eben aber auch angedeutet, dass meine Reichtumsdefinition so ähnlich
ist, wie die von Herrn Eißel. Dass, wenn man wirklich reich ist, man entweder nicht mehr
darüber spricht oder dass man nicht mehr weiß, wieviel man im Großen und Ganzen hat.
Das heißt, dass jemand, der jetzt Regierungspräsident oder der für eine beschränkte An-
zahl von Jahren Minister ist, nicht per se auch reich ist.

„Elite“ heißt eine Position zu bekleiden, die einem die Macht verleiht, auf gesellschaftliche
Entwicklungen maßgeblichen Einfluss zu nehmen. Das ist der Finanzminister zum Bei-
spiel. Das kann auch ein Ministerpräsident in einem großen Land sein. Diese Personen
müssen nicht zwingend reich sein – „reich“, wenn man andere Maßstäbe nimmt. Nach
den Maßstäben 200 % oder die oberen 10 % sind diese Personen alle reich. Da muss
man sich entscheiden, wie man „reich“ definiert. Ich persönlich glaube, wenn man Reich-
tum definiert mit 200 % oder mit den oberen 10 % der Einkommensbezieher, dann sind
viele dabei, die nicht wirklich reich sind. Da ist der Begriff unscharf, deswegen vermeide
ich es, den soweit zu fassen. Das ist das Erste.

Das Zweite: Untersuchungen darüber, wie diese Menschen leben, gibt es praktisch nicht.
Selbst, wenn man das Milieu kennt, ist es außerordentlich schwer, wissenschaftlich da
dranzukommen. Es gibt ganz, ganz wenige Untersuchungen, die auf Interviewbasis ver-
suchen, deren Lebenslage zu erfassen. Die Mehrzahl derjenigen, die sich überhaupt da-
mit beschäftigen, müssen zurückgreifen auf die Yellow Press oder auf einzelne Reporter
beim Spiegel, bei der Süddeutschen, die hin und wieder einmal einen Einblick geben.

Ich kann mich noch an einen Bericht des Journalisten Hans Leyendecker erinnern, in
dem er beschreibt, wie eine der reichsten Damen Deutschlands beim Besuch bei Ex-Ber-
telsmann-Chef Mark Wössner sich den ganzen Kofferraum mit Büchern voll gepackt hat,
die es umsonst gab. Aber das sind Einzeleindrücke. Da gibt es nichts Systematisches.

Zu dem, was Credit Suisse angeht. Es gibt eine Internationalisierung. Das ist immer das
Argument. Sonst gehen die Manager in die USA oder sonstwohin. Aber die Internationa-
lisierung ist immer noch auf sehr niedrigem Niveau. Nur um ein paar Zahlen zu nennen:
Von den 100 Spitzenmanagern der 100 größten Unternehmen, das sind dann die Vor-
standschefs der 100 größten in Deutschland oder in Frankreich, und so weiter: In Japan
ist es ein Ausländer, in Frankreich sind es 2 Ausländer, in den USA sind es 5 Ausländer,
in Deutschland sind es 9 Ausländer. Von den 9 kommen aber bis auf einen Italiener alle
aus Ländern ringsherum, also aus Holland, der Schweiz, Österreich. Zum Teil sind das
Leute, die nur auf der anderen Seite des Bodensees geboren sind. Die haben in
Deutschland ihr Studium absolviert und ähnliches.
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Wenn man alle Vorstandsmitglieder in Deutschland nimmt, erhöht sich die Zahl auch
nicht. Da bleibt es bei 10 %. Auch wenn man sich den Markt anguckt, wie viele deutsche
Spitzenmanager - das sind insgesamt knapp 600 Vorstandsmitglieder - überhaupt im
Ausland gewesen sind, stellt man fest, dass zwei Drittel von denen weder im Studium,
noch während ihres Jobs jemals im Ausland gewesen sind, außer im Urlaub oder so.

Das heißt, um da von einem Markt zu sprechen, fehlen alle Grundlagen. Nun muss man
eines einschränkend sagen, es gibt Länder, wo das ein bisschen anders ist und die
Schweiz zählt dazu, auch Holland. Das sind vor allem Länder, die einen überproportional
großen Anteil an großen multinationalen Unternehmen haben. Das trifft für die beiden zu,
gleichzeitig aber ein sehr beschränktes Reservoir, was die Bevölkerung angeht. In der
Schweiz haben sie einen Ausländeranteil im Spitzenmanagement von fast 40 %. Von
denen ist allerdings jeder zweite ein Deutscher, das relativiert das auch wieder. Nichts
desto trotz gilt das nur für die kleineren Länder.

Die großen Länder haben strikt einheimische Karrierepfade. Sie werden in Frankreich mit
der ENA (Elitehochschule: École nationale d'administration) immer Karriere machen. In
Deutschland nützt Ihnen die ENA gar nichts. In Großbritannien ist es dasselbe mit Oxford
und Cambridge. In Deutschland haben sie andere Wege. Zum Beispiel die klassische
Lehre.

Jetzt noch eins zum Schluss. Jeder zweite deutsche Spitzenmanager hat eine Haus-
karriere gemacht. Das heißt, er ist in einem und demselben Unternehmen geblieben. Und
jeder zweite Aufsichtsratsvorsitzende in Deutschland war vorher Vorstandsvorsitzender
im selben Unternehmen. Das sagt etwas über den engen Zusammenhang aus - aber
eben nur auf nationaler Ebene.

Alles andere an Begründungszusammenhängen wird genutzt, weil es so plausibel ist,
weil man sich das vorstellen kann. Es hat aber mit der Wirklichkeit, wenn man es unter-
sucht, überhaupt nichts zu tun. Sie können die Wirtschaftspresse durchgehen. Sie finden
immer wieder solche Artikel. Es ist etwa 3 Jahre her, da haben hintereinander in der
“Zeit” Helmut Schmidt und Jürgen Heraeus, der Aufsichtsratschef von Heraeus, in zwei
Leitartikeln offen gesagt, dass es diesen Markt nicht gibt. Da habe ich gedacht, jetzt ist
das Thema vom Tisch – mitnichten! Und es nützt nichts: Die Begründung ist so perfekt
und so einleuchtend. Da hat man gesagt, lass die zwei ruhig reden, auch wenn die
bekannt sind, wir bleiben beim Muster. Und man ist dabei geblieben.

Hilde Mattheis:

Danke. Herr Huster, in der Regel reden wir von öffentlicher Armut und privatem Reich-
tum. Hier hat ein Mitdiskutant nach dem öffentlichen Reichtum gefragt. Wenn Sie das
bitte aufgreifen würden.

Prof. Huster:

Herr Glatzer ist dafür bekannt, dass er immer dann gegenbürstet, wenn bestimmte
Schlagwörter kommen. Wir haben hier tränenreich die öffentliche Armut, die von allen
politischen Parteien herbeigeführte öffentliche Armut, beweint. Da fragt er, gleichsam als
Seitenhieb, was geschieht eigentlich, wenn man den vorhandenen öffentlichen Reichtum
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nicht pflegt? Denn dieser wird teilweise für „einen Apfel und ein Ei“, verhökert, ohne
daran zu denken, dass man jetzt Vorsorge für die Zukunft treffen muss. Das ist ein ge-
wichtiges Argument.

Wann immer ich durch Ostdeutschland fahre und die nach wie vor bestehenden großen
Umstrukturierungsprobleme sehe, dann fällt mir ein, dass Baden-Württemberg im 19. Jahr-
hundert unsäglich viel in Bildung und Wissenschaft investiert hat. Dieses Land gehört seit
langem zu den Wachstumsregionen in der Deutschland. Es muss also in Deutschland
nicht nur eine sehr viel längere Frist angesetzt werden, um dort zu investieren. Sondern
es muss gerade auch im Bereich von Wissenschaft, von Zukunftstechnologien viel getan
werden, um dort dann auch für die Zukunft Wachstumsperspektiven zu erlangen. Das
heißt, ich muss mehr öffentlichen Reichtum schaffen und nicht weniger!

Und das andere, worauf Herr Glatzer zurecht hinweist, ist, dass es immer der privaten
Komplementärinvestitionen bedarf, um öffentlichen Reichtum nutzen zu können, dass der
erfolgreiche Einsatz dieser Komplementärinvestitionen öffentlichen Reichtum voraus-
setzt. Kurz: Der Reiche kann nur deswegen seinen Sohn, seine Tochter an die Univer-
sität schicken, weil er in der Lage ist, die Komplementärinvestitionen (Unterhalt, Studien-
gebühren etc.) zu bezahlen. Dieser Unterhalt, Gebühren etc. setzen aber die Existenz
der Hochschule voraus.

Das heißt, der öffentliche Reichtum muss dem Reichtum der Reichen zumindest teilweise
zugerechnet werden. Denn wenn man sieht, das wir auch nach ‘zig Jahren Bildungsre-
form immer noch nur 6-7 Prozent Arbeiterkinder im Hochschulbereich haben, dann sieht
man, dass Teile des öffentlichen Reichtums vorwiegend Investitionen für die wohlha-
benderen, bildungsbürgerlichen Schichten sind. Von daher unterstütze ich das Argument
von Herrn Glatzer nachhaltig.

Es geht sehr darum, dass diese öffentlichen Ressourcen, die von der Öffentlichkeit er-
wirtschaftet worden sind, auch gepflegt werden. Es ist ja nicht so, dass dieser öffentliche
Wohlstand von der Politik zusammengetragen worden ist, sondern von den Bürgerinnen
und Bürgern.

Zur Frage nach der primären Verteilung: Die bisherigen beiden Armuts- und Reichtums-
berichte gehen nur auf die sekundäre Verteilung und vor allem auf deren Ergebnis für die
Haushaltseinkommen ein. Die funktionelle Verteilung zwischen Lohnarbeit und Kapital ist
bisher nicht Gegenstand der Reichtums- und Armutsberichterstattung gewesen. Aber die
Daten liegen vor. Man kann sie beispielsweise alljährlich im Novemberheft der WSI-Mit-
teilungen23 nachlesen.

Ich würde gerne zwei Anmerkungen zu meinen Mitdiskutanten machen. Zunächst zur
Frage der Visualisierung von Wohlstand und zur Reichtumsgrenze. Also, ich stand da-
mals vor der Frage: „Wie definiert man Reichtum?“ Ferdinand Lundberg24 hat gesagt:

                                                     
23 Das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) ist als Forschungsabteilung in die Hans-Böckler-
Stiftung, das Mitbestimmungs-, Forschungs- und Studienförderungswerk des DGB, integriert. Die Forschungs-
arbeiten sollen einen Beitrag zur Verbesserung der gesellschaftlichen Lage der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer leisten.
24 Ferdinand Lundberg, Die Reichen und die Superreichen,  Hamburg 1969



>>>dokumente  Nr. 02/07
Reichtum in Deutschland

58

„Reich ist, wer nicht mehr arbeiten muss.“ Gut, aber da finde ich wirklich nur die Spitze
des Reichtums.

Meine Überlegung: Wenn die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens die Schwelle zur
Armut darstellt (50 % vom arithmetischen Mittel, das war die alte Armutsquote), also ich
den Divisor 2 nehme, dann würde der Multiplikator 2 zur Schwelle zwischen Wohlstand
und Reichtum führen (also 200 % des nach Haushaltsgröße gewichteten durchschnitt-
lichen Einkommens). Dass derartige Grenzen immer eine gewisse Zufälligkeit haben, ist
klar, aber Berechnungen zeigen, dass die dort anzutreffenden Reichtumsquoten um die
5-Prozentmarke herum sehr aussagekräftig sind. Gleichwohl ist dieses eben alles relativ:
Diskutiere ich beispielsweise mit Hartz IV-Bezieherinnen und -Beziehern, dann ist schon
der Durchschnitt, also 100 Prozent, Wohlstand pur. Auf der anderen Seite dürften die
oberen Zehntausend nur milde lächelnd, etwa auf Professorengehälter herabschauen.

Bleibt die Frage nach der Visualisierung von Reichtum. Und das kann man an der 200-Pro-
zentgrenze deutlich machen. Denn wenn sie sich die Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe anschauen, erkennen sie, wie sich um diese Grenze herum die Ausgabeaggregate
verändern. Die Ausgaben für den notwendigen Lebensunterhalt nehmen drastisch ab
-  trotz höherem Lebensstandard -, andere Ausgaben etwa für langlebige Investitions-
güter, Reisen und Telekommunikation gewinnen an Bedeutung. Hier zeigen sich geho-
bene Formen der Lebensstandardsicherung. Deswegen das Brecht-Zitat: „Nur wer im
Wohlstand lebt, lebt angenehm“. Und dann gibt es noch einmal eine Grenze, wo
zunehmender Reichtum nicht mehr vorrangig der Steigerung des Lebensstandards dient,
sondern wo er der weiteren Vermögensbildung dient.

Zur Globalisierung: Dem von Ihnen, Herr Hartmann, Ausgeführten stimme ich voll zu. Ich
finde nur, man muss noch einen Schritt weiter gehen. 70 Prozent des Außenhandels der
EU-Staaten ist EU-interner Handel. Also wir reden hier von der Globalisierung, meinen
aber Europäisierung. Und ich denke, das ist dann auch die Handlungsebene, auf die man
in dieser ganzen Verteilungsdiskussion gehen muss, also Steuerstandards und soziale
Mindeststandards innerhalb der EU, wie sie der vormalige Kommissionspräsident
Jacques Delors schon in den 80ern angemahnt hat. Oft wird das Argument Globalisie-
rung nur gebraucht, um im Grunde genommen europäische Standards zu verhindern.

Hilde Mattheis:

Herr Eißel wollte gerne die Nachfrage zu gerechten Steuern aufgreifen.

Prof. Eißel:

Es gab von Fuchs und Ehrenberg25, vielen hier ja vielleicht noch bekannt, ein Buch über
den Sozialstaat. Da stand ein Satz darin, die Reichen hätten bei der Steuer ein Gestal-
tungsprivileg. Das fand ich eigentlich nicht so unangemessen. Denn in der Tat haben wir
nicht nur, das ist Ihr Job hier, Steuerrecht zu machen und über Steuerrecht zu reden,
sondern auch über die Steuerpraxis. Und die Steuerpraxis ist natürlich eine Angele-

                                                     
25 Herbert Ehrenberg/Anke Fuchs, Sozialstaat und Freiheit, Frankfurt 1981.
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genheit der Finanzämter, der Steuerprüfer und Betriebsprüfer. Hier könnten Sie vielleicht
auch tätig werden.

Es ist ja jetzt nach der Föderalismusreform etwas schwieriger geworden, den Ländern zu
empfehlen, dass beim Länderfinanzausgleich diejenigen, die über die Personalbedarfs-
zahlen hinaus Betriebsprüfer einstellen und dann mehr Steuern einnehmen, nicht unbe-
dingt alles in den Länderfinanzausgleich abführen müssen. Auf diese Weise würde eine
Belohnung für die Einstellung von mehr Betriebsprüfern möglich.

Ich wollte noch etwas zur Erfassung von Vermögen sagen. Produktivvermögen wird so
gut wie gar nicht erfasst. Die Vermögenszahlen, die Sie kriegen, umfassen Immobilien-
vermögen, Geldvermögen, langlebige Konsumgüter und dann hört es auf. Das Deutsche
Institut für Wirtschaftsforschung, Herr Dr. Stefan Bach und andere haben einmal müh-
selig gerechnet, wie umfangreich das Produktivvermögen und dessen Verteilung in
Deutschland sind.

Also wir kriegen da kaum Daten und die sollten in der Statistik einmal etwas besser
erfasst werden. Was die Lebenslage der Millionäre angeht, so zeigt sich, dass sich der
Reichtum bei der statistisch erfassten Spitzengruppe mit über 10 Millionen Euro und
mehr konzentriert. Mich hat einmal eine Journalistin gefragt, ob ich denn viele Millionäre
kenne. Sie wollte etwas über deren Leben schreiben. Ich empfahl ihr: Fahren Sie nach
Kronberg in den Taunus und gehen Sie in den Golfclub und unterhalten Sie sich mit den
Leuten dort, die dann darüber reden, dass die Wachteleier aus Paris, die sie das letzte
Mal eingeflogen haben, nicht so gut gewesen wären.

Hilde Mattheis:

Danke! Herr Merz, Sie hatten sich gemeldet und sind auch angesprochen. Bitte!

Prof. Merz:

 „Nicht mehr wissen, was man hat“, die Yellow Press, also eine anekdotische Bericht-
erstattung über Reichtum, das alles ist ja ganz schön und gut, zielt aber immer auf ein-
zelne spezielle Fälle. Den großen Durchbruch eigentlich mit einer breiteren und repräsen-
tativen Sozialberichterstattung haben die ersten Armuts- und Reichtumsberichte geliefert.
Denn sie sind eine Fundgrube von empirisch fundierter Information über alle möglichen
Lebenslagen, jetzt nicht nur hier über Armut und erstmals auch über Reichtum, sondern
über Gesundheit und andere Bereiche, die natürlich mit dem Materiellen verbunden sind.
So schön Anekdotisches ist, so führt doch vielleicht gerade erst einmal die Transparenz
über die tatsächliche Situation in allen Bevölkerungsgruppen der Bundesrepublik - eben
über repräsentative Daten - dazu, die Lebenslagen wirklichkeitsnäher zu beschreiben.

Ich will Ihnen noch ein Beispiel geben: Wir haben heute auch durch meinen Vortrag
gezeigt, dass bei den Selbständigen die Konzentration der Einkommen stark zugenom-
men hat und dass die Einkommensverteilung bei den Selbständigen sehr viel ungleicher
ist als bei den abhängig Beschäftigten. Wenn ich Sie jetzt frage, wie hoch der Median
dieser beiden Gruppen ist, dann muss ich zunächst kurz erklären, was „Median“ heißt:
Median heißt: 50 % verdienen weniger als der Betrag x. Also die Einkommensbezieher
sind nach ihrer Einkommenshöhe sortiert aufgereiht; dann wird in der Mitte aller Perso-
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nen geschaut, wieviel verdient der oder die in der Mitte der nach der Einkommenshöhe
sortierten Bevölkerung. Dann kann ich Ihnen berichten, dass 2003 der Median das
monatliche Selbständigeneinkommen (netto) bei umgerechnet 1.188 Euro liegt und das
der abhängig Beschäftigte bei 1.873 Euro liegt.

Das bedeutet, dass 50 % der Selbständigen ein weit geringeres Einkommen (-37%) als
die Hälfte der abhängig Beschäftigten haben. Und: der Median der Selbständigen hat
sich seit 1992 dort mit 1.130 Euro so gut wie nicht verändert. Dagegen ist der Median der
abhängig Beschäftigten aber von 1992 mit 1.551 Euro auf eben 1.873 Euro deutlich ge-
stiegen. Diese Schere ist somit auseinander gegangen. Das heißt: wir blicken zwar bei
Reichtum immer auf die Vielverdiener und gerade auf die Selbständigen, die so verdäch-
tig sind, die Reichsten zu sein. Es zeigt sich aber, dass eben auch viele Selbständige
recht wenig verdienen, vielleicht verbunden mit den neuen Formen von Selbständigkeit.

Mit neuen politischen Programmen, die über Selbständigkeit den Arbeitsmarkt beleben
sollen, werden wir erleben, dass die Ungleichverteilung noch stärker zunehmen wird, weil
damit eben auch die unteren Einkommensgruppen betroffen sind. Um auch diese Situ-
ation zu visualisieren und klar zu machen, wie denn einzelne Gruppen im Vergleich le-
ben, ist eine fundierte empirische Evidenz, wie sie z. B. die Armuts- und Reichtumsbe-
richterstattung liefert, äußerst wichtig.

Hilde Mattheis:

Professor Hartmann wollte dazu genau zwei Sätze sagen. Es können auch drei sein.

Prof. Hartmann:

Also damit das nicht in die falsche Richtung läuft: Ich kritisiere nicht. Weder die 200 Pro-
zent, noch die 10 Prozent noch ähnliches. Es ist wichtig, dass das überhaupt gemacht
wird, dass man so eine Gesellschaft erfassen kann. Aber zwischen wohlhabend und
reich ist ein gewaltiger Unterschied. Wir, die wir hier oben sitzen, werden alle
wohlhabend sein. Reich ist etwas anderes. In den USA wird das detaillierter erfasst: Das
oberste Prozent, die oberen 5 Prozent. Da kann man sehen, dass auch die Steigerungs-
raten in den letzten 10 Jahren in den USA der oberen 10 Prozent viel niedriger liegen als
die der oberen 1 Prozent.

Zur Erbschaftsteuerdiskussion in Deutschland - bei Produktivvermögen keine Erbschaft-
steuer - die wir jetzt nach 10 Jahren haben: Sie müssen sich vorstellen, das ist nicht der
Handwerksmeister, sondern das sind der Heraeus-Konzern und Braun Melsungen AG
und ähnliche. Da werden dann Milliardenvermögen ohne steuerliche Belastung weiter
gegeben.
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Hilde Mattheis:

Vielen Dank. Wir kommen jetzt in die zweite Fragerunde.  Der Vertreter des DGB hat das
Wort, bitte.

- Heinz Stap-Finé (DGB).   Vielen Dank. Eine Frage an den Herrn Huster. Man muss
ja in 10 Minuten sehr plakativ formulieren und Sie haben eingangs gesagt, die Rei-
chen würden nicht gerne über ihren Reichtum sprechen, aber die Armen schon, weil
sie sich ja auch eine Verbesserung erhoffen.

Ich denke in Bezug auf die Armen müssen wir die Feststellung, bei der Sie generell
recht haben, möglicherweise ein wenig qualifizieren, sonst gäbe es ja nicht dieses
enorme Nichtinanspruchnahmeverhalten gerade bei armen Menschen, die auf so-
zialstaatliche Leistungen aus einer gewissen Scham heraus verzichten.

Und noch eine Frage an Jochen Merz bezogen auf Ihre Beobachtung, dass es bei
den reichen Haushalten, denen es besonders gut geht, die mehrere Personen im
Haushalt und dann auch noch mehrere Kinder haben und dass es denen im Ver-
gleich zu den Singles sogar noch besser geht. Sie haben gemeint, wir müssten da
ein paar überkommende Annahmen revidieren. Kann es nicht sein, dass in einer
Gesellschaft zwei Dinge nebeneinander existieren? Nämlich, dass Kinder bei den
Armen sozusagen ein großes Armutsrisiko darstellen. Aber das am anderen Ende
bei den Reichen in dieser Gesellschaft, die viele Kinder haben, das auch ein Aus-
druck von Reichtum ist, den man gerne zeigt, weil man die Kinder auch entspre-
chend ausstattet?

Ich habe an irgend einem Zeitungskiosk auch einmal gelesen, dass Madonna jetzt
ihr neu adoptiertes Kind gleich mit Spielzeug im Wert von 22.000 Euro ausgestattet
habe. Ich konnte mir das gar nicht vorstellen, was man einem Kind alles kauft, und
wo das hinpassen soll in dieser Größe. Insofern müssen wir wirklich was revidieren
oder gibt es nicht zwei Phänomene, die da gleichzeitig existieren?

- Gerold Neugebauer, Politikwissenschaftler . Ich hatte eigentlich auf die Frage von
Herrn Salz erwartet, dass ich möglicherweise etwas über den seit der Einführung der
Arbeitsmarktreformen wieder stärker diskutierten Begriff der Klassengesellschaft zu
hören bekomme. Ob wir nicht anfangen sollten, über Reichtum und Klassengesell-
schaft zu diskutieren. Ich war am Sonnabend in Berlin auf der DGB-Kundgebung
und habe da Herrn Bsirske den Konsens aufkündigen hören, dass wir über Klassen-
gesellschaft nicht reden. Er will wieder darüber reden.

Also Reichtum und Klassengesellschaft hat das miteinander etwas zu tun?

- Sebastian Stein, Institut für Vermögensforschung de r Universität Münster . Ich
habe eine Reihe an Fragen. Professor Huster, die Reichtumsforschung, wie müsste
die Ihrer Meinung nach in Zukunft gestaltet sein? Wir haben Reichtum – der ist in
diesem Land stigmatisiert. Wir haben moralische Debatten, die darüber geführt
werden. Wie sieht Ihr Vorschlag für eine Reichtumsforschung in Zukunft aus? Na-
türlich auch in Bezug auf Reichtumsgrenzen, die hier immer wieder diskutiert wer-
den. Ob es jetzt die 200 % sind? Wir haben also verschiedene Grenzen. Auch von
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Investmentbänkern, die sagen, Reichtum fängt überhaupt erst bei 300 Millionen an.
Wo ist da eine sinnvolle Grenze in diesem Bereich?

An den Herrn Hartmann: Sie sprachen von Eliten und Durchlässigkeitsmöglichkeiten
in der Gesellschaft. Wie funktioniert Abstieg und Aufstieg in die Eliten? Funktioniert
das nur über Geld oder auch über Bildung oder andere Möglichkeiten, wo sind da
Aufstiegsmöglichkeiten im Bereich der Elite?

Dann zur Steuergerechtigkeit, Professor Merz: Wir haben jetzt eindrucksvoll die
Steuerstatistiken von Ihnen bekommen. Ich habe eine Zahl, dass das reichste ein
Prozent rund 50 % des Steueraufkommens der Bundesrepublik leistet. Das auch als
Beitrag der Reichen, weil ich denke, wir müssen hier die Diskussion führen, wie
können wir die Reichen in die Gesellschaft mit einbeziehen. Wo leisten Reiche einen
Beitrag für die Gesellschaft?

Denn eins ist klar, Reiche haben sich vom öffentlichen Reichtum, der hier angespro-
chen wurde, längst abgekoppelt. Sie benutzen eine andere Infrastruktur. Sie fliegen
Helikopter, sie fahren nicht mehr auf der Autobahn, sie haben eigene Universitäten
für ihre Kinder. Also der öffentliche Reichtum spielt da gar keine Rolle mehr.

Deshalb wäre dann die Frage, ob vielleicht nicht das ganze immaterielle und materi-
elle Vermögen in dem Fall als Handlungsvermögen zu begreifen ist, was ja auch an-
gesprochen wurde? Sollte man also nicht unterscheiden zwischen auf der einen
Seite wirklich materiellem Vermögen und immateriellen Vermögen? Wäre da nicht
ein geeigneter Zugang, um Reichtum wirklich zu begegnen?  Danke.

Hilde Mattheis:

Viele Fragen! Herr Huster wollen Sie wieder anfangen? Sie sind auch wieder mehrfach
angesprochen.

Prof. Huster:

Zum Stichwort verschämte Armut: Gar keine Frage, das habe ich jetzt nicht unterschla-
gen, sondern mitgedacht. Ein aktueller Beleg: Ich habe hier den von allen nachlesbaren
Datenreport 2006.  Auf Seite 611 finden sie Daten zur relativen Armut 0-50 %, also noch
die alte Grenze. Da sieht man für 2003 die Quote 10,8, für 2004 10,6 und im Jahr 2005
- das erste Jahr mit Hartz IV - 10,6. Das heißt, über Hartz IV ist die verschämte Armut
reduziert worden. So meine Interpretation der ganzen Sache.

Während das BSHG offensichtlich von nicht wenigen Anspruchsberechtigten gemieden
wurde, scheint die Zugangsschwelle zu Leistungen des SGB II niedriger zu sein. Bei aller
Kritik am Leistungsniveau des SGB II, es scheint einen Beitrag zum Abbau von ver-
schämter Armut geleistet zu haben. Sie haben völlig recht, wir haben immer noch, übri-
gens gerade auch in der Gruppe der Vollzeitbeschäftigten,  „working poor“. Auf einen So-
zialhilfeempfänger bzw. heute wäre es ALG II, kommen 1,4, die ihre Ansprüche nicht
geltend machen. Wir haben in Deutschland „working poor“. Wir haben den Niedrig-
lohnsektor. Wer hier meint, wir müssten diesen weiter forcieren, um die Arbeitslosigkeit
abzubauen, der sollte seine Nase in die sozialstatistischen Bücher stecken.
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- Frage N.N.:  Wenn wir über Reichtum sprechen, dann kommt sofort das Stichwort
Armut dazu. Das höre ich immer wieder. Deshalb stellt sich für mich die Frage,
sehen Sie wirklich eine Kausalität zwischen Armut und Reichtum oder umgekehrt
auch? Denn eines ist ja ganz klar, Sie sprachen gerade von einem Durchbruch der
Reichtumsforschung, der durch den Armuts- und Reichtumsbericht stattgefunden
hat. Aber man muss dabei nur eines konstatieren: Von 400 Seiten in dem Bericht
waren 5 Seiten über Reichtum, der Rest war über Armut.

Prof. Huster:

Ich teile die Auffassung des Kollegen Merz, dass die wissenschaftlichen Vorstudien zu
den Armuts- und Reichtumsberichten ein phantastisches Kaleidoskop zu fast allen Fra-
gen darstellen. Kollege Eißel und ich, wir haben uns beispielsweise einmal mit der Frage
beschäftigt, was können Kriterien für eine Reichtumsgrenze bei Vermögen sein, weil das
vorher überhaupt nicht durchdacht worden war. Hinterher sind daraus dann 2 Seiten im
1. Armuts- und Reichtumsbericht geworden. Das ist klar.

Aber da muss man auch sagen, hier gibt es unterschiedliche Kräfte in den jeweiligen
Regierungen. Die zuständige Abteilung in einem Ministerium legt erst einmal den Entwurf
von 800 Seiten vor und bekommt dann die Auflage, diesen Bericht auf 300 Seiten ein-
zukochen. Und dann gehen meistens solche Feinheiten verloren. Aber ich fand das ganz
phantastisch, dass diese Gutachten insgesamt publiziert wurden.

Zu der Frage „Klasse“ und „Schicht“. Mich schockiert das überhaupt nicht. Wir haben
ganz intensive Kontakte mit russischen Universitäten. Wenn mir dort aus den Marx-
Engels-Lehrbüchern etwas vorgetragen wird, dann kürze ich im Regelfall damit ab, dass
ich darauf hinweise: Sie brauchen mir nicht die Lehrbuchweisheiten beizubringen, weil
ich Marx und Engels ausführlich im Original gelesen habe. Und zwar vermutlich besser
als die russischen Partner. Von daher ist der Begriff der Klasse für mich überhaupt nichts,
womit ich Probleme hätte, ganz im Gegenteil. Ich muss es aber genau definieren.

Dieses gilt auch für den Begriff „Schicht“. Diese Begrifflichkeit wurde nicht erst durch die
Friedrich-Ebert-Stiftung entdeckt. Auch nicht der Begriff der Unterschicht. Sie lösen das
von ihnen angesprochene Problem nicht dadurch, dass sie den Schichtenbegriff durch
den Klassenbegriff ersetzen. Aber ich denke, die bundesdeutsche Gesellschaft ist kei-
nesfalls nur von Schichten geprägt, sondern man wird auch über Klassenstrukturen nach-
denken bzw. diese analytisch fassen müssen. Nur dann müssen sie in der Tat den von
Kollegen Eißel angeführten Besitz von Produktivvermögen einbeziehen. Dabei sollte der
Schichtenbegriff nicht völlig außer Acht gelassen werden, denn der hat auch seine Aus-
sagefähigkeit.

Zu der Frage der Vermögensforschung oder des Reichtums: Sie kommen aus Münster,
von dem Institut für Vermögensforschung und fragen nach der Zukunft der Reichtums-
forschung. Reichtumsforschung dient zunächst einmal der Legitimation von sozialer
Differenz. Das halte ich auch nach wie vor für wichtig, weil Reichtumsforschung natürlich
auch von zentralen Funktionen von Reichtum ausgeht, die er für die Gesellschaft hat. Sei
es im ökonomischen Bereich, sei es im kulturellen Bereich, sei es im Bereich Konsument-
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wicklung. Wenn nicht die Reichen irgendwann einmal bestimmte Dinge entwickelt und
konsumiert hätten, wir hätten diese Konsumartikel bis heute nicht.

Allerdings werden aber über diesen Mechanismus nur bestimmte Dinge gefördert. Und
gleichzeitig kann man im wirtschaftlichen Bereich nicht sagen, dass dort, wo die hohen
Vermögen liegen, tatsächlich auch die Innovationen stattfinden. Die finden im Regelfalle
hinten in der Garage statt. Und wenn neue Produkte, neue Verfahrensweisen etc. zur
Produktionsreife gekommen sind, dann kommen die großen Konzerne und kaufen die
Patente auf.

Im kulturellen Bereich werden Highlights gefördert. Die Frage ist, was geschieht mit den
anderen Dingen? Und beim Konsum wird eben die Automobilität gefördert, aber nicht die
des öffentlichen Verkehrs usw. Diese Aspekte kann man kritisch dagegen einwenden.

Das führt über den Aspekt der Betrachtung der quantitativen Verteilungsrelation bei uns
hinaus. Welche sozialen Funktionen kann, muss Reichtum haben und wo gibt es auch
Probleme? Genau dieses Miteinander von Oben und Unten, die Kluft zwischen ihnen,
können zu Problemen führen. Nun, die Armuts- und Reichtumsdiskussion sollte eigentlich
Verteilungsdiskussion heißen.

Mein Hauptziel ist eine Enttabuisierung von Verteilung und ich hoffe, dass wir einmal da
hinkommen, wie in Schweden, dass die Steuerlisten von allen Bürgerinnen und Bürgern
veröffentlicht werden. Aber sie würden in Deutschland vermutlich eher über Sexualprakti-
ken und -exerzitien reden, als dass sie über ihr Einkommen und Vermögen berichten.
Das ist die Situation in Deutschland.

Hilde Mattheis:

Nun: Herr Merz!

Prof. Merz:

Ja, es sind direkte Fragen und Dinge, die indirekt angesprochen sind. Warum eigentlich
Reichtumsbefassung? Das war ja auch eine Frage und Behauptung, Armut hätte mit dem
anderen Rand der Verteilung nichts zu tun. Prof. Sir Anthony Barnes Atkinson, ein welt-
bekannter englischer Ökonom aus Oxford, hatte verschiedene Gründe genannt, warum
man sich mit Reichtum befassen soll.

Einer seiner Gründe war: die Interaktion der Reichen mit den Anderen im gesellschaftli-
chen Prozess. Also ganz praktisch die Interaktion am Arbeitsmarkt betreffend. Ich zitiere
zusammenfassend: „Verfügung über Macht, Reichtum und Macht im Sinne auch freiwilli-
ger sozialer Ausgrenzungen mit Privatschulen, Gesundheitsdiensten, mit ihren Auswir-
kungen auf Sicherheitsdienste und evtl. privaten Gettos.“ Und weiter „Die Bedeutung
hoher Einkommen in globaler Perspektive, nämlich als ‚global ecomonic players’ weltweit
mitzuspielen“. Ich darf hinzufügen: Reichtum betrifft nicht zuletzt die ungelöste ökono-
mische, wirtschaftliche, wissenschaftliche Debatte, ob die Spreizung von Einkommen zu
mehr Wachstum führt oder andererseits, ob ein eher gleichmäßig verteiltes Einkommen
zu mehr Wachstum führt. Für beide Seiten können mittlerweile Heerscharen an wirt-
schaftspolitischer Überzeugung herangezogen werden.
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Diese belebte Diskussion ist gut, eine ‚endgültige’ einseitige Klärung wird vielleicht nie
erreicht, gerade weil Reichtum und die Verteilung von Einkommen ein so vielschichtiges
Thema ist. Gerade dafür hilft jeder Bericht und jede zusätzliche Information, die die mate-
rielle und immaterielle Seite der Verteilung auf arm und reich einbezieht.

Jetzt noch zu meinen Antworten zu den konkreteren Fragen:

Thema Kinder: Die Zahlen belegen durchaus, dass der Einkommensreichtum zunimmt
bei Zusammenveranlagten auch mit der Zunahme der Kinderanzahl. Dieser Kuchen wird
größer. Sie können sich die Kinder vielleicht leisten, das ist vielleicht das, was dahinter
steckt; es gibt aber auch durchaus andere Motive, warum vielleicht ärmere Schichten
Kinder haben. Insofern ist eine solche Aussage ambivalent. Worauf ich eigentlich insbe-
sondere hinweisen wollte ist ein Unterschied, der sich über die Zusammen- oder Allein-
veranlagung hinaus hinsichtlich der Anzahl der Kinder feststellen lässt.

Thema Steuern: Die Behauptung, dass die reichsten 1 Prozent etwa 50 % der Steuerlast
aufbringen, ist noch ein weitgehend ungeklärtes Feld, das mit dem neuen Armuts- und
Reichtumsbericht thematisiert werden soll. Ich halte das für einen Fortschritt, um auch zu
zeigen, welche Umverteilungsgesichtspunkte im weiteren Sinne damit verbunden sind.

Noch eine Bemerkung zum Armuts- und Reichtumsbericht selbst: So bedauerlich es für
jeden Forscher ist, wenn er auf nur ein paar Seiten seine immensen Anstrengungen - hier
zu Reichtum - in der zusammenfassenden Druckfassung des Armuts- und Reichtums-
berichts sieht, so ist es aber auch ganz klar, dass es ein besonderer Verdienst der neuen
Armuts- und Reichtumsberichte ist, Reichtum explizit thematisiert zu haben. Ich will auch
mit Herrn Huster das noch einmal unterstreichen. Und nehmen Sie es wahr: Sie können
über Internet jedes dahinter stehende umfangreiche Gutachten herunterladen; eine Fülle
von Hindergrundinformationen steht Ihnen damit zur Verfügung sowohl aktuell als auch
über längere Reihen die jeweilige Entwicklung betreffend. Eine solche aktualisierte breite
Sozialberichterstattung im weiteren Sinne finden Sie und ich sonst nirgendwo.

Hilde Mattheis:

Herzlichen Dank. Herr Professor Hartmann, ich würde ganz gerne noch etwas Vertiefen-
des zur Konzentration der Macht von Eliten hören sowie zur Gefährdung von Demokratie.
Und können Sie freundlicherweise noch einmal die Frage aufgreifen, die vom DGB zum
Thema Familien gekommen ist? Nicht unbedingt jede Familie mit vielen Kindern ist arm,
denn auch da gibt es die Spreizung.  Danke!

Prof. Hartmann:

Zunächst zu den Familien: Das ist kein neues Phänomen. Es ist bekannt, dass es bei
Reichen durch die Bank eine relativ hohe Anzahl von Kindern gibt. Ein zweiter Aspekt
spielt jedoch eine Rolle dabei und der hat mit unserem Steuersystem zu tun. Wenn man
Kinder hat, ist es leichter, der Steuer zu entgehen. Das weiß jeder, der über eine gewisse
Summe von Geld verfügt. Das wird dann verschoben und da kann man das eine oder an-
dere vor dem Fiskus retten. Das als kurze Anmerkung dazu.
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Zu den Elitenauf- und -abstiegen kurz: es gibt keine Daten dazu! Auch da zeigt sich für
mich der Unterschied zwischen Elite und Reichtum. Die wirklich reichen Familien, da gibt
es kaum Abstiege, da ist soviel Substanz vorhanden, da muss man schon sehr lange
sehr grob gegen alle möglichen Regeln verstoßen, um den Reichtum wirklich durchzu-
bringen. Und das gelingt nur sehr Wenigen.

Bei Eliten ist das etwas anderes. Sie wissen ja aus Ihrer Erinnerung von einer Reihe von
Ministern, die mehr oder minder lang Minister waren und es danach nicht mehr geworden
sind, dass Abstürze schon schneller erfolgen können. Und gerade auch in diesen Fa-
milien ist so eine Fortsetzung nur auf der Basis des Amtes, das der Vater oder die Mutter
einmal gehabt hat, nicht so einfach. Das ist etwas anderes, wenn da immer materielles
Vermögen dahintersteht. Da kann man vieles ausgleichen, ob das nun durch Eliteinter-
nate geschieht oder anderswie, das ist vollkommen egal. Da gibt es jedenfalls eine
größere Substanz.

Zur „Klassengesellschaft“ auch nur ganz kurz. Das ist ein Begriff, den ich, wenn ich ihn
für sinnvoll halte, immer verwende, das habe ich auch zu Zeiten getan, als das alles an-
dere als modern oder modisch war. Im Augenblick zögere ich stärker als vor wenigen
Jahren. Es ist oberflächlich erkennbarer.

Aber der Begriff wird inzwischen von Leuten verwendet, die etwas anderes damit verbin-
den. Ich sage jetzt nur Paul Nolte als Beispiel. Das ist dann nämlich eine Klassenge-
sellschaft, die sich in ihrer Interpretation auf der Ebene von Fernsehkonsum abspielt. Die
Angehörigen der Unterschicht sitzen vor RTL, hauen sich Big Mac’s rein und trinken Bier.
Das ist ein vollkommen anderer Begriff, der sich aber in den Medien relativ schnell breit
gemacht hat, und da muss man dann immer viel erklären, was man mit Klassen meint.
Wenn man die Zeit hat, ist das kein Problem. Aber wenn Sie mit Medien häufiger um-
gehen, wissen Sie, wie schwierig das ist.

Ich habe Anfang der Woche, zu der neuen Unterschicht gefragt, immer gesagt, es sind
keine Einzelschicksale, sondern es ist eine große Gruppe von Menschen, die mit diesem
Schicksal dauerhaft konfrontiert ist, die keine Chance mehr hat herauszukommen.
Darüber kann man streiten, ob das im wissenschaftlichen Sinne eine Klasse ist, auch
wenn es generell Klassen gibt. Ich wage es zu bezweifeln. Im Amerikanischen gibt es
diesen Unterschied zwischen Klasse und Schicht sowieso nicht, da ist alles „class” und
da kommt der Begriff auch her, der heißt ursprünglich „underclass”. Nichts desto trotz
muss man Begriffe finden, die klar machen, dass es sich nicht um Einzelschicksale
handelt, sondern um verfestigte große Teile einer Gesellschaft.

Zur letzten Frage: Die Konsequenzen, die eine geringere Durchlässigkeit innerhalb einer
Gesellschaft wie der bundesrepublikanischen auf Dauer haben wird. Ich sage ganz
spektakulär: erst einmal wird der Umfang der Korruption deutlich steigen.

Das können Sie in Frankreich beobachten. Das Musterbeispiel dafür, wo alle auf densel-
ben Schulen, denselben Hochschulen waren, alle in denselben Arrondissements in Paris
wohnen, da läuft viel unter vier Augen. Da rufe ich einmal wen an, den kenne ich ja schon
seit ewigen Zeiten. Deutschland wird im Korruptionsindex, das ist ja jetzt schon erkenn-
bar, in den nächsten Jahren weiter nach unten sinken, wenn diese Tendenz so weiter
geht. Und das hat nichts mit bösem Willen zu tun.
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Ich belasse es bei diesen Beispielen: Wenn Sie über das Gesundheitssystem diskutieren
oder über das Bildungssystem, macht es einen riesigen Unterschied, wie die an dieser
Diskussion Beteiligten dieses System erfahren. Wenn Sie immer nur privat versichert wa-
ren, prägt das ihre Wahrnehmung, auch wenn Sie abstrakt wissen, wie das System ins-
gesamt funktioniert.

Meine Frau ist bei der DAK und ich bin privat versichert, weil Beamter. Wenn meine Frau
auch privat versichert wäre, würde ich bestimmte Dinge nur noch aus der Zeitung kennen
und nicht mehr aus realer Anschauung. Das macht einen riesigen Unterschied, ob Sie es
wirklich erfahren mit all den Konsequenzen, Termine kriegen und ähnliches, oder ob Sie
es nicht mehr kennen. Dann diskutieren Sie anders darüber.

Das ist bei Bildung genau dasselbe. Das geschieht nicht willentlich, sondern das ist ein-
fach ein Prozess, der sich vollzieht, und ich sage Ihnen jetzt am Schluss ein Beispiel, das
betrifft die Kompetenzgruppe der anderen Regierungspartei. Als ich mir angeguckt habe,
wer da drin saß, als die das Steuermodell von Paul Kirchhoff diskutiert haben, habe ich
gedacht, es ist deshalb kein Mensch auf die Idee gekommen, wie das in der breiten Be-
völkerung wirkt, weil in dem Umfeld, in dem die sich alle bewegen, es nur Zustimmung
gab.

Das muss man immer im Kopf haben, dass es politische Konsequenzen hat, wenn
politische Diskussion sich nur noch innerhalb derselben Kreise bewegen und ein anderer
Teil der Gesellschaft schlicht und einfach nicht mehr wahrgenommen wird, mit deren Pro-
blemen man einfach überhaupt nichts mehr zu tun hat.

Prof. Eißel:

Es geht hier noch einmal um den Begriff oder die ökonomische Funktion von „Reichtum“.
Ich glaube, dass ist ganz zentral. In diesem Zusammenhang kann man auch den Begriff
„Kapital“ gebrauchen, weil es die produktive Verwendung von Reichtum ist. Darauf ist
schon hingewiesen worden. Ich bin nicht der Meinung - aber das ist Überzeugungssache - ,
dass der Streit zwischen Angebots- und Nachfragetheorien bzw. zwischen wachsender
Ungleichheit und mehr Gleichheit für die ökonomischen Wachstumskräfte noch offen ist.
Aber darüber müsste man wirklich streiten.

Von Milton Friedman und von Friedrich August von Hayek, sozusagen den Göttern der
Neoliberalen - man muss eigentlich Marktorthodoxen oder Marktradikalen sagen,  denn
neoliberal war auch Alfred Müller-Armack und der unterscheidet sich wesentlich von
diesen Herren - liest man ja, wachsende Ungleichheit ist notwendig, sonst hätten wir kei-
ne Evolution. Das ist merkwürdig. Die Reichen müssen in dieser Vorstellung reicher wer-
den, sonst haben sie keine Lust zu investieren, die Armen ärmer, sonst strengen sie sich
nicht an, auch reich zu werden. Das ist auf eine plakativ einfache Art dargestellt und die-
se Sicht ist beherrschend.

Das ist nichts anderes als zu sagen, die Gewinne müssen steigen. Es kommt auf das
Gleiche heraus, ob ich nun sage, sonst verlieren sie die Lust an Investitionen oder ob ich
das Hilfsargument nehme und sage, die Wettbewerbssituation, in der Deutschland steht,
der angebliche schlechte Standort, erfordert das.
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Wir haben in der öffentlichen Meinung oder der veröffentlichten Meinung einen sehr
starken Einfluss der Eliten, die Ungleichheit als eine positive Kategorie darstellen. Wobei
die Unterschichten hilflos dastehen und sagen: Vielleicht stimmt es ja und ich weiß ja
nicht. Die hohe Arbeitslosigkeit ist ja da, vielleicht ist da was dran.

Ich denke immer noch, dass es empirisch nachweisbar ist, dass die Kaufkraft der unteren
Einkommensschichten steigt, wenn man die Ungleichheit reduziert. Wir wissen aus der
EVS, dass im untersten Segment die Verschuldung zunimmt, d. h. dass sie eigentlich
mehr brauchen, als sie an Einkommen haben. Durch steuerliche Umverteilung ließe sich
die Massenkaufkraft stärken, während oben durch eine entsprechende Besteuerung nur
die Sparquote abgeschmolzen würde und nicht die Kaufkraft.

Ich bin sehr dafür, nicht zu sagen, dass ist eine offene Debatte, sondern in die Debatte
über die Ungleichheit und deren ökonomische Funktion - wie sie von anderer Seite be-
hauptet wird - massiv einzusteigen, weil das die ganze Debatte über Reichtum und Armut
und auch über öffentliche Armut und öffentlichen Reichtum bestimmt.

Ich würde wirklich darum bitten, dass Sie die Funktion von Reichtum als Produktivver-
mögen und nicht nur als Konsum betrachten, wie es von der gelben Presse gesehen
wird, sondern als Einsatz von Geld, damit noch mehr Geld daraus wird.

Noch einen Satz zum Thema „Kinder“. Das Realsplitting - statt Familiensplitting - gibt es
schon längst. Das glauben Sie nicht? Dann gehen Sie mal in eine Familie von Selbstän-
digen und fragen, wie viele der Kinder anteilig an den Gewinnen beteiligt sind. Da haben
Sie Realsplitting und natürlich ist dabei eine große Familie sehr hilfreich. D. h. wenn Sie
einen Familienbetrieb haben, machen sie die Kinder zu Anteilseigner und dann ist die
Steuer auf Gewinn entsprechend der Anzahl der Köpfe eben reduziert - Großmutter muss
auch noch dabei sein. Das können die Arbeitnehmer leider nicht. Beim Vererben ginge es
dann wieder.

Hilde Mattheis:

Die nächsten Wortmeldungen dieser Runde sind Sie hier vorne und dann der Herr dort
hinten. Und dann sind Sie dran.

- Stefan Welzk , ich schreibe für den Westdeutschen Rundfunk. Ich freue mich, dass
die Diskussion jetzt auf den Fokus Funktionalität und Disfunktionalität von Reichtum
dreht. Doch zunächst noch zwei kleine andere Fragen: Die Substanzbesteuerung
war angesprochen worden, die etwa halb so hoch liegt wie im OECD-Durchschnitt,
und als politisches Handlungsfeld war die Erbschafts- und die Grundsteuer ange-
sprochen.

Eine Erhöhung der Grundsteuer kann nur zur Erhöhung der Mieten und zur Belas-
tung derer führen, die ein kleines Eigenheim haben. Da muss man sehr vorsichtig
sein, was man da macht, das könnte nach hinten losgehen. Bei der Erbschaftssteuer
sehe ich größeren Handlungsspielraum als bei den Grundsteuern.
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Die zweite Frage: Es war gezeigt worden, dass mit dem Absenken der Steuersätze
auf wirtschaftliche Körperschaften und auf die hohen Einkommen die Investitionen
gesunken sind. Gibt es dafür aus anderen Ländern ähnliche Belege? Von der Statis-
tik ist zu wenig zu erfahren aus anderen großen Volkswirtschaften speziell USA und
England.

Jetzt zur Funktionalität und Disfunktionalität von Reichtum: Wir haben hier auch wie-
der einmal verdeutlicht bekommen, dass die Trennwände zwischen den Schichten
eher nach unten durchlässig sind. Es wächst der Reichtum, es wächst kaum die
Zahl der Reichen, so habe ich das verstanden. Die Frage ist nun, was machen die
mit dem Geld?

Wenn man linke Kategorien nimmt, hatten wir ja nach den Imperialismen das sozial-
demokratische Stadium des Kapitalismus, wo die Löhne mit der Produktivität ge-
wachsen sind und alles in sich irgendwie stabil war. Investitionen und Nachfrage
wuchsen parallel - ebenso die Gewinne. Das Modell ist aufgekündigt worden. Des-
wegen haben wir jetzt eine Anhäufung von Geld bei denen, die wir die Reichen nen-
nen, und das hat Konsequenzen, um das Ganze stabil zu halten. Der Staat braucht
das Geld, aber was er über Steuersenkungen verschenkt hat, wird jetzt privatisiert.
Die Privatisierung ist ein neuer Expansionsraum, um das Geld anzulegen, was der
Staat über Steuern verschenkt hat.

Das wird aber Inflation zur Folge haben, sowie einen Preisanstieg für die öffentlichen
Güter, die dann nicht mehr öffentlich sind: Infrastruktur, Autobahnen, Wohnungs-
gesellschaften und dergleichen. Das kann zu einer Einkommensabsenkung für die
Nichtreichen führen, die noch nicht in den Blick genommen wurde.

Die Frage ist, wie wirkt sich Reichtum dann funktional in der Volkswirtschaft aus?
Nehmen wir an, wir hätten plötzlich 15 % des Einkommens des Volkseinkommens
nach oben verteilt, weltweit. Führt das nur zu einer Inflation der Luxusgüter, der
Güter, der Immobilien, die die Reichen haben, weil für dieses Geld ja gar kein
Investitionsmotiv besteht?

Wie kann man das durchdeklinieren? Dabei geht es nicht nur um den moralischen
Aspekt, den Gleichheitsaspekt, sondern auch darum, was das überhaupt für einen
volkswirtschaftlichen Sinn macht? Man hat ja gar nicht die Phantasie das Geld in
Luxuskonsum umzusetzen, was inzwischen da angespült wird. Wie wirkt sich das
weltwirtschaftlich aus? Oder zumindest EU-wirtschaftlich? Dazu hätte ich gerne noch
ein paar Reflektionen.

Hilde Mattheis:

Ja, vielen Dank, viele Fragen. Bitte, jetzt sind Sie dran:

- Mein Name ist Kurt Kutzschbauch . Ich habe früher an der Akademie der Wissen-
schaften der DDR auf dem Gebiet Umwelt gearbeitet und gehöre jetzt zur Redaktion
der Köpenicker Seniorenzeitung. Unsere Senioren erwarten viel, haben viele Fragen
an uns, also muss ich mich für alles interessieren. Die erste Frage: Herr Eißel, Sie
haben mich sehr erschreckt mit Ihrer Kurve des Anteils der Investitionen am Brutto-
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inlandsprodukt. Die ist auf 17,4% gesunken, der gesamten Investitionen? Wissen
Sie, so stark war dieser Anteil in der DDR-Volkswirtschaft nicht und nach fünf Jahren
brach sie zusammen. Wo stehen wir denn eigentlich heute?

Das ist die erste Frage. Die zweite: Herr Huster, Sie haben sich auch auf die For-
schungsarbeit der Friedrich-Ebert-Stiftung bezogen. Sie gehören zur evangelischen
Fachhochschule: 26 kirchliche Einrichtungen haben im vorigen Jahr das Jahrbuch
der Gerechtigkeit veröffentlicht, eine hervorragende Arbeit. Da steht eigentlich alles
drin, was heute nun von der Friedrich-Ebert-Stiftung angeblich neu veröffentlicht
wurde. Ich habe überhaupt nicht mehr verstanden, wieso dies für die SPD-Führung
oder auch die Gewerkschaftsführung neu ist.  Ich weiß nicht, wie dazu Ihre Meinung
ist. Die hätte ich gerne gehört.

Und dann habe ich heute erwartet, dass wir über die Honorare oder über die Ge-
hälter der Vorstandmitglieder großer Unternehmen sprechen. In der Zeitung der ka-
tholischen Akademie hier in Berlin wurde vor fünf, sechs Wochen erklärt, dass die
Gehälter der Vorstandsmitglieder 30 bis 40 mal so stark gewachsen sind, wie die
Gehälter der Arbeiter und Angestellten. Ich möchte nun wissen: Was berechtigt so-
genannte Vorstandsmitglieder oder die Elite, das Vielfache der Gehälter von Durch-
schnittsbeschäftigten zu bekommen? Die natürliche Ausstattung, der Geist, ist ein
Geschenk Gottes, oder ein Gratisgeschenk der Natur. Dafür kann keiner -  wir nicht,
Sie nicht, wir alle nicht - vergütet werden. Oder sehen Sie das anders?

Hilde Mattheis:

Vielen Dank, und ich habe jetzt noch hier die nächste Wortmeldung. Bitte hier vorne die
Dame:

- Mein Name ist Birgit Fix . Ich bin vom deutschen Caritasverband, Berliner Büro, und
habe eine Frage an Herrn Professor Huster: Sie haben in Ihrem Eingangsstatement
gesagt, Reichtum sei stärker untererforscht als die Armut. Sie haben als mögliche
Erklärung dafür gegeben, wahrscheinlich wollen die Armen mehr haben. Ich denke,
dass man die Sache ein bisschen anders sehen muss: Sie sagten auch, dass die
Armut wegen der sozialen Sicherungssysteme stark statistisch erfasst wird. Man
muss sehen, dass dabei auch ein starkes Moment der Kontrolle drin ist. Wir haben
das erlebt mit der ganzen Missbrauchsdebatte, die seit dem November letzten Jah-
res gelaufen ist: Es wird immer nur geguckt: Wo missbraucht möglicherweise je-
mand und dann wird von der Politik in einigen Bereichen einfach stärkere Kontrolle
eingefordert und so wurde ja nun auch das SGB II gesetzlich verankert.

Als Sie vorhin sagten, Kontrolle brauchen wir nicht nur da, sondern Kontrolle
brauchen wir auch bei den Reichen, ist mir der Gedanke gekommen, ob denn dieser
Kontrollgedanke, der in der Gesellschaft da ist, wirklich der richtige Ansatzpunkt ist?
Müssen wir uns nicht eher anstatt mehr Kontrolle von Armen und Reichen - die ja
beides Gruppen sind, die eine gewisse Stigmatisierung, eine negative Belegung ha-
ben - Gedanken machen, wie wir gerechter verteilen? Wie wir also das Volumen ge-
rechter verteilen?
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Für mich ist die Spreizung, die da ist, interessant, und die Frage, wie wir es hinbe-
kommen, dass diejenigen in der Gesellschaft, die exkludiert sind, mehr Möglichkei-
ten zur Teilhabe haben. Ich würde die Debatte lieber gerne in diese Richtung führen
und nicht so stark Richtung Kontrollmoment, was uns - glaube ich - nicht weiter-
bringt.

Hilde Mattheis:

Professor Eißel, wollen Sie darauf antworten?

Prof. Eißel:

Zu der ersten Frage von Herrn Welzk. Ich hatte nicht nur über die Grundsteuern als eine
kommunale Steuer gesprochen. Jetzt gibt es eine Diskussion über eine Gemeindewirt-
schaftsteuer und in Zukunft sollte dabei auch der Gewerbebegriff - vielleicht ähnlich wie
in Frankreich mit der „taxe professionelle“ - breiter ausgelegt werden. Da gibt es Vor-
schläge, die nicht so unsinnig sind. Worauf Sie aber zu recht hinweisen, ist immer das
Problem der Überwälzbarkeit. Kommt die Steuer bei denen an, die wir zunächst
anvisieren oder wird sie weiter gewälzt? Da müssen wir sehr genau aufpassen. Ich bin
wie Sie der Meinung, dass eher Erbschaft-, Schenkung- und Vermögensteuer in den
Blick geraten sollen, wenn wir über eine wieder stärkere Belastung der Wohlhabenden
sprechen sollen und nicht nur über die Grundsteuer.

Die wichtige Frage zu den Investitionen: Also ich wäre falsch verstanden worden, wenn
ich gesagt hätte, steigende Gewinne führen zu sinkenden Investitionen. Nur wenn gesagt
wird, Gewinne, vor allem steigende Gewinne, führen immer zu Investitionen und dann zu
Arbeitsplätzen, dann habe ich Bedenken. Es gibt keinen empirischen Nachweis, dass das
stimmt. Wenn die steigenden Gewinne auf Kosten der abnehmenden Einkommen der
Massen stattfinden und wenn die öffentlichen Haushalte gleichzeitig verarmt werden, weil
man auf Steuern verzichtet, dann gehen die Investitionen trotz Gewinnsteigerung wegen
mangelnder privater und öffentlicher Nachfrage zurück. Dann werden auch die öffentli-
chen Investitionen zurückgefahren - und zwei Drittel davon machen die Kommunen. Die
Daten sind eindeutig.

Ein solcher Rückgang stellt jedoch wegen der Verschlechterung der Infrastruktur eine
Gefährdung der Zukunft dar. Eine nachhaltige Einsparung findet ohnehin nicht statt, da
unterlassene Ersatzinvestitionen nachher sogar teurer werden. Der Zusammenhang ist
klar: In einer Situation, wo ich vielleicht nur im Export Gewinne machen kann oder Zu-
wächse habe, aber nicht in der Binnenwirtschaft  - und die dominiert unser Wachstum
insgesamt - wird ein Unternehmer, der vom Binnenmarkt abhängig ist, aus betriebs-
wirtschaftlicher Überlegung keine Investitionen tätigen, d.h. die Kapazität erweitern.
Warum soll ein Bauunternehmer neue Maschinen kaufen und neue Leute einstellen,
wenn er keine Aufträge hat? Er kann dann auch keine höheren Gewinne machen, nur
weil die Steuer zurückgegangen ist. Also, das ergibt überhaupt keinen Sinn. Insofern ist
die theoretische Behauptung, dass nur über Gewinnsteigerungen Investitionen getätigt
werden, einfach banal. In der Wachstumsphase wird das sicherlich passieren, aber in
einer Situation, wo die Binnennachfrage stagniert oder zurückgeht, wo die öffentliche
Nachfrage stagniert, wird das nicht stattfinden können. Und deshalb muss man überle-
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gen, ob das der richtige Weg ist. Ich denke, die Massenkaufkraft zu stärken, ist eher für
Wachstum wichtig, als in dieser Situation weiterhin die Gewinne zu stärken.

Prof. Huster:

Ja, Herr Welzk, Sie haben einen ganzen Blumenstrauß aufgemacht, für mich die Frage:
Was machen die Reichen mit ihrem Geld? Also, sie haben Angst. Letzten Donnerstag
war im Tagesspiegel hier in Berlin eine Glosse drin, da geschah einem Milliardär ein
großes Malheur. Er hatte ein wahnsinnig teures Bild gekauft und stellte es im Freundes-
kreis vor. Bei dieser Präsentation stößt er einen Gegenstand in das Bild hinein. Das
schöne teure Bild für 130 Millionen Dollar war erstmal im Eimer. In so eine Lage kommt
ein Armer - Gott sei Dank - nicht. Das muss man also deutlich sehen. Hier gibt es Gefähr-
dungselemente, die erlebt man so nicht alltäglich.

Das Problem ist nur, da muss ich noch mal an Karl Marx erinnern, wie weit kann sich
spekulatives Kapital von Realinvestitionen lösen? Und das, was man hier zur Zeit erlebt,
ist in der Tat ein spekulatives Kapital, das um die Welt saust. Richtigerweise sollte man
den Begriff des „Um-die-Welt-Sausens“ nicht verwenden, weil Geld etwas außerordent-
lich bodenständiges ist. Geld kann nur irgendwo auf dem Boden sein, es ist kein Wind
oder Wasser. Hier besteht in der Tat deshalb ein Problem, weil es offensichtlich für be-
stimmte Bereiche keine rentierlichen Anlagen in Realinvestitionen gibt und dass das Geld
stattdessen im spekulativen Bereich bleibt.

Und da gewinnt dann die Frage von Herrn Glatzer von vorhin nach dem öffentlichen
Reichtum nochmal eine ganz andere Bedeutung. Also, der öffentliche Bereich verarmt
sich: Das, was der Kollege Eißel vorgestellt hat, kann man juristisch nur als Verarmungs-
Schenkung bezeichnen. Bei Privatpersonen müsste das entsprechend dem BGB rück-
gängig gemacht werden, wenn derjenige dann sozialhilfeabhängig sein würde. Gegebe-
nenfalls müsste ein Betreuer her. Im Grunde brauchen wir einen Betreuer für den Staat,
der einfach aufpasst, dass der Staat zahlungsfähig bleibt und nicht verschenkt, was er
braucht, um seine Aufgaben wahrzunehmen.

Kollege Glatzer, eine kleine Korrektur: Die Reichen sind zwar in vielerlei Hinsicht sehr
autonom, aber zahlreiche öffentlich finanzierte Infrastruktureinrichtungen brauchen sie
schon notwendig, um ihren Lebensstil zu pflegen, sei es beim Verkehr, sei es im
Gesundheitswesen, sei es im Bildungsbereich etc. Und ich meine, dass gerade dort, wo
der Reichtum selber wieder zur Quelle neuen Einkommens wird, die öffentliche Infra-
struktur wichtiger denn je ist.

Seit den 90er Jahren verzeichnen wir einen Reallohnrückgang. So bleiben zunächst ein-
mal die Nettolöhne hinter der Entwicklung der Bruttolöhne zurück. Warum? Weil nicht nur
die Steuerprogression gegriffen hat, sondern weil wir große Teile des Sozialstaates über
die Sozialversicherung und damit über Sozialabgaben finanzieren. Und da wir immer
weniger Leute haben, die einem sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis
nachgehen, zahlen diejenigen, die entsprechend beschäftigt sind, einen immer höheren
Beitrag mit der Konsequenz, dass unsere Arbeit im Vergleich mit anderen EU-Ländern
teurer wird.
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Schweden finanziert über Mehrwertsteuer sehr viel mehr und mit 25 Prozent stehen sie
an der Spitze in der EU. Nur das Geld müsste dann rüberwandern in die Sozialversiche-
rungen und nicht etwa zum Schuldenabbau verwendet werden.

Das Jahrbuch Gerechtigkeit kenne ich. Ich kann das nur unterstützen, was Sie sagen.

Zur Frage des Missbrauchs, da brauchen sie mich nicht zu konfirmieren. Wissen sie,
dieser Vorwurf ist nicht ausrottbar. Ein Herr Clement, ich darf das mal in diesem Raum
sagen, der, nachdem das SGB II gerade einmal sieben Monate in Kraft war, schon mit ei-
ner profunden Missbrauchsdebatte anfängt, der ist für mich unseriös.

Dabei ist es im SGB II zum ersten Mal festgehalten worden, dass die Ergebnisse dieses
Gesetzes in einem geordneten Verfahren evaluiert werden sollen. Da möge man sich
gefälligst dran halten, das betrifft ausnahmsweise auch die Wohlfahrtsverbände. Auch da
konnte man im Mai plötzlich etwas hören als Ergebnisse von SGB II, obwohl die Wohl-
fahrtsverbände selber dabei sind, es zu evaluieren. Also was wir wissen, sind jetzt erste
Zahlen von der Hans-Böckler-Stiftung mit dieser 40:60 Prozent- Relation: 40 Prozent Ver-
besserung, 60 Prozent Verschlechterung.

Aber ich bitte wirklich jetzt aufzupassen auch mit der ganzen Evaluation der 1-Euro-Jobs,
das ist alles im Gesetz festgeschrieben. Jetzt warte man gefälligst ab, bis diese Ergebnis-
se vorliegen und komme nicht jeder mit einem, der einen kennt, der auch schon einen
kennt. „Missbrauch“ wird überdies doch immer von denen angeführt, die etwas ändern
wollen, ohne empirische Belege zu haben. Das betrifft alle Bereiche. Deswegen kann
man nur die Reichtums- und Armutsberichterstattung ermutigen, weiterhin in diesen Be-
reichen deutlich zu werden und Steuermissbrauch, Steuerhinterziehung genauso unter-
suchen zu lassen, wie sie natürlich auch nicht akzeptieren können, wenn Sozialleis-
tungen fälschlicherweise in Anspruch genommen werden. Auch das muss dokumentiert
werden.

Ich möchte noch auf einen anderen Punkt hinaus. Ich denke mir, dass sie sagen, es geht
um Kontrolle. Ja wozu ist denn eigentlich der Staat da? Er soll regulieren und er soll deut-
lich machen, dass das, was er reguliert, auch umgesetzt wird. Deswegen ist für mich
Kontrolle nichts Negatives. Kontrolle wird dann negativ, wenn sie nur genutzt wird, um im
Grunde genommen Sachen zu erreichen, die mit dem, was sie erreichen will, gar nichts
zu tun haben. Ich kann doch nicht in die SGB II-Diskussion mit dem Ziel hinein gehen, le-
diglich Geld zu sparen. Entweder finde ich das Hartz-Konzept gut, dann muss ich es um-
setzen, auch wenn es zunächst einmal mehr Geld kostet. Das ist der Punkt. Aber Sie
müssen auch daran denken, SGB II, das sind ihre und meine und unser aller Steuer-
gelder und wir wollen irgendwann mal wissen, ob diese Mittel auch entsprechend dem
Gesetz richtig eingesetzt werden. Das zu prüfen, ist dann wiederum legitim.

Die Frage ist eine ganz andere, nämlich die nach der ethischen Ausrichtung: Wo ist die
zweite Chance für denjenigen, der auf die Nase fliegt? Sagen wir so jemandem nur, so
geht es wirklich nicht, du bist jetzt draußen. Oder bieten wir dem dann auch konkret einen
zweiten oder dritten Weg, damit er in die Gesellschaft zurückfindet? Das scheint mir das
viel Wichtigere zu sein. Das sollten wir nicht miteinander verwechseln. Denn ich möchte
auch wissen, ob unsere Politiker die Steuergesetze, die sie verabschieden, so ernst neh-
men, dass sie hinterher wissen wollen, ob Steuergerechtigkeit und Steuerehrlichkeit um-
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gesetzt werden. Natürlich fühlen die Reichen sich kontrolliert. Aber wozu ist das Finanz-
amt denn sonst da?

Hilde Mattheis:

Danke

Prof. Merz:

Ich habe noch zwei Bemerkungen:

Managergehälter sind Einkommen, Einkünfte aus nicht selbständiger Arbeit. In der Regel
sind sie keine selbstständigen Einkommen. Die hohen Managergehälter werden auch
noch zusätzlich mit nichtmonetären Aspekten aufgepumpt: Dienstwagen, Aktienbeteili-
gungen usw. Das muss man wissen und da muss man auch noch weiter vertieft nach-
graben. Bedauerlicherweise sind solche nichtmonetären Informationen nicht verfügbar.

Meine Zweite Bemerkung gilt dem Verhältnis von Lohn und Kapital, also Arbeitskraft und
Kapital. Nicht zuletzt ist eigentlich nach den 70er, 80er Jahren die personelle Einkom-
mensverteilung so groß geworden, weil sie auf der personellen Seite die verschiedenen
Einkommensquellen des Einzelnen aufzeigt. Das bedeutet, die Erkenntnis, dass einer
nicht nur bezahlte Arbeit hat, sondern eben auch andere Einkünfte hat, vielleicht aus ein
paar Aktien, Verluste oder Einkünfte aus Vermietung/Verpachtung hat und, und, und -
also dass es verschiedene Einkunftsquellen gibt. Man nennt es „Quellverteilung“. Die hat
bei jedem einzelnen Haushalt unterschiedliches Gewicht. Das ist ein großer Fortschritt,
diese Einkunftsquellen auch aufzuzeigen, um zu sagen, was macht die nichtselbständige
Arbeit aus und was machen die anderen Einkünfte aus, die jeder Haushalt unterschied-
lich hat. Es hat sich gezeigt, dass eben auch reiche Haushalte einen ganz unterschied-
lichen Mix von Einkommen/Einkünften haben, die eben aus dem Arbeitseinkommen ent-
stehen, aber eben auch aus Vermietung/Verpachtung und, und, und. So wichtig solche
weiteren Einkünfte auch sind, interessant ist die überwiegende Einkunftsart. Eine solche
Abgrenzung nach überwiegender Einkunftsart – wie wir sie z. B. in unserem Beitrag zum
Reichtumsbereich des zweiten Amuts- und Reichtumsbericht vorgenommen haben –
weist dann solche Einkünfte als zweitrangig aus.

Mein zweiter Hinweis, was in den 70er Jahren vielleicht noch so prominent war: Die
Lohnquote, mit ihrer „künstlichen” Trennung von Arbeit und Kapital hinsichtlich der ein-
zelnen Personen/Haushalte - ich will das jetzt nicht klein reden – die Lohnquote hatte ja
in der wirtschaftspolitischen Diskussion eine große Bedeutung, aber die reine Fixierung
auf die Trennung von Arbeit und Kapital ist besonders schwierig, weil jeder Haushalt
mehr oder minder einen Mix von beiden hat. Mit der personellen Einkommensverteilung,
die auf das Individuum bezogen ein transparenteres Bild über die verschiedenen Einkom-
mensquellen liefert, hat man mehr Licht in die gesamte Vielschichtigkeit auf der perso-
nellen Ebene  gebracht.
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Hilde Mattheis:

Herzlichen Dank. Ich habe jetzt noch drei Runden mit je drei Wortmeldungen registriert.
Ich bin aber sehr wachsam und habe gleichzeitig auch die Zeit im Blick und rufe jetzt zü-
gig die nächsten drei Wortmeldungen, dort hinten, der junge Herr, ja Sie, und dann die
junge Dame und  Wolfgang Spanier.

- Mein Name ist Norbert Reuter . Ich bin Privatdozent für Volkswirtschaftslehre und
arbeite hier im Bereich Wirtschaftspolitik von ver.di beim Bundesvorstand. Ich möch-
te das Augenmerk auf einen weiteren Schritt leiten. Warum beschäftigen wir uns hier
mit der Frage Reichtum in Deutschland? Doch wohl darum, um letztendlich etwas an
der von uns hier allen festgestellten Entwicklung, nämlich einer zunehmenden Aus-
einanderentwicklung beim Vermögen und beim Einkommen entgegenzuwirken, sich
über Gesetzesmöglichkeiten Gedanken zu machen, was zu machen ist.

Wir erleben aber eigentlich über alle Zeiten, über alle Daten, die wir bisher haben,
eine zunehmende Auseinanderentwicklung beim Einkommen und beim Vermögen.
Interessanterweise übrigens ist gerade in der Zeit unter Kohl sogar der Anteil des
Reichtums der oberen 10 % etwas zurückgegangen, nämlich um 0,4 Prozentpunkte,
wenn man die Daten der EVS ernst nehmen kann. Ich weiß nicht, ob das im Bereich
der statistischen Unschärfe liegt, aber es ist da etwas zurückgegangen und dann,
nach der letzten EVS, hat der Anteil wieder zugenommen.

Die Frage wäre: Ist das der Einfluss der Politik oder nicht? Aber die Frage die sich
da letztendlich stellt, ist die: Hat die Politik die Steuerungsmöglichkeiten eigentlich
noch in der Hand, um dieser Entwicklung etwas entgegensetzen zu können? Wir
haben unterschiedliche Regierungen erlebt, mit unterschiedlichen Politikansätzen.
Das Ergebnis ist eine zunehmende Spaltung beim Einkommen und beim Vermögen.

Nun dann kann man natürlich zwei Thesen formulieren: Die Politik ist nicht willig,
entsprechende Gesetze zu erlassen oder die Politik ist gar nicht mehr in der Lage,
entsprechende Gesetze zu erlassen.

Es gibt einige Entwicklungen, die sehr bedenklich stimmen. Wir erfahren heute, dass
die Eliten offensichtlich zunehmend in den Ministerien sitzen und dort an den Geset-
zen mitformulieren. Da stellt sich die Frage: Können wir eigentlich von der Politik
noch erwarten, dass entsprechende Gesetzesvorlagen gemacht werden, die zu ei-
ner anderen Entwicklung führen?

Dann haben wir auch noch das grundsätzliche Problem, dass wir eine enorme Me-
dienkonzentration in Deutschland haben, so dass auch der einfache Bürger auf der
Straße gar nicht mehr so eindeutig einzuordnen ist. Ich wage nicht zu prognostizie-
ren, was bei einer allgemeinen Umfrage herauskommen würde, was hinsichtlich der
Erbschaftsbesteuerung in Deutschland gemacht werden sollte. Ich glaube, das ist
ein relativ heikles Thema. Ich bin sehr im Zweifel, ob da so eindeutig rauskommen
würde, ja wir sind dafür, die Erbschaftsbesteuerung zu erhöhen, also auch die allge-
meine Erbschaftsbesteuerung.
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Zumal wir auch potente Initiativen haben. Ich denke da an die „Initiative Neue Sozia-
le Marktwirtschaft“, die ja einen enormen Elan und Geld und Aufwand einsetzt, in die
allgemeine Öffentlichkeit ihre Position zielgenau hineinzudrücken. Das haben dann
wieder die Politiker zur Kenntnis zu nehmen, dass offensichtlich auch in der Bevöl-
kerung eine ganz bestimmte Stimmung herrscht.

Die Frage ist einerseits das Faktum: der Reichtum, die Einkommensentwicklung
klaffen weiter auseinander. Und die andere Frage, die sich unmittelbar stellt: Welche
Handlungsmöglichkeiten haben wir denn eigentlich noch? Das ist vielleicht eine
Sache, die sich nachher in der Podiumsdiskussion auch an die Politiker richtet. Aber
mich würde auch interessieren, was die Sachverständigen hierzu sagen?

Eine kurze Anmerkung noch zu Herrn Eißel. Eine Legitimation haben Sie ja zurecht
genannt: diese sogenannte GIB-Formel , die Gewinne von heute sind die Investitio-
nen von morgen und die Beschäftigung von übermorgen. Nur das Problem ist, Ihre
Grafik endete 2004. Schauen wir uns die Ergebnisse von 2005 und die vorliegenden
Ergebnisse von 2006 an, schauen Sie ins Herbstgutachten, was gerade gekommen
ist. Da wird genau das Argument genannt, weil wir jetzt ein ganz enormes Anziehen
der Investitionen haben, hauptsächlich Ausrüstung und Bauinvestitionen, die knallen
zur Zeit nach oben und tragen auch die Konjunktur. Und ich wette, dass genau das
uns wieder vorgehalten wird, wo gesagt wird, seht ihr, dass ist zwar ein kleines
„time-lag“, aber letztendlich gilt unsere Devise, dass die Gewinne von heute, die
Investitionen von morgen und die Beschäftigung von übermorgen sind und dass
heißt wir brauchen auch gleichzeitig wieder etwas Ungleichverteilung, weil morgen
profitiert letztendlich wieder die gesamte Gesellschaft davon.

Ich wette, dass wird im neuen Sachverständigen-Herbstgutachten ein großer Punkt
sein, an dem sie sich bestätigt fühlen und wir sollten gewappnet sein, dass uns ge-
nau diese Diskussion nicht wieder auf die Füße fallen wird. Vielen Dank.

- Guten Tag, mein Name ist Katharina Koufen . Ich gehöre zur „oberflächlichen“ Jour-
naille und ich habe eine Frage an Herrn Hartmann. Mich würde interessieren, über
welchen Zeitraum haben denn diejenigen, die sich im reichsten Prozent der
Bevölkerung befinden, ihren Reichtum und ihr Vermögen angehäuft? Gibt es Zahlen
dazu? Kann man sagen, dass das alles Menschen aus einem Umfeld sind, die auch
zum Beispiel schon vor hundert Jahren in großbürgerlichen Verhältnissen gelebt ha-
ben?

Zweitens: Gibt es bei diesem reichsten ein Prozent auch Menschen, die es geschafft
haben, allein in einer Generation durch ihr eigenes Einkommen soviel Reichtum
anzuhäufen?

Und drittens: Hat die New Economy eine nennenswerte Rolle dabei gespielt, also
bei der Umverteilung bzw. bei der Anhäufung von Reichtum oder auch beim Verlust
von Reichtum? Danke.

- Wolfgang Spanier : Herr Huster, Sie haben vorhin eher beiläufig darauf
hingewiesen, dass es ja auch die Möglichkeit gibt, seinen Reichtum für das
Gemeinwohl einzusetzen. Wir haben ja die Rahmenbedingungen für Stiftungen ver-
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ändert, weil wir das im Hinterkopf hatten. Gibt es Zahlen, wie weit sich das entwi-
ckelt hat? Diese Frage ist auch an Herrn Zwick und Herrn Merz gerichtet: Gibt es
irgendwelche Fakten, wie sich das entwickelt hat und welchen Umfang das ein-
genommen hat und in welchen Bereichen? Weil Sie, das habe ich bei Ihnen irgend-
wo gelesen, mal gesagt haben, das konzentriert sich auf ganz bestimmte Bereiche,
auch unter anderem unter dem Stichwort Bertelsmann-Stiftung auf den Bereich der
politischen Einflussnahme.

Hilde Mattheis:

Ja, wer möchte anfangen? Herr Hartmann.

Prof. Hartmann:

Auf die Fragen von Frau Koufen: Es gibt keine systematischen Erhebungen darüber. Ich
habe die nicht gemacht, weil mein Forschungsgebiet nicht „Reichtum“ gewesen ist, son-
dern das hängt zwar miteinander zusammen, ist aber nur ein Zusammenhang mit einer
gewissen Deckungsgleichheit.

Wenn man sich das anguckt, was man an Zahlen hat, kann man sagen, es gibt natürlich
Personen, die da aus relativ kleinen Verhältnissen rein gekommen sind. Das gibt es im
Sport: Michael Schumacher ist nur ein Beispiel. Die sind natürlich unter diesen oberen
Ein-Prozent.

Man kann auch noch eine Etage tiefer gehen, da gibt es eine ganze Reihe, Bundesliga-
Fußballer werden auch dabei sein.

Was die New Economy angeht, so hat es auch Aufsteiger in diesem Bereich gegeben.
Jetzt gibt es gerade wieder diese you-tube-com-Milliardäre, die sogar ganz schnell in die-
sen Bereich gekommen sind.

Wenn man sich aber die Entwicklung langfristig anguckt -  ich fange mal mit der New
Economy an – so ist es sehr schwer festzustellen, welche Firmen nach so einem Ein-
bruch übrig bleiben und welche nicht. Aber es zeigt sich doch bei einer ersten Betrach-
tung, dass die Wahrscheinlichkeit, dass eine Firma einen solchen Crash überlebt, mit der
sozialen Herkunft steigt und noch viel stärker mit dem Bekanntheitsgrad der Person, die
dafür verantwortlich ist.

Ich nehme nur als Beispiel Friedrich von Bohlen und Halbach und Lion Bioscience, Max
Cartellieri (Ciao AG), Christoph Mohn bei Lycos Europe, das sind die Spitzenmanager bei
Firmen, die ununterbrochen Verluste schreiben, die nichtdesdotrotz weiter finanziert wer-
den, weil eben der Name und die damit zusammenhängenden Verbindungen und der
Rückgriff auf finanzielle wie auch andere Ressourcen die jeweiligen Investoren glauben
lassen,  dass das schon gut gehen wird.

2002 habe ich mir in den USA die soziale Herkunft der CEO der zehn größten New Eco-
nomy-Unternehmen angeguckt. Ich habe es bei acht heraus bekommen und deren Väter
waren alle, inklusive der von Bill Gates - das war das typische Bild - , hohe Manager in
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der Autoindustrie, Anwälte, Architekten und Ärzte, mit einer einzigen Ausnahme, das war
Steve Ballmer bei Microsoft, dessen Vater aber auch nicht wirklich ein Arbeiter war.

Das heißt, meine Vermutung ist, ohne dass ich es empirisch im Detail belegen kann: In
der New Economy  bietet sich dasselbe Bild wie in der restlichen Wirtschaft auch, mit ein
paar Ausnahmen, die immer besonders spektakulär sind.

Was ansonsten die Vererbung von Reichtum angeht, so bin ich davon überzeugt - ohne
dass ich das jetzt statistisch untermauern kann: Es gibt immer abweichende Einzelein-
drücke und einzelne statistische Zahlen - und man kann es auch eben bei den hundert
größten deutschen Unternehmen sehr deutlich sehen, dass vor allem im Bereich Produk-
tivvermögen Vererbung die absolut dominierende Variante ist.

Wenn Sie sich Heraeus angucken, wenn sie sich Braun (Melsungen) angucken, da wird
wirklich Vermögen weitergegeben. Sie können sehen, da wird relativ selten Vermögen
vollständig vernichtet. Es schwankt, dass muss man schon sagen, aber all diese sehr
großen Familienunternehmen und Unternehmen, von denen Familien größere Aktien-
pakete haben, BMW gehört ja nicht Quandt, aber die haben halt ein riesiges Aktienpaket
und wenn sie nur noch zehn Prozent hätten, dann wäre das auch noch eine Menge, da
wird Reichtum über lange Generationen vererbt und kumuliert.

Das sind andere Machtressourcen, als wenn ein Michael Schumacher 40 oder 80 Millio-
nen im Jahr verdient. Das ist eine vollkommen andere Qualität. Diesen Unterschied muss
man immer im Auge haben, weil gesellschaftlich ein riesiger Unterschied zwischen denen
besteht, die durch diese Verfügung über Produktivvermögen wirklich Einfluss auf gesell-
schaftliche Entwicklungen nehmen können, und den Showstars.

Wir merken das zur Zeit an den Universitäten: Sie müssen sich mal die Hochschulräte
angucken. Jedes zweite Mitglied landauf landab kommt aus diesem Bereich. Das sind
wohlhabende bis reiche Unternehmer oder Manager. Die nehmen im Augenblick auf die
Wissenschaftspolitik einen ungeheuren Einfluss, dass können Sie bei einem Michael
Schumacher oder von einem prominenten Schauspieler alles vergessen. Die spielen da-
bei überhaupt keine Rolle.

Noch kurz zu der Frage: Ist das alles überhaupt noch von der Politik beeinflussbar? Ich
habe das am Anfang schon gesagt. Es gibt Bereiche, da hat Politik auf nationaler Ebene
wenig Spielraum. Wir könnten jetzt im Detail darüber diskutieren, wo das ist, trotzdem
glaube ich, in der öffentlichen Diskussion wird der Spielraum der Politik viel zu gering
veranschlagt. Es ist ja bequem zu sagen: „Da kannst Du eh nichts dran machen“.

Es gibt internationale Vergleiche, Herr Eißel weiß das, Herr Huster weiß das, welche Be-
steuerungsformen wie und wo angewandt werden. Oder die Tatsache, dass in den USA
jemand ausgebürgert wird, wenn er 4 Jahre lang außerhalb der USA lebt, also wenn er in
die Schweiz zieht oder nach Monaco und in den USA nichts versteuert.

Das sind alles Unterschiede zwischen den Einzelstaaten, die Spielräume angeben, und
das zweite ist, das sehen sie im Augenblick am Beispiel China. Wenn eine politische
Kraft da ist, die gewillt ist die Spielräume auszunutzen, dann ist es überraschend, in wel-
chem Umfang sich große multinationale Konzerne dem unterwerfen.
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Wenn sie sich angucken, was da an Technologie rübergeht, weil die anders in den Markt
nicht reinkommen. Die sagen ganz einfach, das ist ein Markt, da müssen wir rein, und der
ist im Augenblick bei weitem nicht so groß wie der Markt der EU, da müssen wir rein und
dafür müssen wir das und das einfach alles schlucken. Sie tun es aber.

Das heißt, da wird schlicht und einfach politischer Wille zentral so gebündelt und so ein-
gesetzt, dass Unternehmen wie Siemens, Microsoft oder wer auch immer, sich dem
unterwerfen und, anders als hierzulande, den Prozess politisch in einem gewissen Maß
steuern. Man kann sich über die Inhalte streiten, das ist hier egal, aber es drückt aus, wo
politische Spielräume sind, wenn man bereit und gewillt ist, sie zu ergreifen. Wenn ich es
zusammenfasse: Es gibt Bereiche, da ist der Spielraum sehr geringfügig, aber es gibt
sehr viele Bereiche, wo man politisch gestalten kann, wenn man will.

Hilde Mattheis:

Danke. Herr Prof. Huster, bitte.

Prof. Huster:

Ich kann bei dem zuletzt Gesagten einfach anschließen. Das, was die bürgerliche Gesell-
schaft konstituiert, ist der Primat der Politik gegenüber der Ökonomie. Und es ist erstaun-
lich, wie sehr Wissenschaftler mit unterschiedlichen Positionen - gerade in letzter Zeit
verstärkt - genau diesen Primat der Politik einklagen.

Und ich denke mir, das ist der entscheidende Punkt. Wenn wir nur hinterherlaufen und
sagen: Ab sofort soll der Primat der Ökonomie gelten, dann würde das vermutlich auch
relativ schnell der Ökonomie ganz große Probleme bereiten.

Das Zweite, Herr Hartmann, ich habe beim Zuhören den Eindruck gewonnen, Elite ist für
Sie, wer auf zentralstaatlicher oder zentraler Ebene Einfluss ausübt. Ich erlebe es auf der
Ebene der Kommune oder auch der Region sehr stark, dass es da andere Arten von Eli-
ten gibt. Da sind es natürlich nicht die großen, da sind es die kleinen Eliten.

Deshalb rege ich an, sehr wohl noch einmal über die 200 Prozentgrenze nachzudenken.
Es kann nämlich in der Kirchengemeinde oder in der kleinen politischen Gemeinde ent-
scheidend sein, ob der mittelständische Unternehmer derjenige ist, der sagt, ich liefere
hier den größten Brocken zur Gewerbesteuer und so weiter und deswegen möchte ich
dieses oder jenes so und nicht anders haben. Da gibt es Beispiele dafür, dass es eben
nicht nur um die obere Spitze gehen kann.

Zur Frage der Stiftungen, die Sie angesprochen haben: Dazu gibt es ja im Kontext des
2. Reichtums- und Armutsberichts eine Sonderuntersuchung. Ehrlich gesagt, bin ich da
nicht der Spezialist. Denken sie etwa an das Raue Haus in Hamburg, die August-Her-
mann-Franke-Stiftung in Halle oder an das städtische Siechkrankenhaus in Wien oder in
Salzburg. Es gibt eine sehr lange Tradition, auch von sozialen Stiftungen in Deutschland.
Anzutreffen sind Stiftungen vor allem im kulturellen und im Wissenschaftsbereich.
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Reichtum verbindet sich eher mit dem Schönen, mit dem Wahren, Guten, seltener mit
dem sozialen Bereich. Und da muss ich als Wissenschaftler sagen, wir wären sehr
schlecht dran, wenn wir dieses Sponsoring nicht hätten. Ob es jetzt die Volkswagenstif-
tung oder was auch immer ist.

Die Frage, die hinter Ihrer Anfrage steht, ist wohl die: Kann man das hier machen wie in
den USA: Steuersätze runter bei den Unternehmen und dafür großzügige Förderung über
Stiftungen? Wir, im Lande NRW, erleben zur Zeit teilweise im Grunde genommen ein
ganz beachtliches Outsourcing von wissenschaftlicher Kompetenz. Man sagt: Besorgt
euch auf dem Markt euer Geld selber. Da kann ich nur sagen, schaut euch das Ergebnis
in den USA an: Die Top Ten, wo im Zweifelsfalle die Magnifizenzen mit echtem Hermelin
herumlaufen, auf der einen Seite und die Provinzuniversität, bei der es an Kreide zum
Schreiben mangelt, auf der anderen. Da müssen die Politiker im Interesse des Primates
der Politik aufpassen, was sie wollen.

Dieses betrifft auch die sogenannten Exzellenzuniversitäten: Ich hab da meine ganz
großen Bauchschmerzen, nicht weil ich etwas gegen Exzellenz habe - das Gegenteil ist
der Fall -, aber ich habe etwas dagegen leichtfertig das, was das deutsche Schul- und
Hochschulwesen auszeichnet, nämlich wirklich gute „Masse“ zu produzieren, als Gegen-
pol darzustellen.

Die USA können als Gegenbeispiel zu unserem Bildungssystem gelten. Sie halten ein-
fach ihre Staatsausgaben - gemessen am Bruttoinlandsprodukt - für Bildung niedrig und
kaufen dann die entsprechenden, in Europa ausgebildeten Leute ein und eignen sich de-
ren Kenntnisse und Fähigkeiten an. Später kommen diese Personen mit Amerikaerfah-
rung zurück, um dann nach ein paar Jahren nicht mehr in der Lage zu sein durchzuhal-
ten, weil sie so ausgelaugt sind.

Stiftungen? Ja! Aber bitte immer daran denken, wer unsere Grundstrukturen eines steu-
erfinanzierten Bildungswesen aufheben will, der wird etwas erreichen, was ich für sehr
problematisch halte.

Zu dem letzten bzw. zu dem ersten Punkt, was sie gesagt haben in Sachen Steuerungs-
instrumente des Staates, kann ich mich Herrn Hartmann nur anschließen. Es ist unglaub-
lich, dass und wie Rot-Grün die Staatsquote abgesenkt haben. Sie haben eine niedrigere
Steuerquote eingehandelt als vorher unter dem „Sozialisten” Helmut Kohl. Sie werden
sicherlich ihre guten Gründe haben! Ob es wirklich Otto und Emma Normalverbraucher
sind, die das haben wollen, bezweifle ich.

CDU/CSU und Angela Merkel brauchen doch deshalb einen unangenehmen zweiten
großen Koalitionspartner, weil die Wählerinnen und Wähler in ihrer Schlichtheit merkten,
Neoliberalismus à la Kirchhoff wollen sie nicht. Wir sollten immer daran denken, so
schlecht sind wir in Deutschland mit unserem sogenannten rheinischen Kapitalismus und
dem Konzept der Sozialen Marktwirtschaft nicht gefahren.

Hilde Mattheis:

Herr Zwick, bitte.
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Herr Zwick:

Ich möchte noch einmal etwas zur Aussagekraft der Daten sagen. Es zeigt sich, dass die
Zahlen, im SOEP wie in der EVS, in den oberen Bereichen, seien es nun 20 %, 10 %
oder 1 % Anteil, relativ gleich geblieben sind. Ein Anstieg ist in den steuerstatistischen
Daten zu erkennen. Hier zeigt sich, dass der Einkommensanteil, seien es die oberen
10 % oder oberste 1 %, durch die 90er Jahre bis 2003 zunimmt. An dieser Stelle muss
man allerdings mit gewisser Vorsicht an die Ergebnisse gehen. Zum einem liegt im SOEP
und in der EVS eine gewisse statistische Unsicherheit aufgrund der geringeren Erfassung
hoher Einkommen vor, obwohl gerade das SOEP mit der sogenannten Hocheinkom-
mensstichprobe nachgebessert hat.

Bei den Steuerstatistiken muss man sagen, dass es sich hier primär um Marktein-
kommen handelt und ein Großteil der Sekundäreinkommensanteile nicht abgebildet sind,
so dass dann ein Anstieg der oberen Einkommensteile natürlich auch ein Stück weit den
Steuertarif wiedergibt und nichts darüber aussagt, wie das verfügbare Einkommen wirk-
lich in den Haushalten aussah. Die Zahlen, die ich jetzt benannt habe, bezogen sich auf
einen Vergleich der Äquivalenzeinkommen. Also, da zeigt sich der Einkommensanteil der
hohen Einkommen in der EVS wie im SOEP in den letzten 15 Jahre relativ stabil. In der
Einkommensstatistik ist eine stärkere Konzentration zu beobachten.

Prof. Eißel

Norbert Reuter als Ökonom weiß wahrscheinlich besser als ich, wie das mit diesen Inves-
titionen und Nachfrageabhängigkeiten ist; er ist ausgebildet in diesem Bereich, während
ich als Politologe sozusagen Hobbywirtschaftspolitikwissenschaftler bin. Aber, wenn man
die Vergangenheit betrachtet, kann man eigentlich nicht die These aufstellen, dass von
den jeweiligen Steuersätzen die Investitionsquote abhängig war. Sonst hätte es in den
Wirtschaftsboomjahren, in denen die Spitzensteuer bei der Einkommensteuer immer zwi-
schen 56 und 53 % lag, nicht so einen Boom gegeben.

Wir erkennen immer noch und zu recht, dass die Nachfrage und die Zukunftsaussichten
eigentlich darüber entscheiden, ob die Unternehmer investieren oder ob sie ihren Beruf
verfehlen und eher Unterlasser sind. Man muss sehr genau hinsehen, welche Gründe
dazu führen, dass in diesem Jahr ein Aufschwung stattfindet. Vielleicht führt ja die Mehr-
wertsteuererhöhung im nächsten Jahr zu vorgezogenen Effekten oder die Stimmung ist
allgemein besser, weil die Weltmeisterschaft in Deutschland irgendwie die Stimmung ver-
ändert hat. Mir leuchtet immer noch ein und ich fand es bisher empirisch am besten be-
legt, was Keynes behauptet hat, dass nicht die momentanen Kosten die Unternehmer
veranlassen, tätig zu werden – so blöd sind die eigentlich nicht.

Nochmals zur Erbschaftsteuer und Vermögensteuer. Wir haben ja den berühmten ironi-
schen Spruch von Staeck, dass die SPD die Villen der Arbeiter im Tessin enteignen
möchte. Daher muss man sehr genau sagen, worum es bei der Vermögensteuer geht,
weil die Ängste aller Haus- und Vermögensbesitzer benutzt werden, um gegen das Ge-
samtkonzept etwas zu sagen. Daher sollte von vornherein klar sein, wir nehmen z. B.
500.000 Euro aus dem Vermögen als Freigrenze raus. Man muss das wirklich in die
Öffentlichkeit transportieren, so wie es ver.di z. B. zu Fragen der Wirtschaftspolitik sehr
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einfach mit den zwei Seiten und einer Grafik tut. Ich finde diese Seiten hervorragend.
Wenn das noch stärker verbreitet wäre, hätten wir schon eine andere Republik.

Mein Schwerpunkt bei der ganzen Steuerdebatte ist die Unternehmensteuer, sie ist der
eigentliche Kernbereich in den meisten Industriestaaten. Und da kann man soweit gehen
wie Reagan, der mal gezwungen wurde – er hat es ja nicht freiwillig gemacht – eine Min-
deststeuer einzuführen, weil Bürger in den USA mit Aufschriften auf ihren Autos herum
gefahren sind wie dieser: „Ich zahle mehr Steuern als G.““

Das wurde zu einem öffentlichen Ärgernis, so dass Reagan eine Mindeststeuer von 20 %
für Unternehmen und 25 % für Privatpersonen eingeführt hat und der Fiskus hatte im
nächsten Jahr erheblich mehr Milliarden Dollar eingenommen. Darüber müssen wir nach-
denken. Aber dieser öffentliche Druck ist hier schwieriger. Wir haben ja am Beispiel des
Jobgipfels gesehen, wie mächtig die Unternehmerlobby ist. Sie haben gefordert, wie die
Unternehmenssteuerreform aussehen soll, da war die CDU noch in der Opposition.

Der Gegenwind gegen eine andere Steuerpolitik ist erheblich. Das Argument, der
internationale Wettbewerb würde eine weitere Entlastung der Wohlhabenden und Unter-
nehmen erfordern und die Behauptung, dass nur über Gewinnstärkung Investitionstätig-
keit und Arbeitsplätze zu retten sind, sitzt tief. Und die Unternehmen haben viel Macht,
ihre Vorstellungen in der Öffentlichkeit zu verbreiten, damit muss man rechnen. Dennoch:
es ist einfach nicht zutreffend und wir müssen umsteuern, damit der Staat wieder hand-
lungsfähig werden kann.

Hilde Mattheis:

Herzlichen Dank, ich mache Ihnen jetzt einen Vorschlag. Wir haben noch sechs Wort-
meldungen vorliegen, die ich jetzt in einem Block aufrufen würde. Aber ich will niemand
übersehen, deshalb frage ich einfach noch einmal in die Runde. Das ist nicht der Fall.
Danach kämen wir hier auf dem Podium zu einer Schlussrunde. Sie haben jetzt das Wort.

- N.N.: Wir sind ja hier in der SPD-Fraktion und da geht es um so etwas wie die For-
mulierung oder die Herauskristallisierung eines politischen Willens und zwar gegen-
über dem Forschungsobjekt Reichtum und den Reichen. Wenn ich mir das so an-
schaue, bemerke ich verschiedene Tendenzen in mir selbst. Nämlich einmal so et-
was wie Angriff: Ja, da gibt es etwas zu verändern, da ist etwas zu tun, etwas zu
machen, da ist Ungerechtigkeit, da ist Veränderung vorzunehmen. Das reichte über
eine weite Skala bis hin zu Ohnmachtgefühlen, wie dem „das war schon immer so
und so wird es auch bleiben“, man hat das hinzunehmen und dergleichen. Also, es
ist ein weites Spektrum, das sich da aufzeichnet.

In diesem Zusammenhang geht es um die Frage dessen, wie ist das zu handhaben?
Wie stellt man sich dem Reichtum gegenüber? Wie sind da Politiken anzusetzen
und mit welchen Gegenkräften hat man zu rechnen?

Wenn ich dann so einen Satz höre wie: “Na ja, da rufe ich mal eben den Freund
an!”, das sagt der reiche Mensch in Frankreich, der im 10. Arrondissement wohnt
und die kommen ja alle von der gleichen Schule und spielen im selben Golfklub,
dann passt das zu diesem Satz, den ich da eben auch gehört habe: Die Wissen-
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schaftler, die in die USA abgewandert sind, die haben ja ganz viel Geld verdient und
kommen nach 5 Jahren zurück und dann packen sie es nicht mehr und sind ausge-
laugt.

Das sind sicherlich Sätze, die haben einen gewissen Erfahrungshintergrund, also
Substanz, und dennoch stellt sich mir die Frage, inwieweit sie auch vorurteilsbe-
haftet sind, also Vorurteile wach rufen. Soll heißen, zum ersten Satz: „Ja, da rufe ich
mal eben an!“ -  Ja, Mensch, die haben die Fähigkeit zu kommunizieren. Die haben
einen Arbeitsgegenstand und die können sich mitteilen. Da kann man anrufen, das
ist doch eine Fähigkeit, eine Fähigkeit, die an den Universitäten, an den Schulen
vermittelt wird. Die benachteiligten Schichten geradezu vorgehalten wird, dass sie
das nicht können. Es gibt also Leute, die können das.

Hilde Mattheis:

Vielen Dank, dann habe ich die Dame hier vorne.

- Angelika Engstler : Ich arbeite im Bundesfamilienministerium . Meine Wahrneh-
mung der jüngsten Debatte zum Thema „Armut“ war, „chancenarm“, „chancenlos“,
„ausgegrenzt“, wie man es nennen will, es wurde klar: Es geht nicht um Einzel-
schicksale irgendwelcher exotischer Art, sondern es sind gesellschaftliche Phäno-
mene, die auch gesellschaftliche Hintergründe haben usw.

Vor diesem Hintergrund - um das als Seitenbemerkung zu machen - haben wir auch
die Zahl der 3,13 Millionen überschuldeten Haushalte veröffentlicht, weil diese Zahl
deutlich macht: Es geht hier nicht um Einzelschicksale. Und vor dem Hintergrund
wiederum meine Frage, ist denn „Reichtum“ ein Einzelschicksal? Also, z. B. Verket-
tung individuell glücklicher Umstände und dann bin ich reich, dann bin ich chancen-
reich, dann bin ich elitär oder was auch immer.

Wenn dem nicht so ist, wäre die Frage, wie kann ich die Analyse von „Reichtum“
oder wie kann ich die Analyse in diesem Sinne kommunikativ besser gestalten?
Denn wir haben ja gemerkt, jetzt –  in den letzten eineinhalb Wochen – ging es nicht
darum, dass es Armut gibt, sondern es wird darüber gesprochen und in welcher Art
und Weise.

Das heißt, nicht Einzelschicksale – die  Presse greift sehr gern Einzelschicksale auf
– , das hatte man in den letzten Wochen ja massenweise gehabt. Da ist die eine
Familie, der geht es so schlecht und der anderen geht es so, und hier ist dieser
Mann, dem ist ganz Schlimmes passiert und der ist arm. Und dennoch hat sich in
der Debatte durchgesetzt es geht hier nicht um Einzelschicksale, es geht um ein
gesellschaftliches Phänomen. Wie können wir erreichen, wenn es denn so wäre,
dass Reichtum kein Einzelschicksal ist, dass über Reichtum in vergleichbarer Weise
debattiert wird - ohne auf Konsumgewohnheiten Einzelner einzugehen?

Was wiederum vielleicht im Hintergrund die Frage birgt, inwieweit ist „Reichtum“
überhaupt personifiziert - im Gegensatz zu „Armut“, denn „arm“ sind Personen? Wir
hatten aber heute hier auch Debatten, inwieweit „Reichtum“ überhaupt Personen
sind, denn im Armuts- und Reichtumsbericht geht es immer um Personen und Haus-
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halte? Es geht also auch um andere Fragen, die über diesen Horizont hinaus wei-
sen, vielleicht Fragen an die Sozialwissenschaftler unter Ihnen.

- Ines Nössler, Diakonie Mitteldeutschland . Ich habe eine Frage an Prof. Eißel. Sie
haben versucht in drei Punkten zu beschreiben, was eine gerechte Steuerpolitik ist.
Es gibt diese Idee der Parkgebühr auf ruhendes Kapital. Meine Frage ist: Wenn
Steuerentlastungen nicht mehr dazu dienen, dass der private Reichtum der Gesell-
schaft wieder zu gute kommt, kann privater Reichtum durch so eine Parkgebühr wie-
der der Öffentlichkeit zugängig gemacht werden?

- N.N.: Die Frage war vor kurzem, wie geht man mit dem Reichtumsproblem um und
dem oft gemachten Vorschlag, den Lebensstil genauer zu untersuchen? Das würde
ich jedoch als nicht so wichtig ansehen. Das ist ein bisschen Schlüsselloch gucken,
das kann die Kollegin von der Journalistenbranche übernehmen.

Ich meine, man müsste nach ernsthaften Problemen gucken, die mit der Reichtums-
Armutsproblematik verbunden sind, und mir fällt eins ein, dass ein CDU-Kollege in
den 70er Jahren schon aufgeworfen hat: Wolfgang Engels hat gesagt, wenn jemand
das 100 oder 200fache eines anderen verdient, gibt es keinen Anreiz mehr mehr zu
tun, weil der Abstand ist uneinholbar.

Unsere ganze Lohn- und Gehaltsdifferenzierung wird damit begründet, dass sie
Leistungsanreize setzen soll. Sie setzt aber keine mehr, sondern entmutigt  - die un-
ten werden völlig entmutigt. Das ist ein Punkt, den man sich genau ansehen muss,
der auch tief ins Wirtschaftsgeschehen eingreift.

Der andere Punkt ist, dass es in jeder Gesellschaft Spannungen gibt. Bei uns wer-
den die Spannungen auch statistisch erfaßt, die größten sind zwischen rechten und
linken Gruppierungen und die zweitgrößten sind zwischen Arm und Reich. Das steigt
an, wenig bisher, aber es steigt an. Wenn das große Ausmaße erreicht, dann würde
ich ein riesiges Problem sehen. Wenn die Reichen anfangen würden, ihre Häuser
einzumauern, um sich zu schützen und ihre Kinder mit Bewachung zur Schule
schicken oder so etwas.

Das haben wir Gott sei Dank nicht. Aber es gibt Länder, wo das so ist. Also, wenn
Spannungen eskalieren aufgrund dieser Unterschiede, dann meine ich, müsste man
da auch deutlicher dagegen vorgehen.

- Jürgen Schupp, Deutsches Institut für Wirtschaftsfo rschung:  Ich habe eine Fra-
ge an Herrn Hartmann. Wenn man Ihren Titel sozusagen weiter spinnt „Elitefor-
schung als Voraussetzung der Reichtumsforschung“, könnte man natürlich auf die
Idee kommen zu fragen, wie müsste denn die „Eliteforschung“ aussehen, die Teil
einer Reichtumsberichterstattung wäre? Konkrete Frage: In welcher Form könnten
Sie sich eine Förderung von Eliteforschung vorstellen, die –  meinetwegen auch von
der Bundesregierung mit unterstützt werden könnte - eine Bereicherung der Reich-
tumsberichterstattung bringen könnte?
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Hilde Mattheis:
Sie sind der Letzte in der Abschlussrunde der Wortmeldungen.

- Mein Name ist Stefan Korndörfer . Ich bin Praktikant beim Bundestag. Ich habe eine
Frage an Herrn Merz und Herrn Zwick und es geht auch darum, was Herr Spanier
vorhin schon gefragt hat. Es geht um Spenden und um das Spendenverhalten und
Stiftungen in Deutschland. In den USA ist es ja so, dass das Spendenverhalten bes-
ser ist, obwohl die Akzeptanz von Reichtum in der Bevölkerung viel größer ist. Da
wird schneller soziale Verantwortung übernommen. Der Einzelne fühlt sich eher an-
gesprochen, Gutes für arme Menschen zu tun.

Nun sagen ja immer böse Zungen, in Deutschland wird das nicht gemacht, weil da
der Sozialstaat schon von vornherein bestimmte Sachen regelt und der Reiche muss
das sozusagen nicht mehr machen, weil schon für ein Grundversorgungsverhältnis
gesorgt wird, was in den USA ja viel schlechter ist. Mich würde interessieren, ob es
Datenmaterial gibt, das diesen Zusammenhang zwischen der qualitativen Größe des
Sozialstaats und dem Spendenverhalten beschreibt?  Danke.

Hilde Mattheis:

Herzlichen Dank. So, ich schlage vor, dass wir von mir aus gesehen von rechts bis nach
ganz links einfach eine Schlussrunde einläuten. Herr Merz, bitte.

Prof. Merz:

Wenn wir mit der Analyse, der ersten Analyse der Einkommensteuerstatistik auch zum
ersten Mal empirisch fundiert so einen materiellen Aspekt wie Einkommensreichtum als
laufendes Einkommen beleuchten konnten, will ich aber aus meiner persönlichen Sicht
betonen, dass das wirklich nicht die ganze Geschichte ist. Das wäre ein wirklich armer
Reichtum, der sich nur auf diesen materiellen Aspekt bezieht. Nichtsdesdotrotz ist die
Kenntnis über die materielle Seite ein weiterer Baustein, sich mit der Gesellschaft ausein-
ander zu setzen.

Hervorzuheben ist, dass die Einkommensteuerstatistik erstmals seit etwa drei Jahren
auch für Einkommensanalysen – und zwar auf der Mikroebene - brauchbar gemacht
wurde. Jetzt, nach der faktischen Anonymisierung steht der wissenschaftlichen Öffent-
lichkeit dieses einzigartige Material erstmals zur Verfügung und erhöht die Transparenz
der  materiellen Seite erheblich. Das wird leicht vergessen, aber diese Informationen, die
wir jetzt haben können, und andere nun auch, die gab es eben überhaupt nicht. Wenn
man bedenkt, dass man mit einer 10 %-Stichprobe drei Millionen Personen umfasst,
dann hat man eine quantitative Vorstellung über die breite Fundierung und Verankerung
der Ergebnisse.

Ich kann in diesem Zusammenhang noch eine Information nennen, die nur mit diesem
Datenmaterial der Einkommensteuerstatistik so fundiert gewonnen werden konnte:
Nehmen wir die 200 %-Grenze als Reichtumsgrenze, dann zählen 2,2 Mio. Steuerpflich-
tige als reich. Schon diese eine Zahl basiert eben nicht nur auf einer Umfrage von 1.000
oder 2.000 oder 10.000 Befragten, sondern eben aus der Vollerhebung der Einkommen-
steuerstatistik. Natürlich hat auch die Steuerstatistik ihre Schwächen. Mit neuen Ansät-
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zen haben wir, für einen reichhaltigeren Datensatz mit mehr sozio-ökonomischer Infor-
mation, eine Verknüpfung der Einkommensteuerstatistik mit der Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe vorgenommen. Ein solches integriertes Mikrodatenfile erlaubt weitrei-
chendere Analysen. Das dient nicht dazu den Bürger total zu überwachen, nein, sondern
um die Vielschichtigkeit von dem Problem klar zu machen und zielgenaue unterstützende
Politik zu ermöglichen.

Wir haben jetzt hier vor allem Zahlen zur quantitativen Beschreibung von Reichtum vor-
gestellt. Natürlich haben dazu auch Informationen gehört, wie reich welche Gruppen der
Gesellschaft sind. Aber sind das schon die dahinter stehenden Gründe? Höchstens indi-
rekt. Um das Phänomen „Reichtum“ besser erklären zu können, haben wir das Sozio-
ökonomische Panel (SOEP) mit der Dissertation von meinem Mitarbeiter ausgewertet
und den Einfluss von Hintergründen (Situation der Väter, die persönliche schulische und
berufliche Ausbildung und vieles mehr) auf die Erklärungskraft hin untersucht.

Ich will gar nicht auf weitere Informationen von heute Nachmittag vorgreifen, sondern
wollte damit auf die vielen weiteren Möglichkeiten hinweisen, Transparenz mit Mikroda-
ten, den Daten der einzelnen Betroffenen, herzustellen.

Herr Zwick:

Ich setze die Werbeveranstaltung fort. Die Daten stehen als anonymisierte 10 %-Stich-
probe der Einkommensteuerstatistik (FAST9826) allen interessierten Wissenschaftlern für
65,00 Euro zur Verfügung. Das sind drei Millionen Datensätze und, um die Stichproben-
fehler gerade bei der heterogenen Gruppe der hohen Einkommen aufzufangen, sind alle
steuerpflichtigen Einkommen, die über 200.000 Euro liegen, komplett in dem Datensatz
abgebildet. Diese Daten sind über die Forschungsdatenzentren zu beziehen, genauso
wie die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe sowie der Mikrozensus.

Noch eine Antwort auf die Frage zum Spendenaufkommen. Spenden sind in der Ein-
kommensteuerstatistik abgebildet, so sie denn erklärt werden. Spenden können ja direkt
von der tariflichen Einkommensteuer abgezogen werden und ein Teil der Spenden wird
auch erklärt, es ist aber wohl nur ein Bruchteil. Es gab in den späten 90er Jahren ein
Spendeninstitut in Krefeld, welches über Befragungen versucht hat, das Spendenvolu-
men zu quantifizieren. Hieraus resultierten deutlich höhere Zahlen als in den Steuern
ausgewiesen werden. An vielen Stellen werden Spenden nicht erklärt. Also zum Beispiel
der Beitrag zum Klingelbeutel am Sonntag wird gegeben, ohne dass man sich eine Quit-
tung geben lässt und vieles andere mehr.

                                                     
26 Mit FAST 98 veröffentlicht die amtliche Statistik erstmals Mikrodaten aus dem Bereich der
Steuerstatistiken in Form von „Faktisch anonymisierten Daten aus der Lohn- und
Einkommensteuerstatistik 1998 (FAST 98)“. Diese Daten bieten der Wissenschaft die Möglichkeit,
politisch relevante Fragestellungen zum Steuer- und Transfersystem auf der Grundlage
echter Veranlagungsdaten am eigenen Arbeitsplatz zu analysieren.
FAST 98 umfasst Daten von rund 2,9 Millionen Steuerpflichtigen mit bis zu 350 Merkmalen.
Neben den sozioökonomischen Merkmalen enthalten diese Mikrodaten die wichtigsten
Angaben aus den Einkommensteuererklärungs-Formularen. Die Datenbasis für FAST 98 ist
eine 10%-Stichprobe aller Einkommensteuerveranlagungen für das Kalenderjahr 1998.
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Die Erklärung in der Einkommensteuer ist daher nur eine Tendenz der Spenden mit der
man beobachten kann, ob es ein Auf und Ab der erklärten Spenden gibt. Also von daher
FAST98 nutzen, da können Sie dann solche Angaben finden. Vielen Dank

Prof. Eißel:

Die erste Frage mit den Parkgebühren kann ich mit „nein” beantworten. Aber um noch
einen Satz dazu zu sagen: Ich denke, wir haben zwei oder drei wesentliche Arten der
Besteuerung. Wir haben einmal die Besteuerung von Substanzwerten, die kann man
progressiv gestalten, sollte man auch. Wir haben dann eine Besteuerung der Wirtschafts-
tätigkeit, da gibt es Pauschalsätze wie bei der Körperschaftsteuer oder Progression wie
bei der Einkommensteuer. Es ist das soziale Gerechtigkeitsprinzip, das mit dem Pro-
gressionssteuersatz zu tun hat. Und wir haben dann die Verbrauchsteuern und Gebüh-
ren, die wie Verbrauchsteuern sind. Diese sind - das sehen sie auf kommunaler Ebene ja
sehr genau - von ihrer Wirkung her degressiv.

Von daher kann man über Substanzbesteuerungen nachdenken, die einen Druck aus-
üben, wirtschaftlich tätig zu werden. Es gibt auch Erfahrungen, zum Teil in Lateinamerika,
die zeigen, dass die Besteuerung von Grund und Boden Anlass zu mehr Anbautätigkeit
war.

Wenn wir über Reichtum sprechen: Was mich als Politikwissenschaftler am meisten
interessiert, ist die ideologische Auseinandersetzung über das Problem der Ungleichheit.
Das ist eigentlich der zentrale Begriff, den man hier in diesem Zusammenhang sehen
sollte.

Es gibt die Behauptung, Ungleichheit sei notwendig für Wirtschaftswachstum, es gibt
aber auch die gegenteilige Behauptung. Eine Folge von Ungleichheit kann sein, wenn
das Bewusstsein darüber wächst, dass sie demokratiegefährlich wird und den sozialen
Zusammenhalt in einer Gesellschaft gefährdet. Wachsende Ungleichheit ist immer ein
Spaltpilz in der Gesellschaft. Und von daher muss eine SPD darauf achten, ihr Erbgut in
dieser Hinsicht etwas zu pflegen. Was sie damals - vor hundert Jahren und später - zu
diesem Thema gesagt hat, sollte heute auch noch gelten. Deshalb ist eigentlich die zen-
trale Frage bei Reichtum die Frage nach Macht, politischer Macht und ökonomischer
Macht.

Neben der wachsenden Verschuldung im unteren Einkommensbereich wächst im oberen
Bereich die Sparquote. Die EVS-Daten hören ja bei 18.000 Euro Monatseinkommen auf,
und dies ist fast genau dieselbe Summe, welche diese Gruppe spart: 18.000 Euro im
Durchschnitt, soweit ich das im Kopf habe. Was geschieht mit dieser Sparsumme? Man
kann sie einsetzen, um andere zu zwingen.

Nehmen sie die großen Fondsgesellschaften wie in den USA - etwa den Pensionsfonds.
Diese Fonds sagen den Unternehmen, bei denen sie einsteigen, du garantierst mir so
und soviel Profit oder wir ruinieren dich an der Börse. Das ist die berühmte Geschichte,
dass die Gewinne der Großväter (aus den Pensionsfonds) zur Entlassung der Enkel
führen.
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Zunächst ergibt sich in diesem Zusammenhang die Frage - und das ist bisher vernach-
lässigt - wie wir in den Armuts- und Reichtumsberichten die Datenlage der sehr Reichen
klar kriegen. Da gibt es immer noch Defizite, die man beseitigen muss. Das haben wir ja
heute hier auch gehört.

Aber die zentrale Frage ist die nach der Funktion von Reichtum und sie steht in sehr
engem Zusammenhang mit ökonomischer und politischer Macht. Da kommt auch die
Diskussion über die Elite wieder ins Spiel. Bestimmen die Eliten auch in der Region, ob
dieses Gebäude so gebaut wird oder ob die sozialen Brennpunkte saniert werden? Das
ist die Frage, um die es in diesem Zusammenhang geht und die müsste meines Erach-
tens im Mittelpunkt stehen.

Prof. Hartmann:

Ich kann direkt anknüpfen, natürlich ist Macht der entscheidende Punkt. Das ist auch der
Teil, der von der Eliteforschung bestritten werden müsste. Nun gibt es das in der Bun-
desrepublik kaum und es ist auch nicht so ganz einfach. Denn, wenn man sich die Um-
fragen anguckt, kann man sagen: die Eliten, die die mächtigsten sind, sind die am
wenigsten auskunftsfreudigen.

Bei allen Eliteuntersuchungen stoßen sie in der Wirtschaft schon bei normalen Fragen
mehr oder weniger auf eine Mauer des Schweigens, wenn es aber dann an substantielle
Fragen geht, nämlich die, die das Geld betreffen, wird die Auskunftsbereitschaft noch mal
drastisch geringer. Das heißt, man müsste sich überlegen, wie man überhaupt dran
kommen kann und wie man mit solchen Datensätzen umgeht.

Je feiner die Datensätze sind, desto mehr kann man wirklich Veränderungen wahrneh-
men, was Macht und ähnliches angeht, das sieht man, wenn man - wie in den USA - in
den Promillebereich geht. Da müsste man auch bei uns hinkommen, man müsste das so-
weit integrieren können. Einfache Umfragen, die bisher stattgefunden haben, führen nur
sehr begrenzt weiter.

Ich will jetzt noch ein Beispiel dazu geben, weil wir das im Augenblick beobachten kön-
nen. Es findet im Augenblick im Hochschulbereich genauso ein Prozess statt. Da wird
Macht eingesetzt, um das deutsche Hochschulsystem grundlegend zu verändern. Es gibt
im Augenblick keinen Bereich, wo eine derartig massive Veränderung in der Weichen-
stellung stattfindet wie im Hochschulbereich. Es gibt ja viele Bereiche, wo sich in den
letzten Jahren etwas geändert hat, aber im Hochschulbereich passiert es aktuell und man
wird in den paar Jahren feststellen: da gibt es Macht und Reichtum auf der einen und
Ohnmacht und Armut auf der anderen Seite in einem Maße, wie wir das bisher nicht ge-
kannt haben.

Das ist nicht zwingend abzuleiten aus der Globalisierung und ähnlichem, sondern da sind
ganz gezielt Kräfte - einzelne Universitätsleitungen, CEOs, Politiker, Wirtschaftsvertreter -
mit dem Ziel angetreten, ihre Interessen durchzusetzen. Sie haben die entsprechenden
Informationen und Argumentationsketten auch öffentlich vertreten. Da hätte man gegen-
halten müssen. Das ist ein großes Manko der Wissenschaft gewesen, dass man nie ver-
sucht hat zu überprüfen, was an diesen Argumenten eigentlich dran ist.
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In diesem Zusammenhang am Schluss noch eine Kleinigkeit bezüglich der Spenden. Ich
beschäftige mich seit ein paar Jahren intensiv mit dem US-Hochschulsystem, weil das
hier immer als Beispiel genannt wird. Das sieht völlig anders aus, als es hier in der öffent-
lichen Wahrnehmung präsentiert wird. Das betrifft auch die Spenden.

Die Geldgeber spenden ja zu einem großen Teil nicht, weil sie so mildtätig sind. Das hat
auch etwas mit dem amerikanischen Nachlass- und Erbschaftsteuerrecht zu tun. Aber
das ist hier gar nicht der springende Punkt. Der zentrale Punkt ist: Die Spender wollen
etwas dafür haben.

Das sieht man immer dann, wenn es an den Eliteuniversitäten darum geht, ob die Son-
derbehandlung der Kinder von Ehemaligen abgeschafft wird. Dann gibt es einen großen
Aufschrei und dann wird immer mit derselben Drohung gefuchtelt: „Freunde, überlegt
Euch das gut! Ihr wollt Geld von uns! Und wenn Ihr das macht, dann müsst Ihr damit
rechnen, dass es von den Ehemaligen deutlich weniger Geld gibt.” Das heißt, da sind
Interessen, wirklich unmittelbare Interessen am Werke.

Wenn ich mir das übertragen auf Deutschland vorstelle, muss ich sagen, in dem Maß, in
dem öffentliche Gelder aus dem Wissenschafts- und Hochschulbereich oder auch aus
dem kulturellen Bereich durch private Gelder ersetzt werden, eröffnet man in diesen Sek-
toren Spielräume, Handlungsspielräume für durch nichts legitimierte Personen.

Die können dann einfach sagen, dafür zahle ich und für etwas anderes zahle ich nicht.
Dafür gibt es einen Stiftungslehrstuhl und dafür gibt es keinen. Dafür spende ich eine
Million und dafür spende ich eben keine Million. Wenn man sich SAP anguckt, deren
Gründer Hasso Plattner macht gerade in Potsdam viel für die Informatik, das ist schön
und auch lobenswert, aber er käme nie auf die Idee, irgendeine Sozial- oder Geisteswis-
senschaft zu fördern. Das erklärt er auch öffentlich. Das kann man hinnehmen oder man
kann sagen, wo nimmt er eigentlich das Recht her, das zu machen. Dazu müsste man
öffentlich über diese Sachen diskutieren. Also, mit diesem ganzen Spendenwesen, da
wäre ich sehr vorsichtig.

Prof. Huster:

Ja, da bin ich mit Ihnen völlig einer Meinung. Allerdings ist die Frage, auch wenn man
weiß, dass es in seinen Konsequenzen so ist: Warum laufen viele trotzdem wie die
Lemminge da hinter her?

Ich hatte 8 Jahre die Ehre, Rektor einer Hochschule zu sein. Es war hier in Berlin. Die
Hochschulenrektorenkonferenz tagte im Roten Rathaus. Ich gehörte zur kleinen radikalen
Minderheit, die es damals noch hinbekommen hat, Studiengebühren zu verhindern. Aber
inzwischen laufen die meisten Hochschulen mit Begeisterung hinter der Forderung bzw.
dem Einziehen von Studiengebühren her. Sie denken wirklich, der Staat wird ihnen diese
Einnahmen auf Dauer und zusätzlich überlassen. Nein, die direkten staatlichen Gelder für
die Hochschulen werden keineswegs erst mittelfristig herunter gehen.

Zu den Spenden. Zum Verhältnis Sozialstaat und Spendenverhalten. Man kann sicherlich
sagen, dass wir hier eine andere Tradition haben als etwa in England oder vor allem in
Amerika, das muss man in Rechnung stellen. Natürlich haben auch wir hier Traditionen,
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denken Sie bitte an den Herrn Sievekind, der Johann Hinrich Wichern das Raue Haus
mehr oder weniger kostengünstig zur Verfügung gestellt hat. Insgesamt aber haben wir
hier in Deutschland eine andere Tradition auf diesem Gebiete.

Noch eine konkrete Frage. Die Sache mit „Reichtum“ - personifiziert oder Massenphäno-
men? Herr Glatzer, mich interessiert wirklich nicht, wie viel Hummerschwänze ein Rei-
cher verzehrt, sondern mich interessieren vor allem die sozialen Bedingungen. Und auch
die sozialen Bedingungen, wie sich das weiterentwickelt. Ein Punkt, den wir hier heute
noch nicht besprochen haben: Wie kommt man zu Reichtum? Durch Fleiß – ja, in einem
gewissen Umfang -, aber eben auch durch Erbe und dann vor allem durch Heirat.

Ich dachte, dass Sie, Herr Hartmann, noch etwas dazu sagen würden. Soweit ich weiß,
paart sich der Nachwuchs dieser Schichten überproportional in der eigenen Klasse, in
seiner Schicht. Das heißt, das führt bei abnehmender Kinderzahl auch in diesem sozialen
Segment zu einer verstärkten Reichtumskonzentration.

Ich will noch auf zwei Punkte hinweisen: Das eine ist in der Tat die Frage, wie viel soziale
Ungleichheit braucht eine Gesellschaft und wie viel verträgt sie? Ralf Dahrendorf hat
schon in den 60er Jahren gesagt, zu einem Zeitpunkt also, wo wir von Armut, neuer
Armut, Reichtum, neuem Reichtum und so etwas überhaupt noch nicht geredet haben,
wo also noch die nivellierte Mittelstandsgesellschaft nachwirkte: „Eine Gesellschaft braucht
einen verlässlichen Boden und ein schützendes Dach.” Beides ist entscheidend: Boden
und Dach, verlässlich und schützend! Der Politik würde ich gerne sagen: Achten sie
darauf, dass sie nicht jeden Tag eine neue Sau durch das Dorf treiben, erst Recht nicht in
Gestalt ständig neuer Infragestellungen der Mindestsicherungssysteme!

Weiterhin empfehle ich, nicht ständig irgendwelche, nicht bewiesenen neoliberalen The-
sen durch die Gegend zu posaunen. Ich bin sehr dankbar dafür, was der Kollege Hart-
mann gesagt hat. Bedenken Sie bitte stets, wenn Sie ihr politisches Handeln als von
außen aufgezwungen bezeichnen, wie man im europäischen Ausland über diesen an-
geblichen Druck von außen denkt: Der Druck geht von Deutschland aus!

Wir, die mit Abstand ökonomisch stärkste Macht innerhalb der Europäischen Union, ver-
suchen diese Dominanz genau durch solche Mechanismen durchzusetzen, die dann ne-
gative Auswirkungen auf Belgien, Frankreich, die Niederlande etc. haben. Man muss sich
nicht wundern, dass wir Deutschen da zur Zeit nicht das tollste Image haben.

Aber - und das ist der andere Punkt - dieser Mechanismus ist bewusst eingesetzt worden
in den 80er Jahren. Mir ist überhaupt nicht nachvollziehbar, wie man mit Luxemburg eine
gemeinsame Währung haben kann, einem Land einwohnermäßig so groß wie Bochum,
das schlicht und einfach den Reichtum der Bundesrepublik Deutschland abschöpfen
kann, um dort einen entsprechenden Wohlstand zu produzieren. Wir haben dieselbe
Währung, wir haben keine Möglichkeit, über Absenkung oder Aufwertung oder wie auch
immer, diesen Mechanismus auszugleichen. Das halte ich für ein Unding.

Das ist aber bewusst von neoliberal sehr stark geprägten wirtschaftlichen und politischen
Kräften in England, in Frankreich und in Deutschland gestaltet worden. Wir führen eine
gemeinsame Währung ein, aber keine Mindeststandards im sozialen Bereich, was
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Jacques Delors in den 80er Jahren verlangt hatte, und wir sind nicht bereit, uns auf ge-
meinsame Mindeststeuersätze und so etwas einzulassen.

Mit der Folge, dass zur Zeit die nationale Politik sich im Grunde genommen nur noch so
niederschlagen kann, dass sie auf der einen Seite Sozialstandards - sprich also
Ausgaben für Soziales - auf nationaler Ebene absenkt und gleichzeitig die Steuersätze
für die besser Verdienenden runter zieht. Darauf beschränkt sich nunmehr Wettbewerb!

Aber dies ist nicht vom Himmel gefallen! Das sind politische Entscheidungen der 80er
Jahre, mit deren Folgen wir heute noch zu tun haben. Deswegen bin ich im Prinzip
eigentlich sehr angetan davon gewesen, dass die Regierungschefs in Lissabon und
später in Nizza im Jahr 2000 festgelegt haben, dass die soziale Integration sehr wohl Ziel
und Aufgabe der Europäischen Union ist, dass deswegen nationale Aktionspläne für
soziale Integration zur Pflichtaufgabe der nationalen Regierungen gemacht wurden.

Nur, kaum lief dieser Prozess an, mühsam lief er an, werden die Pferdchen schon wieder
gewechselt, eine neue Sau wird durchs Dorf getrieben, die heißt „streamlining“, jetzt
reden wir von „feeding-in“ und „feeding-out“. Ich übersetze ihnen das gar nicht. Ich als
Politikwissenschaftler versuche mühselig herauszukriegen, wie die Dinge zusammen-
hängen. Aber ich vermute, bis ich es verstanden habe, wird man sowieso auf europä-
ischer und auf nationaler Ebene eine neue Sau durch das Dorf treiben. Nein, so geht es
nicht!

Der entscheidende Punkt dieses Lissabonner Beschlusses war, neben der wissen-
schaftsbasierten ökonomischen Entwicklung der Europäischen Union auch den sozialen
Zusammenhalt (social cohasion) zu stärken. Und ich denke mir, deswegen dürfen wir
nicht die europäische Ebene kritisch beäugen, sondern wir müssen ihr mehr Kompeten-
zen im sozialen Bereich einräumen, zumindest was die Mindeststandards im Sozialen
anbelangt. Nur auf diese Art und Weise wird möglicherweise dieser Wettbewerbskampf
nach unten, unter dem wir zur Zeit stehen, reduziert werden können.

Wir leiden zur Zeit nicht unter der Globalisierung, sondern wir leiden unter diesem Pro-
zess innerhalb der Europäischen Union und das andere ist Ideologie. Natürlich haben wir
auch Globalisierung. Aber das ist nicht unser Hauptproblem. Unser Hauptproblem ist,
dass wir uns als Mitgliedsstaaten ein und derselben Europäischen Union zugleich als
Wettbewerbsstaaten gegenüber stehen und diesen Wettbewerb im Wesentlichen über
soziale Fragen und Steuerfragen austragen.

Hilde Mattheis:

Meine Herren hier auf dem Podium, ich danke Ihnen herzlich. Ich hatte zu Beginn der
Diskussionsrunde die Befürchtung, dass eine so lange Diskussionsphase, wie wir sie
angedacht hatten, nicht wirklich auch ausgenutzt werden würde. Dank Ihnen ist das doch
gelungen. Die vielen Fragen aus dem Publikum haben größtes Interesse signalisiert - mit
vielen Fragen, vielen Antworten, herzlichen Dank.

Meine Damen und Herren, bitte gehen Sie auch bei der Zweiten Runde nicht verloren.
Wir machen eine halbe Stunde Kaffeepause und treffen uns hier dann zum zweiten Teil
der Veranstaltung über „Zukünftige politische Handlungsfelder“ wieder.
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Anhang
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Notizen


